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Editorial



Institutionen schaffen Sicherheit, organisieren Märkte und garantieren den Zusammenhalt der Gesellschaft. Institutionen sind träge, verhindern Veränderung und neigen zu Verkrustung und Selbstbezüglichkeit. Diese Ambivalenz speist sich aus der Sache selbst: Staatliche Institutionen sind einerseits dazu da, die jeweilige Gesellschaft zu stützen, ihr Stabilität und Kontinuität zu geben und sollen andererseits einen fruchtbaren Boden für Entwicklung und Veränderung bereiten. Gerade die öffentlichen Hände stehen gegenwärtig vor der Herausforderung, ihr dichtes Netz von Regeln, Vereinbarungen, Normen und Ämtern so umzustricken und weiterzuspinnen, dass es elastisch bleibt und angesichts der sich rasant verändernden Welt nicht spröde wird und zerreißt. Die beiden Eingangsartikel ordnen die Entwicklung der Institutionen in der Stadtplanung und Stadtentwicklung aus persönlicher und historischer Perspektive ein. Sie schreiten kursorisch und systematisch die Herausforderungen ab, denen sie sich seit der Industrialisierung stellen müssen. Den Kern institutionellen Handelns in der Stadtentwicklung – die Daseinsvorsorge und gerechte Gestaltung unserer Städte durch selbstbewusst handelnde Akteure – stellen beide nicht zur Diskussion. Einige anschauliche Phänomene des Wandels haben wir von unabhängigen Journalisten und Fachleuten zusammentragen lassen. Die Berichte von wütend engagierten Bürgern, Raumunternehmern, einflussreichen Stiftungen sowie parallelgesellschaftlichen Strukturen werfen Fragen auf: Wie kann ein gutes Verhältnis von zivilgesellschaftlichem Engagement und politisch legitimierter Steuerung in Zukunft aussehen? Welche Wege gibt es, der sozial motivierten unternehmerischen Energie in einer Stadt mehr Raum zu geben? Wie kann der schmale Grat zwischen Selbstverantwortung und Parallelgesellschaften in unseren Stadtteilen gestaltet werden? Für die Auseinandersetzung mit diesen Fragen haben wir den Blick über die Sache hinaus gerichtet: beyond. Wir haben uns auf die Suche nach Inspirationsquellen gemacht, aus denen Hinweise für eine lebendige und kreative Gestaltung der anstehenden Veränderungen kommen könnten. Begonnen hat diese Suche gemeinsam mit der HafenCity Universität Hamburg und der Hochschule Bochum zum Thema Open Source: Wird es möglich sein, die Kultur und die Regeln



des Open Source auf Planungsprozesse zu übertragen? Welche Möglichkeiten und welche Fallen stecken darin? Open Source rekurriert auf einen Begriff mit enormer Sprengkraft: die Allmende. Eine uralte Form gemeinschaftlicher Raumorganisation, die Gesellschaften befähigt, gemeinsam zu handeln. Nur nicht immer. Was können Stadtplaner von der Nobelpreisträgerin Elinor Ostrom lernen? Das Gemeingütermanagement wurde und wird von Ökonomen weiterentwickelt, die auf der Suche nach ergänzenden oder alternativen Wirtschaftsformen sind. Auf diese Suche begibt sich auch der anschließende Artikel, der beschreibt, unter welchen Bedingungen erfinderische und entwicklungsfähige Unternehmen entstehen können. In den informellen Siedlungen der großen Metropolen findet Selbstorganisation scheinbar ganz ohne Institutionen und teilweise ohne von uns erkennbare Regeln statt. Manche dieser Entwicklungen sind Ausnahmezustände, „States of exception“, die gleichermaßen wichtige Entwicklungskatalysatoren oder große Risiken für die jeweilige Stadtentwicklung sein können. All diese Suchrichtungen kommen von ganz weit außen, aus der Softwareentwicklung, der Volkswirtschaft, aus Unternehmensberatungen oder südafrikanischen Townships: Frei nach Hannah Arendt, nach der das Denken, das aus der Peripherie kommt, dynamisch ist. Darum wird das Heft auch von einer besonderen Form der Illustration begleitet. Netzaktivisten, Wirtschaftsvertreter, Politiker und Kulturschaffende wurden nach ihrem Bild von staatlichen Institutionen der Stadtplanung und Stadtentwicklung gefragt. Unterschiedliche Vorstellungen, von denen der Illustrator fünf ins Bild gesetzt hat. Die Montag Stiftung Urbane Räume, die diese Sonderausgabe im Redaktionsteam mit Martin Kohler, Andreas Fritzen und Johannes Busmann entwickelt hat, gibt es seit fünf Jahren. Dass dieses Heft jetzt unter unserer Mitwirkung erscheint, ist kein Zufall. Wir haben die Erfahrung gemacht, wie herausfordernd die Zusammenarbeit von gemeinnützig-privatem Engagement und staatlich-öffentlichen Institutionen sein kann. Das Heft soll ein Beitrag dazu sein, dass dieser Dialog noch fruchtbarer und intensiver gestaltet werden kann. Frauke Burgdorff Montag Stiftung Urbane Räume
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Beyond Institutions? Versuch einer Positionsbestimmung der Stadtplanung



Text: THOMAS SIEVERTS Der Abschnitt von 1945 bis ca. 1960 war die Zeit der Beseitigung der Kriegszerstörungen und des Wiederaufbaus. Für mich war es die Gymnasialzeit und die Zeit des Studiums. Es war die Zeit des sich entfaltenden Wohlfahrtsstaats, von dem ganz selbstverständlich eine umfassende „Daseinsvorsorge“ für die sich ausdifferenzierende Industriegesellschaft erwartet wurde. Stadtplanung und Städtebau waren wesentliche Werkzeuge des Wohlfahrtsstaats, um den großen Wohnungsmangel zu bekämpfen. Hauptinstrumente waren der steuerfinanzierte öffentliche Wohnungsbau mit der dazugehörigen Infrastruktur, durchgeführt von z. T. mächtigen Wohnungsbaugesellschaften mit Unternehmensverfassung, wenn auch meist im Besitz von Gebietskörperschaften, aber auch von Kirchen und Gewerkschaften. Städtebau war Stadterweiterung durch Massenwohnungsbau, Städtebau war – auch in der Fachbezeichnung an den Technischen Hochschulen – Siedlungswesen. Bei unseren Diskussionen in den Seminaren war der Begriff Markt eher ein negativ besetztes Schimpfwort. Städtebau war die Befriedigung elementarer Bedürfnisse durch die öffentliche Hand, die nicht „marktfähig“ waren. Die Macht lag in diesem Abschnitt schon überwiegend bei den großen Wohnungsbaugesellschaften mit ihrem Flagschiff der gewerkschaftseigenen „Neuen Heimat“. Es herrschte ein zentralistisch organisierter technischer Pragmatismus.



Die Stadtplanung nach dem Zweiten Weltkrieg hat neben Zügen einer kontinuierlichen Entwicklung der Planungsinstitutionen und ihrer Gesetze auch mehrere Phasen mit tiefen Brüchen in der Stellung der Planung in Politik und Wirtschaft aufzuweisen. Im Folgenden geht es darum, der Frage auch im Licht meiner eigenen Erfahrungen nachzuspüren, ob sich in diesem heterogenen Bild untergründig Strömungen finden lassen, die dazu beitragen, die gegenwärtige Situation zu erklären. Ich werde meinen Versuch zeitlich in Abschnitte von ca. 15 Jahren gliedern, eine Abschnittsbildung, die sich allgemein bewährt hat und auch meinen Erfahrungen entspricht.
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Kr ystian TRUTH Czaplicki, Wroclaw Poland, 2006



1945 1960



Der Abschnitt von ca. 1960 bis 1975 markierte das Ende des Wiederaufbaus und der großen Wohnungsnot. Für mich war es die Zeit des Einstiegs in den Beruf, eine Zeit des Aufbruchs und der neuen Ansätze, zu denen gerade wir jungen Planer beitragen konnten. Es war das Zeitalter der großen Planungsgesetzgebungen (BBauG 1962, Bau NVO 1965, Städtebauförderungsgesetz 1972) und der Entfaltung der Raumplanung als Wissenschaft (Gründung der Raumplanungsfakultäten Anfang der 1960er-Jahre in Dortmund, Berlin und Kaiserslautern). Es war eine Zeit der Machbarkeitsvorstellungen (manche sagen auch des „Machbarkeitswahns“) durch umfassende, integrierte Stadtentwicklungsplanungen in eigens gegründeten Planungsstäben, angesiedelt bei den Oberbürgermeistern. Es war auch die Zeit der Verwissenschaftlichung, bis hin zu mathematischen Modellen und ihrer Abstraktheit, die sich auch in Städtebauformen ausprägte: Es war die Zeit der – bisweilen auch sozialwissenschaftlich begründeten – Großformen in Siedlungen, Universitäten und Krankenhäusern, hergestellt aus industriell vorgefertigten Bauteilen. Für mich und meine Partner bei der von uns 1965 gegründeten Freien Planungsgruppe Berlin war es eine begeisternde Zeit des Aufbruchs, der Entwicklung neuer Methoden und der Erfahrung der Wirksamkeit von Planung. Noch bei den Studentenunruhen von 1968 wurde auf beiden Seiten – den Linken und den Rechten – das politische Heil in planungstechnokratischen Maßnahmen des Staates gesucht – der Begriff der Ökologie kam noch nicht vor. Der Abschnitt war geprägt durch ein systematisch-wissenschaftliches Verständnis von Planungstechnokratie, und zwar im Westen und im Osten!



1960 1975
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ZUSAMMENFASSUNG: Thomas Siever ts im Preisgericht des Wettbewerbs „Leipziger und Potsdamer Platz“, Berlin 1991



Diese Fundamentalkritiken waren auch deswegen so wirksam, weil die Projekte der „großen Planung“ in der Tat zur Kritik Anlass gaben: Sie wurden – meist zu Recht – als starr, schematisch und unsensibel kritisiert, die „große Planung“ war in der neuen Situation des schwindenden Wachstums nicht mehr passend und angemessen. Die Aufgaben verlagerten sich immer stärker von der Stadterweiterung auf die Stadterneuerung, die ganz andere Planungsmethoden erforderte: kleinteiliger, partizipativer, kontextbezogener!



1975 1990



Der Abschnitt von der europäischen Wende 1990 bis in die ersten Jahre des neuen Jahrtausends (meine letzten Jahre als Hochschullehrer und meine ersten Jahre als Emeritus) war in Deutschland natürlich geprägt von den Schrumpfungserfahrungen in den „Neuen Ländern“, die die Stadtplanung vor ganz neue Aufgaben stellten. Die öffentlichen Kassen blieben leer, die marktradikale Liberalisierung der Stadtentwicklung setzte sich fort, die Privatwirtschaft übernahm jetzt fast unangefochten die dominante, die führende Rolle und erarbeitete nicht nur die Baupläne, sondern übernahm auch die inhaltliche Entwicklung der (hoheitlichen) Bauleitplanung. Die Globalisierung machte sich verstärkt über international organisierte Kapitalfonds bemerkbar und entzog sich de facto sowohl der nationalen wie auch der ortspolitischen Kontrolle. Die Investitionsentscheidungen fallen häufig in Global Cities in anderen Weltteilen. Ich hatte in dieser Phase den Eindruck, dass der Globalisierung auf der anderen Seite ein gewisses Desinteresse der Stadt- und Gemeinderäte an Fragen der Stadtentwicklung und des Ortsbildes außerhalb des historischen Kerns entsprach, einhergehend mit einem Statusverlust der Stadtplanungsämter in der Ämterhierarchie. Der alte Stolz auf das Privileg der Planungshoheit als eines Kernstücks der kommunalen Selbstverwaltung war und ist vielerorts immer noch verschwunden.



Die Phase seit 2005 – die ich als Emeritus beobachte – ist noch zu gegenwärtig, um verallgemeinerbare Schlüsse ziehen zu können, aber es ist festzustellen, dass der Einfluss intransparenter, global organisierter Kapitalfonds auf die Stadtentwicklung weiter zunimmt und dass die Orts- und Regionalpolitik erst beginnt, Antworten auf die neue Problemlage zu entwickeln.



Eine wichtige Antwort auf diese Situation formulierten die Internationalen Bauausstellungen, insbesondere die IBA Emscher Park als eine staatlich organisierte und finanzierte Qualifizierungs-Agentur zur ökologisch, gestalterisch-kulturellen und ökonomisch-strukturellen Transformation des Ruhrgebiets. Die IBA Emscher Park war ein wirkungsvoller Versuch eines neuen Planungsverständnisses, das mit Projekten statt Plänen arbeitet und Qualität statt Quantität förderte. Die IBA Emscher Park hat in Nordrhein-Westfalen ihre Nachfolger in Form der „Regionalen“ gefunden. Der Staat tritt in diesen Organisationsformen im Rahmen eines politischen Zielsystems in erster Linie als über Prioritätensetzungen einflussreicher Moderator und Qualifizierer auf. Damit hat sich das Selbstverständnis von Planung tiefgreifend verändert.



2005



1990 2004 8
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Was ist – wie anfangs gefragt – in diesem heterogenen Entwicklungsbild an durchgehenden unterschwelligen Strömungen zu erkennen? Insgesamt ist einerseits eine deutliche Abnahme des Einflusses öffentlicher Planungen festzustellen. Die Gründe hierfür liegen gleichermaßen in den grundlegend veränderten Aufgaben wie in der Finanzschwäche der Gebietskörperschaften: Die Stadtplanung ging einen Weg von wohlfahrtsstaatlicher pragmatischer Mangelbeseitigung über eine heroische Phase der komplexen Entwicklungsplanungen, der Verwissenschaftlichung und der integrierten Planungsstäbe – die zum großen Teil mit dem Instrument der großen öffentlichen Infrastruktur arbeiteten – zur schmerzhaften Erfahrung einer fundamentalen Schwächung der Raumplanung durch Neoliberalismus, erstarkende Ökobewegung und Kulturkritik.



© Seite 8 : Senatsver waltung für Stadtentwicklung Berlin



Erst im nächsten Zeitabschnitt von 1975 – dem Jahr des Denkmalschutzes – bis 1990 – dem Jahr der europäischen Wende (für mich war es die Zeit als Hochschullehrer und Büroinhaber) entfaltete sich eine wirkungsvolle Fundamentalkritik an der Stadtplanung von zwei Seiten: Auf der einen Seite stellte die sich gerade bildende Bewegung der Grünen das Dogma des Wachstums aus ökologischen Gründen grundsätzlich infrage. Auf der anderen Seite wollte der erstarkende, aus England und den USA kommende Neoliberalismus (manche nannten es auch Marktradikalismus) mit seiner grundlegenden Kritik an der inzwischen weitreichenden Staatstätigkeit des „sozialdemokratischen Zeitalters“ dem Staat die Steuermittel entziehen, um fast alle Aufgaben so weit wie möglich der Privatwirtschaft und damit dem Markt zu übertragen. Hinzu kam vom Feuilleton eine kulturelle Auseinandersetzung mit dem Städtebau und der Architektur der Moderne. So wurde der Stadtplanung von drei Seiten erheblich zugesetzt, mit der Folge einer erheblichen, bis heute reichenden Schwächung. Die umfassenden, integrierten Planungen wurden überhaupt nicht weiterverfolgt.



Die ambivalente Situation heute Andererseits sind gerade seit 1975 auch neue planerische Antworten auf die veränderten Problemlagen der Stadterneuerung, der Stagnation und des Bevölkerungsrückgangs entwickelt worden z.B.: vielfältige Beteiligungsformen der Bürger; kleine, maßgeschneiderte Entwicklungsgesellschaften und Formen des Quartiermanagements für die hochindividuellen Aufgaben der Stadterneuerung und nicht zuletzt die regional wirksamen Qualifizierungsagenturen der „Regionalen“, die sich um die Transformation des Bestands kümmern. Stadtplanung ist von einer überwiegend hoheitlichen Autorität zu einer moderierenden und motivierenden Institution geworden, die eher über strategische Projekte als über flächendeckende Pläne wirksam wird. So verliert einerseits die traditionelle öffentliche Planungsverwaltung mit ihren wenig beweglichen, in der Phase der Mangelverwaltung und anschließend zur Bewältigung des rasanten Wachstums entstandenen, auf Kontrolle ausgerichteten, hoch arbeitsteiligen Bürokratien an Einfluss. Andererseits haben die Planungsverwaltungen in mehreren Städten und Gemeinden neue, innovative Arbeitsformen entwickelt, die von Beweglichkeit und Verfahrenskreativität zeugen, mit z. T. hervorragenden Ergebnissen. Viele Planungsverwaltungen haben es verstanden, ihre Rolle zwischen globalem Finanzkapital und verfassungsmäßiger Planungshoheit neu auszutarieren. Sie fördern Freiräume für neue, aus zivilgesellschaftlichen Wurzeln wachsende Formen der kleinteiligen, kontextbezogenen Stadtentwicklung aus Bürgerinitiativen, von neuen Genossenschaften, von neuem Unternehmertum mit örtlichen Bindungen und von Stiftungen. Diese neuen Initiativen formen eine noch vergleichweise neue Bewegung, die ich sehr interessant finde und von der in dieser Publikation die Rede ist. Diese Phase ist von großer Bedeutung, denn vieles spricht dafür, dass diese Phase eine Vorstufe zu dramatischen Veränderungen ist, und gerade deswegen ist sie als Versuchs- und Erfahrungsfeld so wichtig, ja unverzichtbar! Diese Übergangsphase wird – wenn sie lebendig und kreativ bleibt – wichtige Experimente und Beispiele realisieren, die Maßstäbe für Zukünftiges setzen.
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Thomas Sieverts (*1934 in Hamburg) ist emeritierter Professor für Städtebau an der TU Darmstadt. Der Architekt und Stadtplaner führt seit 1978 ein eigenes Planungsbüro in Bonn. Er war u. a. Mitbegründer der Freien Planungsgruppe in Berlin und Direktor der IBA Emscher Park. Zu seinen bedeutendsten Veröffentlichungen zählt „Zwischenstadt, zwischen Ort und Welt, Raum und Zeit, Stadt und Land“ (1997).



DIE BEDEUTUNG VON RESILIENZ



Es wird eine lange Zeit der Unbestimmtheit geben. Hierfür einige Beispiele: Niemand kann heute voraussehen, ob z.B. der Klimawandel zu neuen, weltweiten Migrationsströmen führen wird oder wie sich die Verschiebungen auf dem Weltmarkt mit der Verlagerung ganzer Produktionszweige im globalen Maßstab auf die Stadtentwicklung auswirken werden. Auch die Auswirkungen der Umstellung der Energie von Öl / Gas auf erneuerbare Energiequellen auf die Stadtstrukturen sind alles andere als klar und ausgemacht. Es ist durchaus
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vorstellbar, dass – je nach regionalen Besonderheiten – der Mix der Energiequellen anders zusammengesetzt sein wird und es auf diese Weise wieder zu regionaltypischen Stadtstrukturen und Architekturen kommen wird.



Wenn wir schon nicht wissen können, wie die Städte der Zukunft aussehen werden, sollten wir unsere Energien nicht so sehr für Prognosen verwenden, sondern wir sollten die Unbestimmtheit als Freiheit interpretieren, das, was zu tun ist, nach unseren heutigen Maßstäben so gut und so schön zu machen, wie wir es vermögen, aber so, dass zukünftige Generationen es auch anders nutzen, verändern und daran weiterbauen können, nach ihren Bedürfnissen.



Es ist nicht einmal ausgemacht, ob die Globalisierung am Ende zu einer totalen, in der Tendenz vereinheitlichenden Vernetzung von allen mit jedem führen wird oder ob sich die Welt wieder stärker in kulturell und wirtschaftlich spezifischen Regionen organisieren wird, mit je einem eigenen Gesicht, kürzeren Handelswegen und einer regionsspezifischen Kultur. Die Wahrscheinlichkeit jedoch, dass alle linearen Ex trapolationen eher fehlschlagen werden, ist groß. Was also wäre in dieser Situation ein angemessenes Verhalten als Architekt und Stadtplaner? Ein Zauberwort in diesem Zusammenhang ist der Begriff Resilienz, was so viel wie Unverwüstlichkeit, Robustheit und Widerstandsfähigkeit bedeutet. Zur Resilienz gehören Begriffe wie Redundanz, verbunden mit funktionsunspezifischen Bau- und Erschließungsstrukturen. Aber eine solche Funktionsoffenheit darf, wenn sie zukunftsträchtig sein soll, niemals zur Charakterlosigkeit führen: Es geht um eine Verbindung von großer, offener Kapazität mit ebenso großer gestalterischer Prägnanz (Janson und Wolfrum). Hierzu wird auch eine Balance von revidierbarem fehlerfreundlichem „Light Urbanism“ gehören, der das Maß an Offenheit und Veränderbarkeit zeigt, das in der gegenwärtigen Zeit erforderlich ist, mit „Heavy Urbanism“ im öffentlichen Raum und bei öffentlichen Gebäuden, der die räumlich-gestalterische Stabilität und historische Kontinuität garantiert. Gerade in Zeiten so großer Unbestimmtheit wie gegenwärtig kommt es darauf an, die Grundzüge der Stadt, geprägt von Landschaft, öffentlichen Raum und öffentlichen Institutionen, deutlich herauszuarbeiten und zu stabilisieren. Die so definierten Bau- und Entwicklungsfelder als stabiles, kontinuierliches Entwicklungsgerüst sollten für Bauten und Nutzungen revidierbar und anpassbar bleiben.



In dieser Situation, in der niemand ein klares Rezept haben kann, ist wahrscheinlich ein tastendes, ausprobierendes Verhalten angemessen, um unterschiedliche Verfahren und Konzepte zu entwickeln und zu prüfen, ob und wenn ja, wie und warum sie sich bewähren.



Kr ystian TRUTH Czaplicki, Wroclaw Poland, 2006
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Wir stehen – wenn die Zeichen nicht trügen – vor einem tiefen Einschnitt, vielleicht kann man sogar von einer Schwelle zu einer dritten urbanen Revolution sprechen: Nach der Umwälzung von der Agrar- zur Industriestadt auf der Basis von Kohle (1. Moderne) im 19. Jahrhundert, nach der Umwälzung von der Industrie- zur Dienstleistungs- und Konsumstadt auf der Basis von Erdöl / Erdgas (2. Moderne) im 20. Jahrhundert sind wir jetzt auf dem Weg zu einer Dritten Moderne auf der Basis von Sonnenenergie in ihren vielfältigen erneuerbaren Formen. Wie bei den beiden vorhergehenden Umwälzungen auch, kann jeweils zu Beginn der Umwälzungen niemand vorhersagen, wie die Ergebnisse sein werden, wie also die Stadt einer Dritten Moderne aussehen wird. Ziemlich sicher aber lässt sich aus den Erfahrungen mit den beiden genannten, schon historischen Umwälzungen schließen, dass die Formen von Planen und Verwalten, wie sie aus den Anforderungen und Aufgaben der Zweiten Moderne hervorgegangen sind, in Zukunft nicht mehr passen werden. Mit Sicherheit lässt sich auch feststellen, dass alle Baumaßnahmen bei einer nachhaltigen Mindestlebensdauer von 50 bis 100 Jahren in eine Dritte Moderne „hineinragen“ werden, die wir zwar nicht kennen können, die wir aber bei all unseren Maßnahmen im Kopf haben müssen.
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Anmerkungen zu einer Geschichte der Institutionen in der Stadtplanung in Deutschland Text: Uwe Altrock Urbanisierung und moderne kommunale Selbstverwaltung Die für das heutige Planungssystem relevanten Rahmenbedingungen und Entwicklungen sind im Wesentlichen in den großen verfassungsrechtlichen, sozioökonomischen und siedlungsstrukturellen Umbrüchen des 19. Jahrhunderts zu finden. Sie haben in Deutschland auf eine besondere Weise Gestalt angenommen und sich im frühen 20. Jahrhundert zu den wesentlichen Vorformen unseres noch heute vorherrschenden Planungssystems verdichtet. Die Serie von Reformen des frühen 19. Jahrhunderts löste die absolutistisch-ständische Epoche ab und schuf die wesentlichen Voraussetzungen für eine Verschiebung des Verhältnisses von Stadt und Land (Bauernbefreiung, Gewerbefreiheit). Und sie war ausschlaggebend für das bis heute wirkmächtige Verhältnis von Stadt und Staat, das sich über die Reichsgründung, die Vereinheitlichung territorialstaatlicher Verwaltungsstrukturen und schließlich die kommunale Selbstverwaltung weiterentwickelte. Die Kernherausforderungen waren Industrialisierung und (verzögert anlaufendes) Stadtwachstum. Auf sie musste, grob verkürzt, mit dem Ausbau einer modernen städtischen Infrastruktur und der Gewährleistung einer räumlich-funktionalen Ordnung reagiert werden, die die Nutzungskonflikte und bodenrechtlichen Spannungen in einem erträglichen Maß hielt. Vor diesem Hintergrund ist die Stadtplanung im Kaiserreich noch stark von einem zwar autoritären, aber beinahe rudimentär anmutenden Staatsaufgabenverständnis geprägt. Dieses beginnt sich um die Jahrhundertwende gesamtgesellschaftlich mit den Bismarckschen Sozialreformen und später der immer stärkeren Übernahme gesellschaftlicher Aufgaben durch die Städte in der Weimarer Zeit nachhaltig zu wandeln.



Der Beitrag geht auf die Suche danach, warum das institutionelle Gerüst der Stadtplanung eher als Korsett denn als eleganter und lockerer Mantel gesehen wird. Er geht aber auch darauf ein, welche Konsequenzen sich daraus für raumwirksame Steuerung heute ergeben und inwieweit institutionellen Verkrustungen hier eine maßgebliche Bedeutung zukommt. Eine Geschichte der institutionellen Verankerung der Stadtplanung in Deutschland muss sich mit mehreren parallel verlaufenden und teilweise widersprüchlich wirkenden Entwicklungen auseinandersetzen. Die Einbettung in einen einfachen historischen „Bogen“ ist darum nicht möglich. An dieser Stelle kann es nur darum gehen, schlaglichtartig einige zentrale Gesichtspunkte herauszuarbeiten, die für eine Diskussion über deren Perspektiven „über Institutionen hinaus“ bedeutsam sind.
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Englische Straße 29, 57 x 7,5  x 56 cm, Plexiglas und Film, 2000



Damit lassen sich im Wesentlichen drei im 19. Jahrhundert anzusiedelnde Voraussetzungen für unser Stadtplanungssystem festhalten: die Konstitution der städtischen Selbstverwaltung im Zuge der Stein-Hardenbergschen Reformen nach dem Niedergang des Ständestaats, die Herausbildung eines „modernen“ stadtplanerischen Aufgabenspektrums im Zuge der industriellen Urbanisierung und die Antworten hierauf (Gefüge öffentlicher Infrastrukturausbau, Gefahrenabwehr und Sicherung der Hygiene – privatwirtschaftliche Ter-



rainentwicklung, technisch geprägter „Städtebau“) sowie die Übernahme von Verantwortung für die Sicherung und Entwicklung des gesellschaftlichen Wohlstands (Sozialreformen, Wohnungspolitik usw.). Staat und Wirtschaft Das Staatsverständnis und die Staatsaufgaben sind maßgeblich vom jeweiligen Verhältnis zur wirtschaftlichen Entwicklung geprägt. Veränderte politökonomische Arrangements drücken sich auch in den Institutionen und Instrumenten der Stadtplanung aus. Der Staat versteht sich im Kaiserreich als Produzent von Infrastruktur, in der Weimarer Zeit wandelt er sich zudem zum Produzenten von sozialem Wohnungsbau für die Massen an städtischen Arbeitern. In der wahnhaften nationalsozialistischen Zeit steht ein extrem staatszentrierter Industrialismus im Mittelpunkt. Die Nachkriegszeit schließt – in beiden Teilen Deutschlands mit den besonderen Herausforderungen des Wiederaufbaus – relativ nahtlos an das modern-fordistische Verhältnis von Staat und Wirtschaft an. Erst mit Ölkrise und Strukturwandel sowie den sozialpolitischen Protesten der 1970er- und 1980er-Jahre kündigt sich die postfordistische Zeit an, in der sich auch Stadtentwicklung und Stadtplanung von einer tief eingeschriebenen Planungseuphorie und dem Glauben an zentrale Steuerung verabschieden müssen. Am Handlungsfeld Wohnungsbau wird dieser Wechsel besonders deutlich: Der in der Weimarer Zeit aufkommende soziale Wohnungsbau ist im Gegensatz zum Kaiserreich von staatsnahen Akteuren beherrscht. Bis weit in die Nachkriegszeit zielt er darauf ab, standardisierten Massenwohlstand zu schaffen. Um mit strukturellen und periodischen Wohnungsnöten umzugehen, bedient er sich der Bewirtschaftung des Wohnungsmarkts. Die Verknüpfung dieses Stadtproduktionsmodus mit dem Leitbild der architektonisch-städtebaulichen Moderne wird insbesondere über die Industrialisierung und Standardisierung des Wohnungsbaus hergestellt. Er findet im Großsiedlungsbau an den west- wie ostdeutschen Peripherien nach dem Zweiten Weltkrieg seinen quantitativ markantesten Ausdruck. Institutionell stützt er sich auf die Verfügungsgewalt über große zusammenhängende Flächen. Im Westen formieren sich hierzu „Interessenblöcke“ aus Städten und institutiona-
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Interessenblöcke und Kombinate geraten im ausgehenden 20. Jahrhundert aus unterschiedlichen Anlässen in die Krise, stürzen aber letztlich mit einer zunehmenden Ausdifferenzierung der Gesellschaft über die Verschuldung öffentlicher Haushalte in der Blütezeit des Fordismus gemeinsam in den Orkus. Letztlich stehen sie für dessen leistungsfähigste Reifestufe, aber gleichzeitig auch für dessen Grenzen und sein qualitatives Scheitern an seinem quantitativen Erfolg. Die gesellschaftliche Ausdifferenzierung der anbrechenden postfordistischen Ära bringt im Verbund mit Entstaatlichungstendenzen in der Stadtentwicklung aber darüber hinaus eine neue Vielfalt von (privaten) Wohnungsproduzenten und Wohnformen hervor. Der Siegeszug der Baugruppen mit ihrem verdichteten Geschosswohnungsbau im traditionellen Baublock bringt die damit einhergehende Entstandardisierung in Verbindung mit einer Abkehr vom billigen Massenwohnungsbau und „nachmodernen“ städtebaulichen Leitbildern vielleicht am prägnantesten auf den Punkt. Auf der Suche nach einem flexibel-festen Handlungsrahmen Damit fällt der Blick auf das Planungsrecht, das einen wesentlichen Teil der planerischen Institutionen verkörpert und sich parallel zu den bisher dargestellten Rahmenbedingungen entwickelt hat. Entscheidend für den grundlegenden Wandel des Planungsrechts ist die verzögerte Anerkenntnis der Stadtplanung als Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung, die wiederum eng zusammenhängt mit dem Wandel der kommunalpolitischen Aufgaben und der Akteure der Stadtentwicklung. So wird die Stadtplanung im 19. Jahrhundert tendenziell als polizeiliche Ordnungsaufgabe begriffen, zunächst auf die Definition privatwirtschaftlicher Entwicklungsspielräume, beispielsweise für Terraingesellschaften. Sie definiert im Ergebnis trotz ihrer Fluchtlinienpläne nicht einmal die Grenzlinie zwischen öffentlichem und privatem Grund und Boden immer abschließend. Die zur Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung aufgestellten Vorschriften und Pläne werden von überkommunalen Polizeibehörden erlassen und aufgestellt. Einen entscheidenden Schub bringen genauere Zonenfestlegungen für Art und Maß der Nutzung, die ab dem Ende des 19. Jahrhunderts aufkommen, sich aber vor allem in den wachsenden Großstädten in der Weimarer Zeit weiter verbreiten. Sie greifen nicht zuletzt ökonomische Überlegungen auf, die eine Differenzierung der Nutzungsmaße in den Städten nahelegen. Sie gehen schließlich auch Hand in Hand mit einer stärkeren Regulierung der baulichen Dichte durch die öffentliche Hand in Großstädten. Hier wird auf unterschied-
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liche Weise versucht, der schlechten Wohnverhältnisse in den schnell gewachsenen Städten Herr zu werden. Gerade in eher sozialdemokratisch geführten Städten wird mit der ersten Phase des sozialen Wohnungsbaus in Großsiedlungen eine stärkere städtebauliche Auflockerung an der Peripherie herbeigeführt. Auch bauordnungsrechtlich werden entsprechende Schritte unternommen wie etwa ein Verbot von Hofbebauungen in Berlin 1925. Der entscheidende Hebel, um die neuen städtebaulich-wohnungspolitischen Leitbilder durchzusetzen, ist aber der Zugriff von Wohnungsunternehmen und Städten auf Grund und Boden. Die im zweiten und dritten Viertel des 20. Jahrhunderts hierzu entwickelten Instrumente greifen allerdings kaum auf umfassende Enteignungen zurück, die vor allem für fachplanerische Vorhaben mit hoher infrastruktureller Bedeutung eingesetzt werden. Das sich entwickelnde Instrumentarium für Bodenbevorratung und Bodenmanagement stößt schließlich aufgrund der begrenzten finanziellen Möglichkeiten der Kommunen an Grenzen, wenngleich es zum Ende der fordistischen Periode in Gestalt des Städtebauförderungsgesetzes von 1971 zunächst die Voraussetzungen für eine innerstädtische Kahlschlagsanierung schaffen kann. Der Widerstand gegen entsprechende Konzepte läutet letztendlich die kommunikative Wende der Stadtplanung und die Durchsetzung fundamentaler Veränderungen in einem nachmodernen Planungsverständnis mit ein.



FM3d2, 53 x 51 x 25 cm, Plexiglas, Modellfiguren, Metall, Papierkügelchen, 2003



Verfolgt man die planungsrechtliche Spur weiter, so lässt sich auf der einen Seite ein extremer Beharrungstrend des Planungssystems und seiner Protagonisten beobachten, die die Grundfesten der angebotsorientierten Planung kaum antasten und lange brauchen, bis etwa die tief in das Recht eingeschriebenen modernistischen Leitbilder – am besten erkennbar an der Geschichte der Funktionstrennung – allmählich aufgebrochen werden. Dies geht im Übrigen einher mit einer Verfestigung des durch Gerichtsentscheidungen vielfältig ausdifferenzierten deutschen Rechtssystems. Ironischerweise wird dieses gerade wegen der Individualisierung im Übergang zur postfordistischen Gesellschaftsformation zum stabilisierenden Anker der räumlichen Ordnung in einer bisweilen als klagewütig anmutenden Gesellschaft. Dies mag auch an dem Beharren auf dem Wert des verfassungsrechtlich geschützten Privateigentums an Grund und Boden liegen. Gleichwohl sickern seit Mitte der 1980er-Jahre allmählich auch Flexibilisierungstatbestände in das Planungsrecht ein und tun das in vermehrter Form bis heute mit einem wachsenden Zutrauen des Gesetzgebers auch in experimentelle Rechtstatbestände und informelle Pläne. Auch in der Delegation von Planungsaufgaben an Private zeigt sich eine allmähliche Flexibilisierung. Parallel zur Flexibilisierung und zur Herstellung von Rechtssicherheit manifestiert sich eine dritte maßgebliche Strömung in der Weiterentwicklung des Planungsrechts, deren Energie aus den Fachplanungen kommt. In einer komplexen



Gesellschaft, die ihre Individualrechte umfassend anzumahnen in der Lage ist, wird das seit dem 19. Jahrhundert bestehende Primat der Realisierung von tendenziell in Individualrechte eingreifende Schlüsselinfrastruktur abgesichert. Dafür werden Beschleunigungsgesetze zur Einschränkung der Beteiligung formuliert, regional- und landesplanerisch Rohstoffabbaugebiete gegen andere oberirdische Nutzungsideen immunisiert, öffentliche Aufgabenträger privatisiert und mit einer De-facto-Vetomacht bei der Entwicklung ihrer innerstädtischen Schlüsselflächen versehen – selbst wenn deren infrastrukturelle Bedeutung (Güterbahnhof, Hafen) längst einer immobilienwirtschaftlichen und standortentwicklungsbezogenen Rolle gewichen ist (hochwertig verkehrsangebundene multifunktionale Innenstadtlagen, Aufwertung von Wasserlagen). Als Viertes dürfen hier natürlich bei der Weiterentwicklung des Planungsrechts nicht die sehr genau formulierten Schutzrechte (FFH-Richtlinie, Emissionsschutz) vielfältiger Art vergessen werden, die immer stärker aus Brüssel kommen.
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lisierter Wohnungswirtschaft, die sich des Instruments der Kahlschlagsanierung in der Innenstadt bedienen, um die Nachfrage für Großsiedlungen am Stadtrand erst zu schaffen. Ihr Pendant im Osten, das staatliche Wohnungsbauprogramm, richtet wichtige Teile der zentral gelenkten Planwirtschaft bis hin zur Industrialisierung des Bauwesens um die Plattenbau-Kombinate hierauf aus und lässt die ökonomischen Möglichkeiten einer Aufwertung von kaiserzeitlichen Beständen einfach verkümmern.



Die Professionalisierung der Stadtplanung und Stadtentwicklung So unvollkommen, sprunghaft und kleinschrittig sich einige der geschilderten Entwicklungen im Zuge der Herausbildung der Stadtplanung auch vollzogen haben mögen, steht doch am Nachmorgen der deutschen Revolution im Zusammenhang mit dem (partiellen) Aufstieg der Sozialdemokratie auf kommunaler Ebene zu Beginn der Weimarer Republik



das Rüstzeug eines auf die Ordnung der Flächennutzung angebotsorientierten und auf die politökonomische Einbettung zunehmend fordistisch-staatszentrierten Stadtplanungssystems zur Verfügung. Mit den ersten Gehversuchen einer sich allmählich herausbildenden Stadtplanungsprofession (spezialisierte Ausbildungsgänge, fachöffentliche Debatten, Zeitschriften, Lehrbücher) zeichnet sich auch die erst viel später in vollem Umfang vollzogene Konturierung eines noch stark technisch-ingenieurwissenschaftlich geprägten, gleichwohl von ästhetisch-gestalterischem sowie immobilien- und wohnungswirtschaftlichen Zugängen geprägten Berufsfelds und gesellschaftlichen Subsystems ab. Es bedient die Leitbilder der Moderne mit ihrem Ruf nach „Licht, Luft, Sonne“ und ihrem Wunsch nach Funktionstrennung. So scheint es erstmals zu gelingen, in den rapide urbanisierten Städten menschenwürdige Lebensverhältnisse durchzusetzen. Ein politischer Anspruch, der von den verkrusteten Machtstrukturen des späten Kaiserreichs trotz lebendiger Reformdiskussionen lange Zeit erfolgreich klein gehalten worden ist. Sein Missbrauch im Dritten Reich und das grobe Missverständnis, dass während dessen Herrschaft die Stadtplanung ein wissenschaftliches Fundament bekommen habe, deutet auf eine bis heute nicht geschlossene Flanke der Stadtplanungsprofession hin: die Angewiesenheit auf Erneuerung von außen in Zeiten eigener Ratlosigkeit und mangelnder Reformfähigkeit vor dem Hintergrund einer engen und pragmatischen Verquickung mit dem politischen System und seinen formulierten räumlichen Steuerungsbedürfnissen
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Als sich die Professionalisierung der Stadtplanung schließlich in eigenen Studiengängen niederschlägt, verlieren die wesentlichen stadtpolitischen Herausforderungen der fordistischen Epoche schon stark an Bedeutung. Wieder sind es Einflüsse aus anderen gesellschaftlichen Bereichen, die nun zum „Gründungsmythos“ dieser Studiengänge werden und den Übergang in eine andere Zeit markieren: der Aufstieg von Beteiligungs- und Mitwirkungsverfahren, stärker verhandlungsbezogene Modi der politischen Entscheidungsfindung und der Umgang mit gesellschaftlicher Individualisierung. Mit dem Niedergang des Gott-Vater-Modells der Planung gerät das planerische Selbstverständnis in eine bis heute immer wieder spürbare Krise. Professionalisierung, wenn schon nicht Verwissenschaftlichung, wird in einem solchen Umfeld zu so etwas wie aktiver Strategiebildung und systematischer Suche nach und Entwicklung von Handlungsfähigkeit in einer komplexen, nicht von oben herab steuerbaren Gesellschaft. Die Reaktion der Stadtplanung auf neue gesellschaftliche Herausforderungen Der geschärfte Blick auf Selbstverständnis und Handlungsspielräume im historischen Wandel deutet auf eine allmählich steigende Komplexität des Planungssystems und seiner Institutionen hin. Das System wurde in der Vergangenheit zwar teilweise grundsätzlich an verändertere Herausforderungen angepasst, aber nicht zuletzt immer wieder durch neue Elemente und Institutionen angereichert. Punktuell schafft es so tatsächlich neue Handlungsspielräume, ohne in vollem Umfang auf die gewandelten gesellschaftlichen Herausforderungen einzugehen. Paradoxerweise wird das System zwar immer komplexer und formal immer „leistungsfähiger“, da es auf einen immer breiteren Schatz von Werkzeugen zurückgreift, wirkt aber gleichzeitig immer eingeengter und schwächer. Um diesen Zusammenhang näher zu erläutern, kann auf das Stufenmodell von Selle zurückgegriffen werden. In ihm beschreibt er den Wandel des Planungsverständnisses, anknüpfend an ein von Gerd Albers vorgelegtes Phasenmodell als eine schrittweise Anreicherung des verfügbaren und gängigen Planungsinstrumentariums. Neue Herausforderungen werden durch die Auflagerung einer weiteren „Stufe“ beantwortet, ohne dass die bewährten älteren Selbstverständnisse und Instrumente über den Haufen geworfen würden. Der pla-
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nerische Alltag ist zu einem großen Teil durch die „älteren“ Stufen geprägt, die aber deswegen eine geringere Aufmerksamkeit in der planungstheoretischen Reflexion der Profession genießen, weil sie eben inzwischen Routine sind. Unter Bewahrung älterer Selbstverständnisse werden die neuen Stufen nicht nur bisweilen als „Wende“ im Planungsverständnis begriffen, sondern überdies sind die durch die neuen Stufen ausgelösten Akzentverschiebungen direkt an die Veränderungen planerischer Aufgabenfelder gekoppelt. Der Aufstieg des rationalen Planungsmodells ist damit der Bedeutung der flächenhaften Stadterweiterung geschuldet, die so in einer vergleichsweise stark staatsinterventionistisch geprägten Gesellschaft am effektivsten die planerischen Voraussetzungen für die Realisierung der baulich-räumlichen Facetten des fordistischen Massenwohlstands schafft. Die Herausbildung der entsprechenden „Stufe“ ist also gewissermaßen die „fordistisch-staatsinterventionistische Wende“ des Planungsverständnisses, die das Vorgängermodell der Kaiserzeit mit ihrer starken Arbeitsteilung in öffentliche Infrastrukturbereitstellung und privatwirtschaftliche Stadtteilplanung um und durch Terraingesellschaften und Industrieunternehmen ablöst. Planungseuphorie und Stadtentwicklungsplanung alten Typs verkörpern diesen Ansatz vielleicht am deutlichsten. Die „kommunikative Wende“ korrespondiert mit einer Hinwendung zur Bestandsentwicklung, die sich erstmals intensiv mit den legitimen Interessen der ansässigen Quartiersbevölkerung auseinandersetzen muss und dazu das kommunikative Planungsinstrumentarium hervorbringt. Sie wird begleitet von einer Einsicht in die Notwendigkeit der komplementären Nutzung gesellschaftlich verteilter Ressourcen, vulgo dem Aufstieg des Governance-Paradigmas. Ökonomisch-demografisch bedingte Schrumpfungsprozesse wiederum stellen das gesamte angebotsorientierte System der Planungsinstitutionen infrage. Die Folge ist eine „experimentell-performative Wende“, die dem System eine neue „Stufe“ hinzufügt, ohne dabei den Planungsalltag infrage zu stellen. Sie ist charakterisiert durch die Hinwendung zu institutionalisierten Planungsexperimenten, die durch eine Verbindung performativer Kunstformen mit einer kreativen planerischen Prozessgestaltung neue Wege des Sehens, der Verständigung und der Raumnutzungspraxis auslotet. Sie nährt die Hoffnung darauf, neue planerische Strategien für die Bewältigung der Schrumpfung zu entdecken. Durch einen inszenierten öffentlichen Aufmerksamkeitsschub in der Tradition der sozialen Plastik schafft sie in vielen resignativ geprägten Konstellationen die Voraussetzungen für die Anwendung kommunikativer und anderer Planungsansätze. Für diese bringt sie entsprechende Anwendungsfälle und Mitwirkungsanreize überhaupt erst hervor. Wegen ihres konstitutiv experimentellen Charakters stehen die experimentell-performativen Ansätze im latenten Widerspruch zu der Stabilität des Institutionensystems, in dem sie agieren. Sie selbst provozieren so Verdruss über die vermeintliche Überinstitutionalisierung des Systems, wo dieses sich aufgrund seiner früheren Veränderungen längst auf einen Weg zumindest der Relativierung von institutionellen Verkrustungen gemacht hat.



Model SC4, 62 x 26 x 26 cm, Plexiglas, Diafilm, 1999



Gute Beispiele hierfür sind der Aufstieg integrierter Handlungskonzepte und der Rahmenpläne in Stadtumbau und Stadterneuerung unter Einbeziehung informeller Kommunikationsverfahren. Das formelle Instrumentarium der Bauleitplanung wird dabei zwar weiterhin zur Herstellung von Rechtssicherheit eingesetzt, wohingegen sich die stadtpolitische Entscheidungsvorbereitung, Verständigung und Konsensproduktion längst nicht mehr der Bauleitplanung als wesentlichem Instrument bedient. In der Folge entsteht ein Paradoxon der Ausdifferenzierung mit immer feinsinnigerer und geradezu für den jeweiligen Fall maßgeschneiderter „Planung“ des Grads institutioneller Absicherung und Einbettung von Planungsverfahren bei gleichzeitig wachsenden kritischen Ansprüchen an eine weitere Flexibilisierung des Systems.
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bis hin zu Opportunismus und Mitläufertum. Blickt man hier auf die internationale Entwicklung, so trägt dort ein Stenograph (Howard) die Idee der Gartenstadt in die Profession, und die Vorkämpferin der behutsamen Quartiersentwicklung ist Journalistin (Jacobs). Das interdisziplinäre Wesen (gesellschaftliche Brückenfunktion zwischen Ingenieurs-, Wirtschafts-, Politik- und Sozialwissenschaften mit gestalterischen Absichten) hat es immer unmöglich gemacht, Erfahrungswissen einfach zu kanonisieren. Es verhindert wegen der Breite des Ansatzes auch professionelle Sozialisierungsformen und Initiationsriten, die etwa die Hegemonie der Juristerei und der Architektur trotz verwandter Ausgangslage in deren jeweiligem Handlungsfeld absichern helfen.



Fazit Die Geschichte stadtplanerischer Institutionalisierung wurde als wechselvolle, mehrdimensionale Überlagerung unterschiedlicher, bisweilen widersprüchlicher Tendenzen dargestellt. Dabei sollte deutlich gemacht werden, dass von einer institutionellen Erstarrung im Planungssystem nicht die Rede sein kann. Vielmehr ist zu verzeichnen, dass der stets enge Zusammenhang zwischen Planungsaufgaben und Planungssystem in Zeiten einer Infragestellung des Wachstums paradigmas und der Individualisierung zusätzliche Ansprüche an eine Flexibilisierung produziert. Sie liegen mitunter im Widerstreit mit dem weiterhin zentralen Anspruch der Gewährleistung von Rechtssicherheit und der rechtsstaatlichen



Einklagbarkeit von Selbstverwirklichungs- und Schutzrechten, die sich aus der Verfassungsgarantie des privaten Eigentums (an Grund und Boden) ableiten lassen. Gleichwohl ist der inzwischen erreichte Grad an „institutionalisierter und institutioneller Pluralität“ im deutschen Stadtplanungssystem beachtlich.



Prof. Dr.-Ing. Uwe Altrock (*1965 in Memmingen) ist Diplom-Ingenieur (Stadt- und Regionalplanung) und Mathematiker. Er leitet das Fachgebiet Stadtumbau / Stadterneuerung an der Universität Kassel. Seine Arbeitsschwerpunkte sind Stadterneuerung, Mega Cities, Governance-Forschung und Planungstheorie. Er ist Mitherausgeber des Jahrbuchs Stadterneuerung und der Buchreihe Planungsrundschau.
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PRIVATE PROPERTY ... ... oder: Was macht eigentlich Christiania?



© Seite 18 : Andre Thiele



Wahrscheinlich ist es dann doch beruhigend, dass alles in dieser Welt von der Dynamik der Systeme geprägt ist. So hat nun diese Dynamik auch das System Christiania in Kopenhagen erreicht. Mitte des Jahres 2011 erwarben die Bewohner des weltbekannten Freistaats für 20 Millionen Euro das Grundstück und haben damit den Statuswechsel auf die Seite des Immobilieneigentümers vollzogen. Der mitleidig belächelte Kleinbürger, der seine Neugier regelmäßig mit Geringschätzung büßen musste, lehnt sich zurück und schmunzelt. Willkommen!
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Die 2010er Was ist neu am neuen Widerstand?



Christian Holl ist freier Autor und Partner von frei04 publizistik in Stuttgart. Er studierte Kunst und Germanistik sowie Architektur und war Lehrbeauftragter an den Universitäten in Darmstadt, Stuttgart, Wuppertal und Kaiserslautern. Er ist Kurator und Mitglied im Ausstellungsausschuss der architekturgalerie am weißenhof und seit 2010 Geschäftsführer des BDA Hessen.



26.10.2009: Räumung der Fabrik im Gängevier tel Hamburg



Bewegungen, Bündnisse, Initiativen, die sich in die Planung einmischen, scheinen zugenommen zu haben. Sicher ist, dass es ihr bisweilen unorthodoxes Agieren Planern, Verwaltungsangehörigen und Politikern mitunter nicht gerade einfach macht. Was macht sie stark?



Text: CHRISTIAN HOLL



Eine wirklich bunte Truppe Motivation, Zusammensetzung und Ziele solcher Gruppen unterscheiden sich mitunter erheblich. Vielfältig ist das Engagement etwa hinsichtlich der Forderungen – alternative Planungen oder Nutzungskonzepte, Erhaltung des Bestands oder die Veränderung des Status quo. Den einen geht es um stadtbildliche Repräsentanz, anderen um ökologische oder
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kulturelle Belange, wieder andere setzen sich für ihr Verständnis von Verteilungsgerechtigkeit, etwa den Zugang zu Wohnraum, Bildung oder Entscheidungseinfluss ein. Vielfältig ist das Engagement hinsichtlich der Gruppe derer, die protestiert, hinsichtlich der Verbündeten, die sie sucht, der Organisationen, aus denen sich heraus der Widerstand speist. Der Protest kann ein dezidiert konservatives Anliegen vertreten oder eines, das dem linken politischen Spektrum zugeordnet werden kann. Oder es werden in einer Sache Bündnisse quer zu gängigen Schemata politischer Orientierung geschlossen. Die Gruppen können Partner der Stadtverwaltung sein oder deren Gegner, können durch Stiftungen unterstützt werden oder in ihnen einen Feind sehen. Sie wehren sich gegen den Abriss eines einzelnen Gebäudes, wie der Mensa in Weimar, dem der Beethovenhalle in Bonn, oder sie wenden sich gegen einen Neubau, etwa gegen den für das Museum Sander in Darmstadt. Andere Bewegungen haben räumlich größere Areale im Blick, die bald verändert werden sollen – etwa den Bockenheimer Campus in Frankfurt, der nach dem Umzug der Goethe-Universität neu überplant werden soll, oder das Spreeufer in Berlin im Umfeld des Projekts Mediaspree. Diesen Gruppen geht es um eine anders verstandene, meist kleinteiligere, gemischte, sozial abgewogene Stadtentwicklung. Räumlich weniger konkret festgelegt, oft durch einen planerischen Anlass gegründet, darüber hinaus aber von einer prinzipiellen Sorge um die
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„Künstler retten Stadt“ (FAZ); „Das Hamburg-Wunder“ (Die Zeit); „Sieg der Freibeuter“ (SZ) – als die Stadt Hamburg im November 2009 das Gängeviertel, das Künstler und Aktivisten seit Ende August besetzt gehalten hatten, von einem niederländischen Investor zurückkaufte, wurde dies in den großen deutschen Tageszeitungen als eine Wendemarke in der Stadtpolitik gepriesen. Die Lektüre der Berichte zeigt, dass man im Hamburger Protest etwas grundsätzlich Neues repräsentiert sieht. Nicht immer erweist sich als Wendemarke, was Journalisten so bezeichnen – aber in diesem Fall könnten die Ereignisse in Hamburg tatsächlich für etwas stehen, das an der Grundsubstanz der stadtpolitischen und planerischen Praxis rührt. Denn man muss nicht lange suchen, um bundesweit auf eine unübersichtliche Menge an Initiativen, Bewegungen, Organisationen zu stoßen, die sich in die Planung einmischen, auf sie Einfluss nehmen oder nehmen wollen. Leicht und pauschal lassen sich diese Gruppen allerdings nicht zuordnen. Gerade das macht es schwer, die Frage zu beantworten, was denn nun dieses Neue bedeutet.



30.09.2010: Räumung des Schloßgar tens in Stuttgar t



Es überrascht daher nicht, dass vielen Verantwortlichen in Politik und Verwaltung, insbesondere auf lokaler Ebene, die Ratlosigkeit im Umgang mit solchen Bewegungen anzumerken ist, gerade wenn sie meinen, ausreichend legitimiert Entscheidungen herbeigeführt, „alles richtig“ gemacht zu haben. Denn zum einen ist nicht leicht auszumachen, in welchen Anteilen sich der Verdruss mit den eingeschliffenen Abläufen der lokalen oder überregionalen Politik in den Movens des Protestes mischen – die Ursache der Verdrossenheit ist



Zusammen sind sie stark Um die neue Qualität der sich wehrenden Initiativen besser zu verstehen, ist der Blick nach Hamburg aufschlussreich. Überregional wenig wahrgenommen wurde, was dem Erfolg der Besetzung des Gängeviertels vorausgegangen war. Im Sommer 2009 nämlich hatten sich mehrere Bewegungen und Initiativen zum Bündnis „Recht auf Stadt“ zusammengeschlossen. In Workshops und regelmäßigen Treffen werden nun Erfahrungen ausgetauscht, Aktionen koordiniert, Strategien diskutiert. Über sich selbst formuliert das Netzwerk: „Recht auf Stadt (RaS) ist ein Netzwerk aus 40 Hamburger Initiativen, die sich für bezahlbare Mieten, die Erhaltung von  ffentlichen Grünflächen und eine wirklich demokratische ö Stadt einsetzen; für das Recht auf Stadt für alle BewohnerInnen – gegen Gentrification und neoliberale Stadtentwicklung.“
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Und es finden sich Aktionsbündnisse, die sich konkret gegen ein Projekt richten, aber mit Umweltschutzverbänden, alternativen Verkehrsvereinen, mit lokalen Stiftungen, kulturellen Akteuren und Parteien vernetzt sind. Hier werden politische und organisatorische Erfahrung, Fachwissen und -material genutzt, um anhand eines konkreten realen Projektes Unterstützung und öffentliche Aufmerksamkeit zu mobilisieren. Da geht es auch im konkreten Projekt selbst, etwa der Olympiabewerbung Münchens, um eine grundsätzliche Frage des Umgangs mit der Stadt, der Umwelt, um die grundsätzliche Frage der Bürgerbeteiligung, der Planungskultur, der politischen Schwerpunktsetzung.



aber durch die Angelegenheit, die konkret verhandelt wird, nicht aus der Welt zu schaffen. Die Gruppen sind, nicht zuletzt dank Internet, Facebook, Twitter und Mobilfunk, gut informiert, flexibel organisiert, können rasch handeln. Und sind darin den institutionellen Akteuren oft einen Schritt voraus. Und nicht zuletzt sind sie zunächst niemandem darüber Rechenschaft schuldig, ob sie in der Vertretung ihres Anliegens legitimiert sind, ob ihr Anspruch von jenen Betroffenen geteilt wird, die sich nicht in vergleichbarer Weise engagieren und organisieren wollen oder können. Dieses Ungleichgewicht an Legitimationsdruck macht diese Bewegungen unberechenbar; mit ihnen umgehen zu müssen, kann deswegen eine undankbare Aufgabe sein.
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 ntwicklung des gesamten Gebiets getragen sind etwa die E unzähligen Altstadtvereine, Ortsteil- und Dorfinitiativen oder Bündnisse wie „Wuppertal wehrt sich“.



In dieser Selbstbeschreibung wird sichtbar, dass das vom Einzelnen konkret vor Ort Erlebbare verbessert werden soll, dass das, wogegen sich das Netzwerk jeweils wendet, aber auch als Teil einer breiten Entwicklung verstanden wird, die zu beeinflussen man sich durch die konkrete Aktion verspricht. Das Netzwerk versteht sich als Gegenspieler von Verfechtern neoliberaler (Stadt-)Politik, einer Politik, die Bewohnerbedürfnisse ökonomischen Kriterien unterordnet. Die Leerstand bei gleichzeitig hohen Mieten duldet, die den Umgang mit den Flächen in der Stadt nach ökonomischen Prämissen verfolgt, die ein Überangebot an Büros entstehen lässt und die dafür sorgt, dass auch Leerstand mitunter rentabel ist. Im Bündnis gewinnen die Initiativen an Schlagkraft, weil sie im Verbund von der Erfahrung der anderen profitieren. Sie können besser vorbereitet in Diskussionen gehen, sie haben es leichter, öffentliche Aufmerksamkeit zu erhalten, den für ein spezifisches Anliegen richtigen Ansprechpartner, die richtige Unterstützung zu finden. Ebenso wichtig aber sind möglicherweise die weniger offensichtlicheren Wirkungen des Zusammenschlusses. Weil man sich gegenseitig unterstützt, wird man weniger angreifbar. So berichtet Christoph Schäfer, einer der Initiatoren des Netzwerks, dass das Engagement auch deswegen mutiger werde, weil durch den Zusammenschluss die Akteure einen Grund



zur Selbstanklage verloren hätten. Waren sie bisher dem Vorwurf ausgesetzt, nur für die eigenen Interessen einzutreten, steht nun das eigene Interesse im Einklang mit dem Engagement für andere – sie setzen sich für die Anliegen von Eltern behinderter Kinder ein, ohne selbst welche zu haben. Aktivisten bekommen Unterstützung und Halt in extremen Situationen, bei öffentlichem Druck oder wenn sie unter der Beobachtung durch den Verfassungsschutz stehen. Es sinkt die Bereitschaft, dass sich eine der Gruppen durch geringe Zugeständnisse spalten lässt; gestiegen ist der Mut, Bedingungen nicht zu akzeptieren und Verhandlung ablehnen, um damit nicht die Planung zu legitimieren, gegen die man sich wendet. So wehrte man sich 2010 gegen die „Alibi-Bürgerbeteiligung“ bei der Konversion des Areals der Alten Rindermarkthalle in St. Pauli, weil hier schon vor deren Beginn „klare Vorgaben für eine künftige Nutzung des Geländes gemacht“ wurden (u.  a. eine Music-Hall, Eventgastronomie und Shopping-Zonen für gehobene Ansprüche). Bewirkt wurde bislang einiges: Im neuen Bernhard-NochtQuartier sind die Investoren inzwischen ganz vom Bau von Eigentumswohnungen abgerückt, haben die Anzahl der Luxuswohnungen reduziert, die Mieten sollen hier auf zehn Jahre stabil bleiben. Eine lokale Initiative sah sich im Erfolg eines Bürgerbegehrens bestätigt, in dem 70 % für den Erhalt des Grünzugs am Isebekkanal stimmten. In einigen Quartieren der Innenstadt soll in naher Zukunft eine soziale Erhaltungssatzung eingeführt werden. Höchstbieterverfahren bei der Vergabe öffentlicher Ausschreibungen auf dem
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lung ist schlicht falsch“, so die Süddeutsche Zeitung im Oktober 2010. Trotzdem riss der Widerstand über die Jahre hinweg nicht ab – dafür sorgte eine gut organisierte Initiative „Leben in Stuttgart – Kein Stuttgart 21“ und das Aktionsbündnis gegen Stuttgart 21, die mit Umweltschutzorganisationen, und alternativen Verkehrsvereinen sowie lokalen Architektur- und Planungsbündnissen und u.a. über die Grünen bis in die Politik vernetzt sind.



Die Euphorie und das Wohlwollen, das zu Beginn das Bündnis „Recht auf Stadt“ begleitet hat, ist allerdings wieder verflogen. „Die Debatte ist wichtig und sie ist überfällig“, hatte sich im November 2009 die damalige Kultursenatorin noch erfreut über das Engagement gezeigt. Inzwischen werden allerdings Zweifel daran laut, ob es sinnvoll ist, dass alles Neue „unter Bürgerbegehren-Verdacht gestellt wird“, wie es der Hamburger Publizist Gert Kähler im Dezember 2010 konstatiert: „Irgendeine Initiative wird schon dagegen sein. Dabei ist der Streit zwischen Entscheidungen von Abgeordneten, denen man als Bürger per Wahl seine Stimme auf Zeit geliehen hat, und der direkten Abstimmung durch Teile der Bevölkerung nicht entschieden: Wer hat mehr Recht?“ Alte Herrschaftstechniken sehen alt aus Auch dem Protest gegen das Bahn- und Stadtentwicklungsprojekt Stuttgart 21 liegt eine gute Organisation und eine gute Vernetzung der Mitglieder eines Bündnisses zugrunde. Es wurde nicht nur demonstriert, weil man mit dem Umbau des Bahnknotens nicht einverstanden war, hier hatte sich eine Unzufriedenheit mit den Schwerpunkten der Stadtplanung, dem Umgang mit Bedenken und Gegenargumenten, mit zurückgehaltener Information über Kosten, aus Gutachten und über die Planungsgrundlagen aufgestaut. Mit dem Widerstand gegen Stuttgart 21 wurde dieses Unrechtsempfinden artikulationsfähig. Bereits 1996 waren von einem Bündnis aus alternativen Verkehrsvereinen und Umweltschutzverbänden Gegenmodelle zu Stuttgart 21 vorgelegt worden. Regelmäßig bis in die späten 1990er-Jahre sind Veranstaltungen durchgeführt worden, auf denen über das Projekt gestritten wurde. Die Entscheidung war freilich 1995, ein Jahr nach Bekanntgabe des Projekts, ohne öffentlichen Diskurs gefällt worden. „Den Gegnern des Bahnprojekts Stuttgart 21 wird vorgeworfen, sie hätten ausreichend Gelegenheit zum Mitreden gehabt. Doch von wegen! Ein Blick in die Archive zeigt: Diese Unterstel-
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Für den Erfolg des Protestes spielt das Internet eine wichtige Rolle. Ihm ist es zu verdanken, dass alte Herrschaftstechniken nun tatsächlich alt aussehen. Im Internet können sich Menschen mit einer Fülle von Material kompetent machen –  viele machen von diesem Angebot ausgiebig Gebrauch und lassen sich auch nicht von langen Texten und komplexen Sachverhalten abschrecken. Durch das Web 2.0 sind die Möglichkeiten, mit der Macht über die Bilder auch Macht zu legitimieren, brüchig geworden. Am Ende des 30. September 2010 (dem Tag, an dem der gewaltsame Polizeieinsatz gegen jugendliche Stuttgart-21-Gegner stattfand) waren Menschen verletzt und Bilder im Umlauf, die die Unfähigkeit zum gewaltfreien Umgang mit dem Widerstand gegen das Projekt dokumentierten. Geschlagene fünf Tage brauchte die Polizei, um ihre Bilder des Einsatzes zu präsentierten – da waren schon lange Bilder und Filme im Netz zu finden und in Nachrichtensendungen gezeigt worden, auf denen deutlich mehr zu sehen war als das, was die Polizei zeigen sollte. Stuttgart 21 zeigt eindrücklich, dass die öffentliche Inszenierung von Durchsetzungskraft den Protest stärkt. So erwies es sich schon als Fehler, mit dem Beginn des Baus unter Polizeischutz Stärke zu demonstrieren –  das machte die Protestierenden nur wütender, wurden sie damit doch als Ohnmächtige vorgeführt. Und die Sache wurde dadurch nicht einfacher, dass Stuttgart 21 von der Bundeskanzlerin zu einem Projekt nationaler Bedeutung aufgewertet wurde. Die Gefahr, dass sich nun im Bild dessen, was verwirklicht werden wird, das Scheitern nationaler Politik zeigen könnte, stellte das Projekt in einen Kontext des Entweder-oder, des „Ganz oder gar nicht“, der eine Konfliktlösung im Sinne eines Aufeinanderein- und -zugehens unmöglich machte. Merkel hat unglücklicherweise offiziell bestätigt, was die Gegner bislang zur internen Mobilisierung taten – Stuttgart 21 zu einem Thema der Landtagswahl 2011 zu machen. Auf den Internetseiten der Gegner wurden schon lange vor Merkels Äußerungen die Tage zur Landtagswahl gezählt. Die unermüdlichen Vermittlungsversuche, wie sie beispielsweise der Leiter der zuständigen Planungsabteilung der Stadt Stuttgart, Uwe Stuckenbrock, unternimmt, wurden dadurch zumindest geschwächt, wenn nicht unterlaufen. Potenziale innerhalb des bereits Entschiedenen wurden damit aus der Diskussion genommen, das Verhandelbare unsichtbar gemacht. Die Qualität der städtebaulichen Planung und die Möglichkeiten der Kommune, diese zu gestalten, spielten in den Diskussionen um Stuttgart 21 erstaunlicherweise nur noch eine Nebenrolle. Entscheidungen offenhalten, Information zugänglich machen Stuttgart 21 zeigte, wie fatal es sein kann, wenn im politi-



2009 schließlich hatte der Bürgermeister Christof Nitz einen Investor und Betreiber sowie potenzielle Nutzer gefunden. Die legten einen eigenen Entwurf vor, der den Abriss der genannten Gebäude vorsah und die ortstypische Kleinteiligkeit wenig berücksichtigte. Inzwischen hatte sich eine Bürger initiative formiert, die alternative Organisations- und Gestaltungskonzepte ins Spiel brachte und die öffentliche Diskussion forcierte. Ende September entschied der Gemeinderat, einen ursprünglich nicht vorgesehenen Gestaltungswettbewerb durchzuführen, dessen Ergebnis frühestens im Sommer 2011 erwartet wird – einen solchen Wettbewerb hatte der Bürgermeister noch im Sommer 2010 abgelehnt. Für ein dialogbereites Klima ist aber wichtig, dass, wie es ein Gemeinderat formuliert, der Erfolg, einen Gestaltungswettbewerb erwirkt zu haben, nicht allein von der Bürgerinitiative in Anspruch genommen werden kann; er wäre „wahrscheinlich“ auch ohne deren Engagement ausgelobt worden, war der Investorenentwurf doch auch in der Verwaltung und von Mitgliedern
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Immobillienmarkt wurden durch die Konzeptausschreibung ersetzt, in welcher neben dem Bieterpreis auch die inhaltliche Ebene (etwa ökologische und soziale Aspekte) berücksichtigt werden müssen.



schen Prozess ausgeschlossen wird, dass Teile eines Projekts sich ändern können. So wird verhindert, dass Änderungen an der ursprünglichen Planung vorgenommen werden können, ohne dass eine der sich mit unterschiedlichen Anliegen gegenüberstehenden Parteien ihr Gesicht verliert. Das gilt auch im Kleinen. Wie hilfreich es für das Klima der Auseinandersetzung ist, Entscheidungen flexibel fällen zu können, zeigt sich in Schopfheim in Südbaden (knapp 20.000 Einwohner). Hier hat die Gemeinde von einer Erbengemeinschaft ein Gebiet erworben, das mittelfristig als das letzte innerstädtische Entwicklungsareal angesehen wird. Das etwa 2.500 m² große Uehlin-Areal soll die Innenstadt aufwerten. Um die Gestaltungsmöglichkeiten auszuloten, erstellte der Architekt Christoph Bangert eine Projektstudie, in der er vorsah, einige auch für die Geschichte der Stadt wichtige Gebäude zu erhalten –  in zweien von ihnen hatte der überzeugte Anhänger der 1848er-Revolution Johann Georg Uehlin gewohnt, hier wurde eine ebenfalls von Uehlin verlegte Zeitung für Schopfheim gedruckt.



des Gemeinderats abgelehnt worden. Diese Entwicklung wurde nur möglich, weil rechtzeitig alternative Wege von denen in Erwägung gezogen worden waren, die sie zumindest nicht von Anfang an vorgeschlagen hatten. Trotzdem reichte die Bürgerinitiative eine Petition gegen den Abriss ein, die allerdings erst nach der Landtagswahl behandelt wird. Der bereits ausgeschriebene Gestaltungswettbewerb wird deswegen nicht unterbrochen, „ein Abriss ist kein Muss“, wie Bürgermeister Nitz versichert. So wenig verallgemeinerbar also Initiativen und Protestbewegungen sind – sie werden unbequem bleiben, vor allem dann, wenn die Meinung der Bürger sich nur als unverbindliche Anregung äußern darf. Es muss tatsächlich etwas zu entscheiden geben. Verwaltung und Politik stehen dabei vor der Herausforderung, zu gewährleisten, dass nicht nur Gebildete und Wahlberechtigte, Engagierte und Protestierende, sondern auch die Anliegen derer in der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden, die nicht aus freien Stücken einem Aufruf zur Bürgerbeteiligung folgen. Für beide Seiten gilt, dass die Haltung im Dialog zwischen Verwaltung, Institutionen und Initiativen von Anfang an eine sein sollte, die von gegenseitigem Respekt geprägt ist. Trotzdem wird der Dialog unberechenbar bleiben, denn selbst der Respekt vor den Bürgern garantiert nicht, dass sie diesen erwidern oder mit Augenmaß das realistisch Machbare akzeptieren, wenn nicht alle Wünsche erfüllt werden können. Es gilt in diesen Prozessen also, das Risiko einer Konfrontation zu minimieren; auszuschließen ist es nicht. Für institutionelle Vertreter heißt es zumindest, sensibel mit den Möglichkeiten des Amts, des Mandats, der Position umzugehen. In erster Linie gilt es, den eigenen Zugang zu Information auch dem Dialogpartner zu gewähren. In Hamburg waren die Bedingungen, unter denen der Investor die Häuser des Gängeviertels erwarb, nicht öffentlich bekannt. Im Falle von Stuttgart 21 haben Parlamentarier über ein Projekt entschieden, dessen finanzielle und bahnbetriebliche Grundlagen ihnen in wesentlichen Punkten gefehlt haben – und die deswegen natürlich auch keinem anderen zur Verfügung standen. Eine der wichtigsten Währungen in der Planung werden in Zukunft Vertrauen und Glaubwürdigkeit sein –  wer etwas verbirgt, macht sich angreifbar. Das Klima des Misstrauens macht es deutlich schwerer, die Kraft der Initiativen zugunsten einer stabilen Stadtentwicklung zu nutzen.



Vom Traum zum Raum



Die einen haben ein Anliegen, aber nicht die nötigen Mittel zur Umsetzung. Den anderen fehlt eine Vision. Wer über beides verfügt, ist ein Raumunternehmer. Wie solche gemeinnützigen Entrepreneure Räume prägen können, zeigen zwei Beispiele aus Basel und dem Ruhrgebiet.



Text: HARALD WILLENBROCK Vermutlich wäre alles ganz anders gekommen, hätte Michael Lorenz Ende der 1980er-Jahre nicht nach einem Standplatz für sein altes Volkswagen-Wohnmobil gesucht. Damals entdeckte der Student der Verwaltungslehre am Gelsenkirchener Stadtrand einen verlassenen Bauernhof, eingeklemmt zwischen Nordstern-Zeche, Autobahn und Rhein-Herne-Kanal. Das Areal war derart von Bergbauschlacke und Himbeergestrüpp bedeckt, dass man erst einmal zentimetertief hätte graben müssen, um einen Fuß auf die Erde zu setzen. Ein echter Unort.



Gewerbehof im Gundeldinger Feld, Basel
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Heute findet sich an gleicher Stelle ein Lehr- und Erlebnisbauernhof mitten im Ruhrpott, ein wildes Idyll, das von Lorenz und seiner Frau in Eigenregie betrieben wird und von der UNESCO kürzlich als „Drehscheibe und Ankerpunkt für Bildung nachhaltiger Entwicklung und Integration“ ausgezeichnet wurde. Wer auf dem verschneiten Weg zum Hof steht, mag kaum glauben, dass es von hier aus keine sechs Kilometer zur Innenstadt von Gelsenkirchen sind, jener Ruhrpottmetropole, die einst für Dutzende Zechen, heute vor allem für die höchste Arbeitslosenquote Nordrhein-Westfalens bekannt ist. Rechts des Weges erstreckt sich eine verschneite Koppel mit nagelneuen Pferdeboxen und Pferden, die weiße Atemwolken in den stahlblauen Winterhimmel schnauben. Eine Handvoll Mädchen aus der benachbarten Roma-Siedlung tobt ausgelassen über die schneeverharschte Wiese. Pferdepflegerin Steffi Schmuck, 35, die vor wenigen Jahren noch in einer Behindertenwerkstatt monoton Kartons faltete, mistet fröhlich summend die Ställe aus. Ein paar Meter und eine Gartenpforte weiter dann erwartet den Besucher ein romantisches Refugium voller Gartenlauben, Wikingerhäuser, Steinzeithütten, einer mächtigen mongolischen Jurte (in der, wie man später erfahren wird, regelmäßig Jugendgruppen übernachten), vor allem aber Ställen, Volièren und Gehegen für die rund 200 Kaninchen, Vögel, Hühner, Galloway-Rinder, Ziegen und anderen Vierbeiner, die auf dem Hof leben.
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Mittendrin steht Michael Lorenz, ein kräftiger 45-Jähriger mit Wandererstiefeln, Norwegerpulli und wildem Vollbart. „Ich bin gebürtiger Gelsenkirchener, mein Großvater hat hier sein ganzes Leben unter Tage verbracht, da lag es nahe für mich, hier vor Ort etwas verändern zu wollen“, erklärt Lorenz sein Projekt, das geradezu zufällig entstand. Denn anstatt lediglich sein Wohnmobil in der urbanen Brache abzu-



stellen, begann Lorenz damals zusammen mit einem Freund die 200 Jahre alte Feldscheune wieder herzurichten, die Wildnis urbar zu machen, Schlacke abzutragen und Sträucher und Bäume zu pflanzen. Als ihm ein Freund eine Handvoll Ziegen schenkte, verwandelte sich Lorenz in den „Ziegenmichel“ und das Gelände, das bald immer mehr Kindern aus der Umgebung als Spiel- und Abenteuerplatz diente, in den „Ziegenmichelhof“. Obwohl Grund und Boden damals noch nicht ihm, sondern einem Energiekonzern gehörten, steckte Lorenz im Laufe der Jahre ein kleines Vermögen in die Herrichtung des Hofes. „Wir hatten unglaubliches Glück, dass der Eigner uns schließlich das Land verkauft hat“, sagt Lorenz, „eigentlich sind wir so blauäugig vorgegangen, wie man überhaupt nur vorgehen konnte.“ Während sich der landwirtschaftliche Betrieb, den Lorenz’ Lebensgefährtin Sabine Müller leitet, heute selbst trägt, werden die knapp zwei Dutzend Jugend- und Sozialprojekte pro Jahr durch Zuschüsse und Spenden ermöglicht. Insgesamt 16 Menschen gibt der „Ziegenmichelhof“ mittlerweile Arbeit, darunter ehemaligen Langzeitarbeitslosen, Menschen mit Behinderungen, Sozialpädagoginnen und Erzieherinnen, die mit mehreren tausend jungen Besuchern im Jahr Brote backen, Sprachen lernen, Bücher gestalten, Tiere pflegen, Hütten bauen, wie Urzeitmenschen leben und andere Abenteuer veranstalten. Die Stadt Gelsenkirchen unterstütze sein Projekt „im Rahmen ihrer Möglichkeiten“, erklärt Lorenz, wobei der „Rahmen“ bedeute, dass eine Verwaltung naturgemäß nur auf Anträge reagieren könne. „Ohne meine Kenntnisse von Verwaltungsabläufen hätte ich das Projekt jedenfalls kaum realisieren können“, meint 45-Jährige. So aber verwandelte sich die einstige industrielle Brache in ein sozial-ökologisches Idyll mitten im rauen Ruhrpott. Und aus dem einstigen Verwaltungsangestellten wurde der Raumunternehmer Michael Lorenz – und damit einer jener Überzeugungstäter, die heute für einzelne Immobilien, Quartiere oder ganze Regionen einen Mehrwert zu schaffen suchen. Zu ihnen zählen Eigentümer-Genossenschaften wie die Wuppertaler Ölberg eG, die in der Wuppertaler Nordstadt, einem
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Der Ziegenmichel: Michael Lorenz und Sabine Müller



Barbara Buser, Initiatorin des Gundeldinger Felds



Viertel mit hohem Anteil sanierungsbedürftiger und leer stehender Wohnungen, über die eigene Immobilie hinaus Quartiersentwicklung betreiben. Zu ihnen gehören Einzelkämpfer wie die einstige Fernsehproduzentin Sonja Moor, die zusammen mit ihrem Mann, dem Moderator Dieter Moor, vor einigen Jahren auf einen Hof im Brandenburgischen zog – nicht ahnend, dass sich aus dem rein privaten Umzug ein Projekt mit großer öffentlicher Wirkung entwickeln würde. Heute stehen die Moors an der Spitze einer Initiative, die das 300-Einwohner-Dorf Hirschfelde zum Modelldorf inklusive ökologischem Landbau, naturnahem Tourismus und Wiederbelebung des Dorfladens aufpäppeln will.
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ges Set von Eigenschaften zusammen, was wiederum erklärt, warum sie eine verhältnismäßig rare Spezies sind.



dertwende bebauten, dicht besiedelten Basler Stadtteil. Als Buser Ende 1999 erfuhr, dass die Sulzer-Burckhardt Maschinenfabrik, die mitten im Viertel Vakuumpumpen und Großkompressoren fertigte, umgesiedelt und das 13.000 m² große Areal verkauft werden sollte, schickte sie zusammen mit zwei Mitstreitern kurzerhand ein Kaufangebot.



„Raumunternehmer“, meint Fritz Schumacher, „müssen die unbedingte Professionalität erkennen lassen, ein Projekt von der Zwischennutzung zur langfristigen Entwicklung führen zu können. Es darf nicht sein, dass ein solches Projekt eines Tages als Subventionsfall endet.“ In Basel, wo Fritz Schumacher als Kantonsbaumeister tätig ist, findet sich heute eine ganze Community dieser Leute. Denn die Kantonshauptstadt verfügt über eine fast dreißig Jahre alte Historie privat organisierter Um- und Neunutzungen wie beispielsweise dem „Unternehmen Mitte“, einem ehemaligen Hauptsitz der Schweizerischen Volksbank, der heute nach eigenem Verständnis als öffentlicher „Umschlagplatz für Arbeit, Kultur und guten Kaffee“ dient. In Basel gibt es außerdem eine Reihe potenter Mäzene und Stiftungen, die entsprechende Initiativen sponsern. Vor allem aber, und das ist das Entscheidende, gibt es erfahrene Aktivisten wie Barbara Buser, die sie voranbringen. Buser, eine Architektin, ehemalige Entwicklungshelferin und Gründerin der Schweizer „Bauteilbörse“, ist im Gundeldinger Quartier groß geworden, einem um die vorletzte Jahrhun-
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Was diese völlig unterschiedlichen Raumunternehmer alle eint, ist ihre Kombination aus sozialer Vision und Professionalität. Ohne einen Traum vom Raum wären sie lediglich Entrepreneure, die Flächen, Gebäude oder Standorte nach Renditegesichtspunkten entwickeln. Ohne professionellen Sachverstand und Erfahrung wiederum hätten sie keine Chance, ihren Traum ins Leben zu bringen (oder, noch schwieriger, ihn dauerhaft am Leben zu erhalten). In erfolgreichen Raumunternehmern kommt also ein ebenso einzigartiges wie vielseiti-



Dass der Auszug der Maschinenfabrik etappenweise und über drei Jahre vonstatten ging, entpuppte sich als weiterer Glücksfall für die Raumunternehmer. Denn auf diese Weise konnte die „Kantensprung AG“ das Quartier Schritt für Schritt übernehmen und umbauen, wobei die vorhandene Architektur so weit als möglich recycelt wurde. Die früheren Werksduschen und -toiletten beispielsweise nutzt heute ein Backpacker-Hostel, im früheren Kohlesilo sind die Artisten der Baseler Zirkusschule zu Hause und in einem Teil der mächtigen Maschinenhalle logiert eine Kletterhalle. In die ehemaligen Verwaltungsbauten wiederum zogen Familienberatungsstellen, Architekten, Kunsthandwerker und Softwareentwickler ein.
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Am entgegengesetzten Ende des Spektrums operieren Immobilienentwickler wie Ardi Goldmann, der als „König des Ostends“ den Frankfurter Osten mit einzigartigen Immobilienprojekten wiederbelebt. Während Goldmann höchst dauerhafte Strukturen schafft (darunter den legendären „Cocoon“-Club), hat sich das Berliner „Raumlabor“-Kollektiv auf die temporäre Gestaltung von Räumen verlegt. So installierten die acht Architekten des Kollektivs 2005 vor dem „Palast der Republik“ einen temporären Gasthof, in dem Gäste übernachten und dem zum Abriss freigegebenen DDR-Relikt noch einmal eine völlig neue Bedeutung geben konnten. Für den brachliegenden Flughafen Tempelhof entwickelte Raumlaborberlin zusammen mit Studio Urban Catalyst sowie Michael Baum und Partner einen Masterplan, der die stufenweise Erschließung durch Pionier- und Zwischennutzer vorsah. Spektakulärste Raumlaborberlin-Aktion aber sind die Erkundungsfahrten des „Space Buster“. Wo immer der umfunktionierte Kleinlaster Halt macht und seine pneumatische Raumhülle aufbläst, entstehen temporäre Räume, die von Passanten, Nachbarn und Initiativen bespielt werden können. Motto: Raum ist, was man draus macht.



das Projekt als „Not for Profit“-Unternehmen betreibt, auf dem Werksgelände eingezogen.



„Natürlich wussten wir damals noch nicht genau, wie wir ein solches Projekt eigentlich stemmen wollten. Wir wussten aber, dass dem Gundeli ein Wohnzimmer fehlte und dass dies eine einzigartige Chance war “, erinnert die Planerin. Mit Unterstützung durch die Christoph Merian Stiftung wurde binnen weniger Wochen ein Umnutzungskonzept erstellt, drei Schweizer Pensionskassen sowie drei private Investoren als potenzielle Käufer des Geländes gewonnen und der SulzerBurckhardt AG ein konkretes Angebot unterbreitet. Dieses enorme Tempo sollte sich später als der entscheidende Wettbewerbsvorteil gegenüber allen anderen Interessenten erweisen. Buser: „Für eine Umnutzung, wie wir sie planten, musste ja nicht erst ein neuer Quartiersplan geschrieben werden. Das hieß auch, dass wir schnell handeln und zahlen konnten, was für den Eigner sehr wichtig war, denn das Unternehmen wollte seinen Umzug aus den Verkaufserlösen bezahlen.“ Keine elf Monate nach dem ersten Angebot war der Verkauf perfekt und die eigens gegründete „Kantensprung AG“, die



Wo sich für bestehende Strukturen keine sinnvolle Neunutzung finden ließ, wurden die Hallen entweder schweren Herzens unterteilt (wie in der vorderen Maschinenhalle, die sich heute eine Bibliothek, zwei Restaurants und ein gemeinschaftlicher Veranstaltungssaal teilen) oder so lange an Zwischennutzer vergeben, bis ein adäquater Neu-Mieter auf der Matte stand. In der hinteren Maschinenhalle beispielsweise arbeiteten Künstler und ein Thai-Bistro, bis im vergangenen Jahr mit der Quartiersbrauerei „Unser Bier“ (Firmenclaim: „Bier von hier statt Bier von dort“) ein Nutzer gefunden war, der an seinem alten Standort in einem Gundeldinger Hinterhof aus allen Nähten platzte. Heute ragen fünf blankpolierte Edelstahltanks bis unter die 12 m hohe Decke der Maschinenhalle. Gleich nebenan betreibt die lokale Brauerei, die von 6.800 Baseler Aktionären getragen wird und ihre Dividende alljährlich in Form eines Freibier-Deputats auszahlt, einen gut gehenden Bierausschank. Seit dem Umzug ins Gundeldinger Feld sei ihr Umsatz um 20 % gestiegen, freut sich Luzius Bosshard, Geschäftsführer bei „Unser Bier“, „die Baseler unterstützen anstelle der fusionierten Getränkehersteller lieber das Lokale. Und hier sind wir umgeben von Kunden.“ Insgesamt 90 Mieter mit 230 Arbeitsplätzen sind heute im konsequent autofreien Quartier ansässig. Einer von ihnen ist das „Bürgerspital Basel Transform“ für Menschen mit Behinderungen, dessen 40 Angestellte sich im Viertel um die Gebäudereinigung, Grünanlagenpflege und ein gut gehendes
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Harald Willenbrock (*1967) ist Autor beim Wirtschaftsmagazin „brand eins“ in Hamburg. Seine Reportagen erscheinen außerdem u.a. in GEO, Schöner Wohnen und dem NZZ-Folio.



Bio-Bistro kümmern. Essensgäste gibt es genug, denn die Quartiersflächen sind ausgebucht, die „Kantensprung AG“ schreibt schwarze Zahlen, zahlt die Umbaukosten von rund 14 Millionen Franken pünktlich zurück und ihren Geldgebern eine 5,05-prozentige Verzinsung aufs eingesetzte Kapital. Buser: „Wir haben von Anfang an bewusst auf Subventionen verzichtet, denn geschenkte Gelder werden häufig nachlässig verwendet. Und wenn eines Tages kein Geld mehr fließt, ist meist auch das Projekt am Ende.“



chen kleineren Raumunternehmungen engagiert, u.  a. bei der Umnutzung des stillgelegten Basler Bahnhofs St. Johann sowie eines weiteren Sulzer-Werks in Winterthur. Ihr Architekturbüro „in situ“, das mit seinen 24 Mitarbeitern in den ehemaligen Verwaltungsräumen des Gundeldinger Felds ansässig ist, hat sich fast ausschließlich auf Umnutzungen verlegt. Allein in der Schweiz gebe es ja rund 400 Industriebrachen, erklärte Buser. Und eigentlich sei das Raumunternehmertum aus ihrer Sicht gar nicht so kompliziert.



Dank ihrer finanziellen Autonomie halten die Betreiber auch Ärger aus, wie beispielsweise jenen mit den Eignern einer benachbarten Wohnanlage, die von einem geplanten Durchbruch zum Gundelinger Feld alles andere als begeistert waren (heute findet sich anstelle eines Durchgangs lediglich ein Fenster in den benachbarten Wohnhof). Noch langwieriger und heftiger aber waren die Diskussionen mit den Baseler Baubehörden.



Es bräuchte erstens eine Idee, die im Zeitgeist liege (den Einfall eines türkischen Dampfbads beispielsweise, der jetzt im ehemaligen Baseler Bahnhof verwirklicht werde, trage sie bereits seit 30 Jahren mit sich herum), zweitens brauche es erfahrene Akteure, die bereit seien, auch längere Zeit fast umsonst zu arbeiten. Und schließlich brauche es einen konkreten Ort, an dem sich die Idee verwirklichen lasse, denn eine Idee ohne Raum sei nun einmal wie ein Luftballon ohne Bodenhaftung. „Wenn man diese drei Voraussetzungen beisammen hat“, meint die Architektin, „ist alles andere eigentlich gar nicht mehr so schwer.“



Heute gilt die entsprechende städtische Vorgabe zwar unvermindert weiter, wird aber nicht mehr aktiv verfolgt. Und Kantonsbaurat Schumacher ist voll des Lobes für das Projekt, das für Stadt und Nachbarschaft eine „spürbare Aufwertung“ gebracht habe. „Eine Raumunternehmung, die so gut läuft wie beim Gundeldinger Feld, ist eigentlich das Beste, was einem Stadtplaner passieren kann“, sagt er. „Eigentlich braucht es künftig viel mehr Raumunternehmer, um städtische Freiräume zu schaffen. Denn klassische Investoren haben naturgemäß andere Interessen, der Staat wiederum weder das kreative Potenzial noch jenes für die Umsetzung. Ihm fehlt einfach das unternehmerische Denken.“ www.modelldor f-hirschfelde.de



Auch für Barbara Buser war das Projekt „Gundeldinger Feld“ eine lebensverändernde Erfahrung. Die Architektin ist heute als Mitinitiatorin oder Planerin bei vier großen und zahlrei-
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www.ziegenmichel.de www.gundeldinger feld.ch www.raumforschung.de
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Denn die Stadt Basel hatte zwar auf ihr Vorkaufsrecht verzichtet und das Projekt nach Kräften gefördert, gleichzeitig jedoch die Umwandlung von mindestens 20 % der Quartiersfläche in Wohnungen verlangt. Das wiederum wollten die Betreiber nicht akzeptieren. Ihr Argument: Das „Gundeli“ sei ohnehin schon eines der dicht besiedelsten Wohnviertel der Schweiz, mit zu vielen Autos und zu wenig Platz für Kinder zum Spielen.



Der Bauernhof von Michael Lorenz ist Arbeitsor t für mehr als zwei Dutzend Jugendliche, Langzeitarbeitslose und Menschen mit Behinderungen aus unterschiedlichen Jugend- und Sozialprojekten
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AuSSen vor und mittendrin



Anne Hansen (*1980 in Husum) arbeitet als freie Gesellschafts- und Wirtschaftsjournalistin in Berlin. Sie absolvierte die Kölner Journalistenschule für Politik und Wirtschaft und studierte parallel dazu VWL und Politik in Köln und Potsdam.  



Text: ANNE HANSEN In dieser Geschichte geht es eigentlich um die Frage, ob viele Köche den Brei verderben oder ob erst durch das Zusammentreffen verschiedener Küchenmeister das Gericht eine eigene Note bekommt. Die Köche, das sind in diesem Fall die verschiedenen, nicht staatlichen Akteure. Und die Stadtentwicklung wird sinnbildlich zum Gericht. In den 1970er-Jahren ging man davon aus, dass die Kommune für die gesamte Entwicklung einer Stadt zuständig war. Die öffentliche Hand bestimmte nahezu alles. Inzwischen hat ein Wandel im Denken stattgefunden. Neben der öffentlichen Hand gibt es etliche Gruppen und Netzwerke, die mit ihrem Handeln die Entwicklung einer Region maßgeblich prägen. Für den Staat bedeutet das: Es sind neue Verhandlungspartner auf dem Parkett. Diese agieren mal im Hintergrund – und mal ganz offen. Sie übernehmen Verantwortung und sind verlässliche Partner, können aber auch durch Besitz und Eigentum zu Einfluss und Macht kommen.



Nicht staatliche Akteure sind maßgeblich an der Entwicklung einer Stadt oder Region beteiligt. Hinter den Kulissen bilden sich ganz eigene Strukturen und Netzwerke heraus. Eine Spurensuche durch drei Parallelstrukturen dieser Republik.



Wie eine Art Parallelgesellschaft entkoppeln sie sich vom Staat und bilden eigene Strukturen und Netzwerke. Sie organisieren sich selbst, vertreten gemeinsame Wert- und Moralvorstellungen und grenzen sich so von anderen Gruppen ab. Dabei arbeiten sie nicht per se dynamischer und flexibler als die öffentliche Hand, sondern haben schlichtweg andere Herangehensweisen. „Oft werden diese Gruppen als Einmischer, als Gegenüber wahrgenommen“, sagt Klaus Selle, Lehrstuhlinhaber für Planungstheorie und Stadtentwicklung der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen. „Dabei sind in Wahrheit das die zentralen Akteure in der Stadtentwicklung. 85 % des Bodens einer Stadt sind im Privatbesitz. Da liegt die Macht.“ Die Kirchen als Player auf dem Grundstücksmarkt Unter den vielen Gruppen und Netzwerken, die an der Stadtentwicklung beteiligt sind, sticht eine Institution besonders hervor: Es sind die Kirchen. Seit ihrem Bestehen sind sie maßgeblich daran beteiligt, wie sich eine Stadt oder Region entwickelt. Ob Kitas, Seniorenheime, Suppenküchen oder auch Hilfsorganisationen wie die Caritas – die Kirchen nehmen ihre soziale Verantwortung wahr und sind ein verlässlicher Partner für die Kommunen.
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Wenn es allerdings um die Frage geht, wie viel Grund und Boden sie tatsächlich ihr Eigen nennen, zeigt sich die Institution zugeknöpft. Die katholische Bischofskonferenz gibt zwar die Zahl von rund 60.000 Immobilien heraus, die ihre Bistümer besitzen, schränkt aber im gleichen Atemzug ein, dass die Liegenschaften der 2.900 Ordensniederlassungen dabei nur zum Teil erfasst sind. Auch die evangelische Kirche in Deutschland (EKD) behandelt Angaben über ihren Besitz wie die Schweizer Bankgeheimnisse. Eine Aufstellung über alle Immobilien und Grundstücke in Deutschland gebe es gar nicht, sagt Reinhard Mawick, Pressesprecher der EKD. Der Politologe Carsten Frerk hat vor zehn Jahren in mühseliger Kleinstarbeit die Finanz- und Vermögenslage der Kirchen recherchiert. Das Ergebnis erstaunt: „Die Kirchen rücken nach dem Staat und dem deutschen Adel mindestens auf den dritten Platz der Rangliste der größten Grundbesitzer Deutschlands“, sagt Frerk. So verfügen die evangelische Kirche und ihre Anstalten über knapp 440.000 ha, die katholische Kirche und karitative Einrichtungen über 240.000 ha. Zählt man den Besitz der Ordensgemeinschaften noch hinzu ergibt das 825.000 ha. Das ist elf Mal die Fläche von Hamburg oder 2,3 % der Gesamtfläche Deutschlands. „Bei den Größenordnungen könnten die Kirchen durchaus eine Marktmacht haben“, sagt Frerk. „Da das Eigentum aber zersplittert ist und nicht in einer Hand ist, ist diese Macht eigentlich de facto nicht vorhanden.“ Die einzelnen Grundstücke gehören also nicht der Kirche, sondern den jeweiligen Trägern wie den Diözesen, Landeskirchen und Kirchengemeinden. Diese Zersplitterung schließt aber nicht aus, dass die Kirche im Lokalen nicht durchaus eine Marktmacht haben kann. „In den Residenzstädten wie Augsburg oder Regensburg hat der Bischof eine klare Autorität.“ Die Grundstücke stehen für Macht und Mitbestimmung. Auch in Bamberg, so erzählt man sich, zeigen viele Menschen hoch zum Bischofssitz, wenn sie danach gefragt werden, wer in der Stadtplanung das Sagen hat. Dieses Machtpotenzial vor Ort führt immer wieder zu Streitigkeiten um Land und Boden. So kam es z.  B. vor fünf Jahren in
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Glessen in Nordrhein-Westfalen zu einer Auseinandersetzung zwischen der katholischen Kirche und den Bürgern. Die katholische Kirchengemeinde wollte ihre Grundstücke für Einzel- und Doppelhäuser erschließen lassen. Insgesamt sollte eine Fläche von 4.600 m² bebaut werden. Die Bürger wehrten sich dagegen, weil sie noch mehr Verkehr im Ort und einen Werteverlust der bestehenden Objekte befürchteten. Das Beispiel zeigt, dass die Kirche – was viele oftmals vergessen – auf dem Grundstücksmarkt wie ein Unternehmen agiert. Sie will ihren Besitz mehren oder mit Gewinn verkaufen – betriebswirtschaftliches Denken und Handeln im Namen Gottes. Was allerdings die Transparenz betrifft, unterscheidet sich die Kirche stark von anderen Unternehmen. So gibt es weder eine Gesamtbilanz noch Jahrespressekonferenz. Die Zersplitterung des Besitzes auf unzählige Träger macht die Kirche und ihre wirtschaftliche Macht intransparent. Stadtplanung im Sinne des Naturschutzes Ob ein Akteur Macht und Einfluss hat, hängt aber nicht nur vom jeweiligen Besitz ab. Es kann sich auch darauf gründen, wie viele Mitglieder die Gruppe hat. Ein Beispiel dafür ist der Naturschutzbund Deutschland (NABU). Der Verband wurde 1899 gegründet und zählt heute über 460.000 Mitglieder. In ganz Deutschland engagieren sich etwa 2.000 lokale Gruppen, hinzu kommen über 30 ehrenamtlich tätige Bundesfachausschüsse. Der Verband ist so organisiert, dass die Mitgestaltung ganz unten anfängt: bei den Ortsgruppen. Schon dort nehmen die Mitglieder Einfluss auf geplante Projekte in der Stadtentwicklung. Sie stehen mit der zuständigen Behörde in Kontakt und mischen sich ein, falls städtische Vorhaben aus ihrer Sicht den Naturschutz in der Region gefährden. Kommen sie mit ihren Einwänden nicht weiter, kontaktieren sie den jeweiligen Landesverband. Kann auch der nichts ausrichten, schaltet sich die Bundeszentrale in Berlin ein. Dennoch: Ist der NABU nicht ein zahnloser Tiger, weil er zwar geplante Vorhaben anprangern kann, aber keine formale Durchsetzungskraft hat? Manuel Dillinger lacht. „Ach
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was, steter Tropfen höhlt den Stein. Wir können viel bewegen.“ Der 35-Jährige ist seit einem Jahr NABU-Referent für Nachhaltige Siedlungsentwicklung. Vorher hat der studierte Kommunikationswissenschaftler bei der Wirtschaftsförderung „Berlin Partner“ und „ebay“ in den USA gearbeitet. Eine nicht staatliche Organisation als Arbeitgeber ist für ihn neu. Dass die Herangehensweisen hier vollkommen andere sind, hat er sofort bemerkt. „Die Hierarchien sind sehr flach, alle duzen sich und man kann jederzeit auch ins Büro des Präsidenten platzen.“ Das mache vieles einfacher, sagt Dillinger. Die Wege seien kürzer, Entscheidungen würden schneller getroffen. Spricht man mit Dillinger, fallen oft die Worte „dynamisch“ und „effektiv“. Das jüngste Projekt, das sich der NABU in Sachen Stadtentwicklung auf die Fahnen geschrieben hat, ist der Flächenverbrauch der Kommunen. „Weder die Kommunen noch die Bürger machen sich darüber Gedanken“, sagt Dillinger. „Wir wollen darauf aufmerksam machen, dass die Stadt täglich wächst, ohne den vorhandenen Platz effektiv zu nutzen.“ Dillinger untertreibt, wenn er davon spricht, dass der Verband darauf „aufmerksam machen will“. Denn was der NABU wirklich tut, geht weit darüber hinaus. Für acht Kommunen entwirft der Verband derzeit Konzepte, wie sie ihre Flächen besser nutzen können – ganz im Sinne des NABU. Obwohl er nicht politisch legitimiert ist, nimmt der Verband konkret Einfluss auf die Stadtentwicklung. Viele Städte dehnen sich immer weiter ins Umland aus. Das ist z.  B. in Kaiserslautern der Fall. Die Stadt ufert aus, weil viele an die Grenzen, ins Grüne, ziehen. Eine Kommunikationsstrategie soll den Bürgern das Zentrum ihrer Stadt wieder ins Bewusstsein rücken. „Wir wollen die Innenstadt beleben und dort die Potenziale nutzen“, sagt Dillinger. In der Gemeinde Barnstorf in Niedersachsen dagegen gehe es erst einmal um Transparenz in der Stadtplanung. Der NABU hat ein Konzept aufgestellt, in dem das Bauflächenkataster ins Internet gestellt wird und so für jeden leicht zugänglich ist. Ein ganz spezielles Problem stellt Tübingen dar. Denn viele Schwaben bewahren das sogenannte Enkele-Stückle auf, sagt Dillinger. „Sie heben die Grundstücke für ihre Enkel auf, obwohl diese in London studieren oder längst irgendwo an-



Enkele-Stückle



ders eine Familie gegründet haben.“ Viele Flächen würden deswegen nicht bebaut, obwohl der Platz dringend benötigt werde. Um dieses Problem zu lösen, setzt der NABU Vertrauenspersonen vor Ort ein, die die Hausbesitzer dazu bewegen sollen, doch ihre Grundstücke zu verkaufen. „Das erfordert ein hohes Maß an Persönlichkeit, Vertrauen und Individualität“, sagt Dillinger. Von „Tante Emma“ zu „Onkel Ali“ Der Naturschutzbund will aus einer Stadt das Maximale herausholen, die gesamte Fläche optimal nutzen. In Städten mit einem hohen Migrantenanteil versuchen die Verantwortlichen ebenfalls, das Potenzial ihrer Kommune auszuschöpfen. Diesmal geht es allerdings nicht um die Flächen, sondern die Einwohner. Der Migrationshintergrund ist dabei kein Makel, sondern eine Ressource – für den gesamten Stadtteil. Nicht nur die Namen der Geschäfte in der Kölner Keupstraße, Duisburg-Marxloh oder auch Berlin-Neukölln lassen auf einen anderen kulturellen Hintergrund schließen. Auch dahinter, im Innern der Häuser und Läden, funktioniert vieles anders als bei Deutschen. Denn die Migranten verlassen sich weniger auf den Staat, sondern vielmehr auf Freunde und vor allem: auf die Familie. „Die Familie hat unter Türken einen wesentlich höheren Stellenwert als bei Deutschen“, sagt Dirk Halm vom Zentrum für Türkeistudien. „Sie ist ein wichtiger Stabilisierungsfaktor, genauso wie ein ausgeprägtes System von engen Netzwerken.“



Während unter Deutschen die Institution Familie immer weniger relevant wird, ist sie für Migranten die existenzielle Basis. So erzählt Mitat Cinar von der Deutschen Bank, dass seine türkischen Kunden immer „im großen Trupp“ kommen. „Ein Großteil der Familie kommt mit und nicht selten sind auch noch Freunde dabei.“ Eigens für türkische Kunden hat die Bank das Angebot „Bankamiz“ aufgelegt. In 54 Filialen arbeiten 100 türkischstämmige Mitarbeiter und kümmern sich um die Belange ihrer Landesgenossen. „Unsere Berater sitzen in den Filialen meistens ein wenig am Rand, da es schon mal lauter werden kann, wenn man das Beratungsgespräch mit einer ganzen Familie führt.“ Cinar, der für das Marketing von „Bankamiz“ zuständig ist, lacht. Doch nicht nur, wenn es um einen Termin bei der Bank geht, wird die Familie zu Rate gezogen. Sogar bei der Gründung eines Unternehmens vertrauen Migranten stärker auf die Unterstützung der Familie als Deutsche. So gab in einer Umfrage der Universität Rostock jeder zweite der befragten Migranten an, sich von Verwandten und Bekannten beraten zu lassen. Bei der deutschen Vergleichsgruppe lag der Anteil nur bei 32 %. Auch beim Geld spielt die Familie eine wichtige Rolle. Während fast die Hälfte der deutschen Unternehmer auf Kredite zurückgreift, ist dies nur bei rund einem Viertel der Migranten der Fall. Stattdessen legt oft die ganze Familie zusammen, wenn es um die Gründung eines Unternehmens oder
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den Kauf einer Immobilie geht. Auch Familienkredite, also Kredite, die sich auf die gesamte Familie beziehen, sind unter Türken beliebt. „Sie besitzen eine Kultur der Selbstständigkeit“, sagt Erol Yildiz, Professor am Institut für Erziehungswissenschaft und Bildungsforschung der Universität Klagenfurt. Dass das Vorteile haben kann, sah man während der Wirtschaftskrise. „Die Türken waren kaum davon betroffen, weil sie meistens unabhängig von Banken sind. Sie arbeiten auf eigene Rechnung.“ Ob private oder geschäftliche Angelegenheiten – vieles bleibt in den eigenen vier Wänden. Der deutsche Staat spielt im Handeln der Türken eine weniger wichtige Rolle als bei Deutschen. Sie vertrauen sich selbst, der Familie und Freunden. Dieses wird in der Öffentlichkeit oft mit Begriffen wie „Abkoppeln“ und „Parallelgesellschaften“ negativ besetzt. Von „Ghettos“ ist die Rede, „Klein-Istanbul“ werden die Bezirke abschätzig genannt. Dabei können gerade Stadtviertel mit einem hohen Migrantenanteil eine ganz eigene, positive Dynamik entwickeln.



Von „Tante Emma“ zu „Onkel Ali“



erzählt Yildiz. Erst das Gründertum der Gastarbeiter mit ihren kleinen Geschäften und Restaurants, die sie eröffneten, hauchte dem Viertel wieder Leben ein. „Ganze Stadtteile werden durch Migranten aufgewertet.“ Aus der Negativmetapher „Keupstraße“ wurde so eine Erfolgsgeschichte. Hört man den Begriff „Parallelgesellschaft“, denkt man zunächst an Orte wie die Keupstraße. Das Wort ist eng mit Migranten verbunden, wurde als Kampfbegriff in der Ausländerdebatte instrumentalisiert. Dabei versteht man unter einer „Parallelgesellschaft“ streng genommen lediglich eine größere Anzahl von Menschen aller Altersstufen, die sich in einer bestimmten Weise organisiert und eine gemeinsame Kultur hat. Ob Kirchen, Naturschutzbund oder auch Migranten – sie alle fallen demnach unter den Begriff „Parallelgesellschaft“. Oft schwingt mit dem Wort etwas Negatives mit, dabei können diese Gruppen für die Entwicklung einer Stadt von großem Nutzen sein – wenn ihre Potenziale erkannt werden. Nötig ist aber dafür, dass die Stadt auch aktiv wird. Sie muss Rahmenbedingungen schaffen, Übergänge gewährleisten und den verschiedenen Akteuren die Hand reichen. So kann aus vielen Gesellschaften eine werden.



So schreiben die Autoren der Studie „Von ‚Tante Emma‘ zu ‚Onkel Ali‘ – Entwicklung der Migrantenökonomie in den Stadtquartieren deutscher Großstädte“, dass die Mehrzahl der befragten Gründer vor dem Schritt in die Selbstständigkeit arbeitslos oder von Arbeitslosigkeit bedroht waren. Und obwohl viele von ihnen keine Ausbildung abgeschlossen hatten, wagten sie den Schritt in die Selbstständigkeit. Dieser Mut sorgt für Dynamik. Die Wirtschaft wird vorangetrieben und die Viertel werden belebt. Erol Yildiz geht in seinen Studien sogar noch einen Schritt weiter: Ohne Migranten hätten ganze Viertel überhaupt gar keine Chance, sagt der Professor. Deutlich macht er das am Beispiel der Keupstraße in Köln. In den 1950er- und 1960er-Jahren lockte die Industrie im Bezirk viele Gastarbeiter an. Später dann, als die Entindustrialisierung einsetzte, wurde aus der Keupstraße ein „verlassener Ort“. „Die Stadtplaner hatten den Bezirk völlig aufgegeben“,
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DIE STÄDTISCHE PHILANTROPHIE AUF DEM WEG INS POLITISCHE



Text: bernhard faller Schaut man unabhängig von den Unschärfen in der Definition auf die Stiftungen als bedeutendste Rechtsform des philanthropischen Engagements, wird ein Aufschwung in Zahl und gesellschaftlicher Bedeutung sichtbar. Zwischen 1945 und 1989 sind – nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen – in Deutschland gut 2.500 Stiftungen gegründet worden. Das sind immerhin knapp 50 Neugründungen pro Jahr. Zwischen 2005 und 2009 waren es fast 1.000 neue Stiftungen jährlich. Die Gründungsdynamik hat sich offenbar verzwanzigfacht. Dabei sind die selbstständigen, rechtsfähigen und damit recht einfach zählbaren Stiftungen nicht die alleinige Form. Die Philanthropie des großen Geldes kann sich in ganz unterschiedlicher Art und Weise niederschlagen: Zustiftungen, Treuhandstiftungen oder größere Spenden. Aber auch hinter Vereinen oder unternehmerischen Rechtsformen (GmbH, AG) kann sich Philanthropie verbergen. Aus der Rechtsform lassen sich immerhin Vermutungsregeln über Ausmaß und Grad der Gemeinwohlorientierung ableiten. Eine Hilfe ist dabei manchmal das kleine „g“ des Finanzamtes.



Philanthropen, Mäzene, Stifter: Gemeinsam ist ihnen, dass sie sich über ihre privaten Belange hinaus für die Allgemeinheit engagieren. Im Sprachgebrauch verbindet sich das Mäzenatentum eher mit der Förderung der Kultur. Dies war schon bei Maecenas so, der als römischer Bürger und Vertrauter von Kaiser Augustus insbesondere Dichter wie Vergil oder Horaz unterstützt hat. Als „Freund des Menschen“ neigt der Philanthrop dem ursprünglichen Wortsinn nach eher zur Nächstenliebe und zu sozialem Engagement. Mit dem Begriff des Stifters verbindet sich primär eine Rechtsform, deren wesentliches Kennzeichen eine dauerhafte Zweckbestimmung des übertragenen Kapitals ist. Die Stiftung kann gemeinnützig sein, muss es aber nicht.
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© Seite 38 : musée des Beaux-ar ts de Nîmes



Charles Francois Jalaber t: Horace Virgil und Varius im Haus des Maecenas



Auf der Suche nach Erklärungen für das zunehmende Engagement kann man verschiedene Wege gehen. Der Blick zurück in die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts lehrt, dass wirtschaftliche Stabilität und Demokratie zentrale Voraussetzungen sind. Denn in der Folge des Ersten Weltkrieges hat die Hyperinflation in großem Umfang Vermögen vernichtet. Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Erholung wurde von der Weltwirtschaftskrise unterbrochen. Schließlich hat die Diktatur der Nazis durch Enteignung jüdischer und anderer unliebsamer Bürger die bescheidenen Reste der Stiftungslandschaft beseitigt. Absolute Herrschaft duldet größere Vermögen und die damit verbundene Macht allenfalls in der Hand von ideologischen Gefolgsleuten. Diesen Teil der Geschichte hat das ostdeutsche Regime u.  a. mit der Enteignung der wenigen nach 1945 verbliebenen Stiftungen fortgeschrieben. Der philanthropische Aufschwung ist demnach auch die Ernte aus sechs Jahrzehnten zunehmender Prosperität und demokratischer Stabilität. Oetker, Bertelsmann, die SAP-Manager Hopp / Plattner / Tschira, Reemtsma, Otto, Mittelsten Scheid (Vorwerk) und andere mehr oder weniger bekannte Namen verweisen darauf, dass in der Regel erfolgreiche Unternehmerbiografien und Unternehmensgeschichten Grundlage eines Reichtums sind, der zur Philanthropie befähigt. Diese



Vermögen entstehen meistens nicht über Nacht, sondern benötigen Jahrzehnte, manchmal sogar über Generationen hinweg reichende Zeitläufe. Nicht selten entstehen daraus auch mit der Philanthropie verbundene Familientraditionen. Dies gilt z.  B. für Reemtsma, Otto und mehr noch für die großen amerikanischen, nicht gleichermaßen von gesellschaftlichen Zusammenbrüchen fortgespülten Stiftungen und die mit ihnen verbundenen Dynastien (z.B. Rockefeller, Ford). Der Blick in die USA zeigt auch ein Weiteres: Philanthropie ist in Teilen ein Reflex auf die gesellschaftlichen und politischen Bedingungen. Man könnte auch sagen, sie korreliert mit dem Staats- und Gesellschaftsverständnis. Die Amerikaner begrenzen – das hat schon Alexis de Tocqueville 1835 in „De la démocratie en Amérique“ beschrieben – die Macht des Staates, in dem sie den bürgerschaftlichen Vereinigungen einen hohen Stellenwert einräumen. Der Pluralismus einer vielfältig organisierten Gesellschaft fungiert hier als Gegengewicht zum Staat. Ganz im Gegensatz dazu stand zeitweise das französische Staatsverständnis, das den fast sprichwörtlichen Zentralismus unter Bezug auf Jean-Jacques Rousseau und spätere nachrevolutionäre Denker zumindest in der politischen Philosophie zeitweilig in einer Weise ausdehnte, die jegliche bürgerschaftliche und über die Belange des Privaten hinausreichende Selbstorganisation als überflüssig oder gar schädlich abqualifizierte. In diesen historischen Traditionen stehend ist es wohl nicht ganz zufällig, dass sich Frankreich mit einer Staatsquote von knapp 53 % in der Spitzengruppe der OECD-Statistik (2008) befindet und die USA mit 39 % das Schwergewicht der Schlussgruppe sind. Deutschland ist mit knapp 43 % in dieser Hinsicht näher bei den USA als bei Frankreich. Jede Gesellschaft weist durch ihr Selbst- und ihr Staatsverständnis letztlich auch der Philanthropie eine Rolle zu. Der Zuwachs an Stiftungen und Philanthropie könnte ebenfalls aus dieser Richtung angetrieben sein. So hat der insgesamt staatskritische Diskurs der letzten Jahrzehnte jeglichem zivilgesellschaftlichen Engagement mehr Raum gegeben und es in der Konsequenz einer zumindest partiell gewollten Schwäche des Staates auch herausgefordert. Vielfältige Ehrenamtsbörsen organisieren unterschiedliche Formen der gegenseitigen Unterstützung, Dorfgemeinschaften kompensieren den Wegfall öffentlicher und privater Angebote manchmal durch
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Stiftungsdichte 2010 (Stiftungen je 100.000 Einwohner)



Stiftungsdichte 2010 (Stiftungen je 100.000 Einwohner) Quelle: Bundesverband Deutscher Stiftungen (Februar 2010; Bevölkerung: Stand 31. 12. 2008; Sachsen: Daten vom 31. 12. 2008, umgerechnet auf Kreisstand vor Gebietsreform; Sachsen-Anhalt: Stand 31. 12. 2006)
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den Betrieb von Dorfläden, (vormals) öffentliche Einrichtungen bauen immer mehr auf die Unterstützung von Bürgern, die sich in Fördervereinen organisieren. Nimmt man diese Beispiele, wird daran Zweierlei deutlich: Das Engagement bleibt in individuellen bzw. privaten Interessen verankert, ragt aber zugleich in den Bereich des Gemeinwohls hinein. Es werden Brücken gebaut zwischen Privatem und Öffentlichem, zwischen Individualinteressen und Gemeinwohl. Hier lassen sich auch die gemeinwohlorientierten Stiftungen, die Mäzene und Philanthropen einordnen. Am Anfang steht hier immer eine sehr individuelle Bereitschaft, in die Gesellschaft hineinzuwirken. Dies trifft etwa zu, wenn aus leidvoller Erfahrung die Erforschung einer Krankheit finanziert wird. Oder wenn aus sozialer Empathie Bildungs-, Sport- oder anderweitige Projekte für benachteiligte Jugendliche unterstützt werden. Selbst wenn aus persönlichen Vorlieben Engagement für eine sehr spezielle Sparte der Hochkultur entsteht, ist dies wichtig und richtig. Dass Mäzenatentum und Philanthropie im Kern städtische Phänomene sind, ergibt sich fast von selbst. Denn hier konzentrieren sich nicht nur das Wirtschaftsleben und der damit verbundene Reichtum, sondern hier wölbt sich über den Bereich des Privaten ein dicht gewebtes Firmament aus gesellschaftlichen Institutionen. In der Stadt findet der Mäzen Anlässe und zugleich vielfältige Anknüpfungs- und Bezugspunkte für sein Tun. Allerdings zeigen sich – ausgehend vom Indikator Stiftungsdichte – zwischen den Städten in Deutschland erhebliche Unterschiede in der Bedeutung des mäzenatischen Engagements. Die Top-Ten-Städte weisen zwischen 50 und 70 Stiftungen pro 1.000 Einwohner auf. Hierunter finden sich Städte wie etwa Würzburg, Frankfurt / M., Hamburg oder Mainz. Eine geringe Stiftungsdichte findet man in ostdeutschen Städten (etwa in Chemnitz, Cottbus oder Gera) sowie in den Industriestädten des Westens (Gelsenkirchen, Herne, Oberhausen). Die Werte bleiben hier deutlich unter 10 Stiftungen pro 1.000 Einwohner. Das Vorhandensein von Stiftungen sagt jedoch wenig über deren Bedeutung für die Stadt. Denn ein erheblicher Teil dieser Stiftungen bezieht sich in ihrem Engagement nicht auf die eigene Stadt und deren Entwicklung. Zu groß ist das zwischen Umweltfragen, Technologie- und Forschungsprojekten,
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bis 4 bis 8 Entwicklungs- und Gerechtigkeitsproblemen aufgespannte bis 12 globale Themenangebot und damit auch das Spektrum des pobis 16 tenziellen Engagements. Dennoch kann man den Eindruck haben, dass auch das lokale Engagement der Philanthropen bis 20 zunimmt. In einem aktuellen Forschungsvorhaben des Geograbis 24 phischen Instituts der Universität Bonn weisen die vorläufigen bis Ergebnisse ebenfalls darauf hin, dass die deutschen Städte in 28 ganz unterschiedlicher Intensität von lokalem Engagementbis der 32 Wirtschafts- und Vermögenselite profitieren können. bis 36 Die Unterschiede zwischen den Städten zu erklären ist nicht bis 40 leicht. Hier mischen sich offenbar unterschiedliche Facetten bis 44 und Entwicklungslinien. Ehemals freie Bürger- und Handelsstädte (Hamburg!) scheinen bessere Ausgangsbedingungen bis 48 bei der Mobilisierung philanthropischen Engagements zu hamehr als 48 ben als ehemalige Fürstenstädte. Wirtschaftsstrukturell und wirtschaftshistorisch sind Städte mit einem breit aufgestellten unternehmerischen Bürgertum (heute mittelständische Familienbetriebe) eher geeignet als Standorte der Großindus trie. In diesen historischen Wurzeln ist etwas angelegt, das gepflegt werden oder auch versiegen kann: Eine unkomplizierte und vertrauensvolle Nähe zwischen politischer Spitze und vermögender Wirtschaftselite, die im Zweifel auch vom politischen Gegner akzeptiert wird; eine Gesprächskultur in und zwischen den beiden Sphären, die Verantwortung für öffentliche Belange stärkt, ohne zu instrumentalisieren und ohne die Selbstbestimmung der Philanthropen beim Eintritt in die Sphäre des Öffentlichen zu verletzten. Ein Philanthrop ist zunächst – wie jeder gesellschaftlich engagierte und politisch interessierte Mensch – teilnehmender Beobachter der gesellschaftlichen Entwicklung. Die Beobachtung ist mit hoher Wahrscheinlichkeit ebenso selektiv auf einzelne Bereiche oder Personengruppen gerichtet wie die damit verbundene Empathie, sich zu engagieren. Intellektuelle Auseinandersetzung und persönliche Erfahrung generieren ein sehr individuelles Relevanzgefühl für gesellschaftliche Veränderungen, das als Kompass für das Engagement fungiert. Der Richtung dieser Kompassnadel folgend verlässt der Philanthrop den Bereich des Eigeninteresses und betritt den des Gemeinwohls.
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Quelle: Bundesverband Deu (Februar 2010; Bevölkerung Sachsen: Daten vom 31. 12. auf Kreisstand vor Gebietsre Sachsen-Anhalt: Stand 31. 1
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Quelle: Bundesverband Deutscher Stiftungen (Februar 2010; Bevölkerung: Stand 31.12.2008; Sachsen: Daten vom 31.12.2008, umgerechnet



Dies drückt sich auch im Wort der Gemeinwohlorientierung aus. Das Engagement ist in Richtung auf das Gemeinwohl



auf Kreisstand vor Gebietsreform; Sachsen-Anhalt: Stand 31.12.2006)
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Bernhard Faller (*1964) ist Geograph mit den Arbeitsschwerpunkten Stadtentwicklung, Wohnungs- und Immobilienmärkte sowie Inhaber von Quaestio Forschung und Beratung in Bonn. Zudem bearbeitet er am Geographischen Institut der Universität Bonn gemeinsam mit Prof. Claus-C. Wiegandt das DFG-Projekt „Die geschenkte Stadt – Mäzenatentum in der deutschen Stadtentwicklung“.



Stefan Bakałowicz: „At Maecenas‘ reception room“



Anders sieht die Sache aus, wenn das philanthropische Projekt die Bereitstellung komplementärer öffentlicher Mittel erfordert. Besonders plakativ ist das Beispiel der gestifteten Gemäldesammlung, für deren Unterbringung die öffentliche Hand zunächst ein Museum bauen und anschließend mit laufenden Defiziten betreiben müsste. Die Hamburger Elbphilharmonie geht auf eine private Initiative zurück, die ca. 60 Millionen Euro private Gelder in Form von Spenden mobilisieren konnte. Gleichzeitig bindet sie jedoch – nach jetzigem Stand – über 300 Millionen Euro öffentliche Gelder, was zum Zeitpunkt der politischen Entscheidung nicht absehbar und von daher auch nicht entscheidungsrelevant war (was nicht bedeutet, dass die Entscheidung falsch war). Aber auch in anderen – weniger prominenten – Fällen zeigt sich, dass in der Kontaktzone von Philanthropie und öffentlichem Handeln bisweilen nicht mit glücklicher Hand agiert wird. Wenn z.  B. die Ressortleitung Stadtentwicklung in einer Großstadt davon spricht, dass „im Verbund von Mäzenen und Politik immer wieder politische Prioritäten durcheinander gebracht und unausgereifte Projektideen verfolgt werden müssen, während wichtige, längst beschlossene Projekte in der Schublade bleiben“, wenn Spender sich missverstanden fühlen und ihr Engagement nach langwierigen unfruchtbaren Gesprächen erlahmt, wenn Presse und Opposition in jedem uneigennützigen Tun unlautere Motive vermuten und somit Misstrauen verbreiten, dann deutet sich hierin an, dass Annäherung, Vertrauensaufbau und Interessenabgleich nicht immer gut funktionieren. Die Kritik „gut gemeint ist noch längst nicht gut gemacht“ ist wahrscheinlich manchmal angebracht. Eine erfolgreiche
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Karriere als Unternehmer befähigt noch nicht zum Stadtplaner und auch nicht zum Sozial- oder Kulturpolitiker. Kritik am philanthropischen Projekt ist nicht unbedingt ein Mangel an Dankbarkeit. Auf der anderen Seite braucht es eine öffentliche Hand, die in der Lage ist, das eigene Handeln in einem kritischen Dialog zu erklären und weiterzuentwickeln, ohne dabei in Argumentationsschablonen oder Glaubensgrundsätze zu verfallen. Die erstarkende Zivilgesellschaft und zunehmend selbstbewusste Philanthropenlandschaft benötigen als Counterpart einen starken Staat. Stark meint dabei, die Bereitschaft zum Dialog, die Fähigkeit zur argumentativen Auseinandersetzung, das erkennbare Engagement, im Sinne des Gemeinwohls die beste Lösung für ein Problem zu finden. Der Leiter des Historischen Zentrums Wuppertal, Eberhard Illner, ist es gewohnt, für seine Projekte und Ideen Unterstützung zu suchen: „Sie müssen dem Mäzen schon mit Schweißperlen auf der Stirn entgegentreten, die erkennen lassen, dass Sie ihre Sache ernst meinen und klare Zielvorstellungen haben.“ Was im Einzelfall im persönlichen Gespräch gelingt, hat auch Voraussetzungen in der politischen Kultur der Städte. Dies scheint nicht überall gleichermaßen eingelöst zu werden. In der Kontaktzone zwischen Kommune und Philanthropie wird eine klare Aussprache von Interessen und Bedingungen des gemeinsamen Handelns benötigt. Von politischer Seite ist beispielsweise eine Verhandlung über das Angebot, der Stadt eine Konzerthalle zu bauen, schwer zu führen, wenn man keine klare Position zu dieser Frage hat. Die Stadt muss wissen, was sie will und welche Bedingungen sie an die Annahme eines Geschenkes knüpft. Dies ist auch und vor allem eine Frage der politischen Führung, die in Zeiten unsicherer Mehrheiten und unübersichtlicher Dringlichkeiten im politischen Handeln offenbar schwer zu mobilisieren ist. Die Philanthropen tun sich mit ihrem unternehmerischen Hintergrund und ihren im Individuellen verankerten Interessen offenbar leichter. Wenn sie über die reine „Mildtätigkeit“ in den politischen Raum hineinwirken wollen, müssen aber auch sie sich auf die Bedingungen des Handelns in einem politischen Umfeld einstellen. In der aktuellen Entwicklung gibt es einige Anzeichen, dass die Philanthropie zunehmend ins Politische vorstößt. So führt beispielsweise die Debatte über die „strategische Philanthropie“ in diese Richtung. Denn eine Erkenntnis aus diesem Dis-



kussionszusammenhang ist, dass eine Einflussnahme auf die Politik eine größere Hebelwirkung für die gesellschaftliche Entwicklung hat als ein noch so gut gemachtes Einzelprojekt. Auch die bedeutenden, auf Stadtentwicklungsfragen ausgerichteten Stiftungen zielen im Kern nicht primär auf die Lösung eines lokalen Problems, sondern wollen mit ihren Projekten meistens Innovationen im politischen Raum auslösen und im Idealfall Blaupausen für die künftige Regelpolitik liefern. Die Schader Stiftung hat sich in den letzten Jahren intensiv mit den Fragen des Wohnens in der alternden Gesellschaft auseinandergesetzt, nun konzentriert sie sich auf die Integrationspolitik im mittelstädtischen und ländlichen Bereich. Die gemeinnützige Wüstenrot Stiftung ist neben ihrem Engagement im Bereich der Denkmalpflege immer wieder mit dem Ziel unterwegs, über Forschungsprojekte den fachlichen Diskurs zur Stadtentwicklung in einer breiten Themenpalette (Innenstadtentwicklung, Segregation, kinder- und familienfreundliche Stadt, Zwischennutzung, Anpassungsfähigkeit und Qualifizierung von Gebäuden etc.) voranzubringen. Sie zielt dabei auch auf den politischen Raum und versteht sich „als politisch und konfessionell unabhängiger, dem demokratischen Gemeinwesen verpflichteter Akteur und Partner der Institutionen und Gebietskörperschaften des öffentlichen Sektors“. Nicht zuletzt zielt die Montag Stiftung Urbane Räume darauf, in verschiedenen thematischen Konstellationen dem zivilgesellschaftlichen Handeln in der Stadtentwicklung an der Schnittstelle zu den kommunalen Zuständigkeiten einen Weg zu bahnen. Damit werden auch die Handlungsroutinen und die Handlungslogik der öffentlichen Hand auf den Prüfstand der Verträglichkeit mit zivilgesellschaftlichen Formen der Selbstorganisation gestellt.



© Seite 43 : Tretyakov Galler y, Moscow



orientiert, ohne notwendigerweise das Gemeinwohl zu repräsentieren. So kann man mit Recht darüber streiten, ob der Bau eines Konzerthauses angesichts gravierender sozialer Probleme im Zentrum des allgemeinen Interesses liegt. Gerade im öffentlichen Ringen um die Frage, welcher gesellschaftliche Fortschritt dringlich ist und was auf dem Weg dorthin zu tun ist, erhält das Gemeinwohl seine Konturen. Das philanthropische Handeln geht über das Private hinaus und kommt der Allgemeinheit zugute. Nicht notwendigerweise greift der Philanthrop damit in das demokratische Ringen ein. Die großzügige Spende für die Renovierung eines Kindergartens lässt sich als Beispiel anführen. Hier werden bestehende politische Prioritäten unterstützt und kaum verschoben.



Zufall ist dieser Weg ins Politische wohl kaum. Mäzene, Stifter und Philanthropen reagieren auf wahrgenommene gesellschaftliche Probleme und orientieren sich dorthin, wo sie glauben, Gutes tun zu können. Vermehrt die Politikformulierung zu unterstützen, kann man von daher als Reaktion auf eine erkannte Überforderung der demokratischen Institutionen (insbesondere der Parteien) genau an dieser Stelle interpretieren. Mit dieser Einschätzung steht die Philanthropie sicher nicht alleine. Allerdings sollte sie ausgehend von ihrer Unabhängigkeit der Versuchung widerstehen, die schon geschwächte Politik und damit auch die Demokratie durch Besserwisserei, Kurzatmigkeit und Einseitigkeiten vor sich herzutreiben und weiter zu demontieren. Dies tun leichtfüßige Experten, quotenfixierte Medien und unterschiedlichste Interessenverbände zur Genüge. Ernst gemeinte und gut gemachte Angebote an die Politik und insbesondere die Parteien, das „Gespräch zwischen Gesellschaft und politischen Institutionen“ (Peer Steinbrück) im Ringen um das Gemeinwohl nicht abreißen zu lassen, stünden einer politisch orientierten Philanthropie jedoch gut zu Gesicht.



Einen Schritt weiter ins Politische geht seit ein paar Jahren die kanadische Stiftungslandschaft. Unter der Überschrift „vital signs“ werden hier Fortschrittsberichte zur regionalen und städtischen Entwicklung erstellt (z.  B. Vancouver oder Montreal), die mit ihren Aussagen nicht nur Richtschnur für das Stiftungshandeln, sondern auch für das öffentliche Handeln sein wollen. In Deutschland ist die Bertelsmann Stiftung für ihr demokratisch nicht legitimiertes „heimliches gesellschaftliches Modernisierungsprogramm“ heftig kritisiert worden. Wahrscheinlich bildet sie jedoch nur die auffällige Spitze der beschriebenen Bewegung der Stiftungs- und Philanthropenlandschaft in das Politische hinein.
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Die Anpacker Wie Städte den Wandel gestalten: zukunftsfähige Ideen und Projekte



„Es ist gut, wenn ein Stadtbild nicht so fertig ist. Wir müssen auch Mut zur Lücke zeigen, damit die Generation nach uns noch etwas bauen kann.“



Text: bettina köhl Schrumpfen und über sich hinauswachsen Einfache Formeln wie „Wir werden weniger, wir werden älter, wir werden bunter“ sind in Kommunen zwar durchaus gebräuchlich. Wirklich danach handeln, tun die wenigsten. Da werden immer noch Discounter auf der grünen Wiese genehmigt und Neubaugebiete ausgewiesen. In Aschersleben, der ältesten Stadt Sachsen-Anhalts, ist der Wandel bereits seit Jahren Realität. Die Verwaltung hat die Perspektive für die Internationale Bauausstellung (IBA) Stadtumbau Sachsen-Anhalt 2010 deshalb noch knapper formuliert: weniger ist Zukunft. In den 1950er-Jahren hatte die Stadt noch mehr als 40.000 Einwohner. Heute sind es knapp 30.000, allerdings auf einer dreimal größeren Fläche, die durch freiwillige Eingemeindungen aus dem Umland entstanden ist. Prognosen gehen davon aus, dass Aschersleben 2025 noch einmal 7.000 Einwohner weniger haben wird. Lebensqualität trotz Schrumpfung – das ließ sich nur erreichen, indem man konsequent den historischen Kern, der Aschersleben so besonders macht, stärkte. Als Baudezernentin Ria Uhlig 1990 nach Aschersleben kam, war die Altstadt in einem desolaten Zustand. Mit Denkmalsanierung fing alles an. „Ich fand es spannend, weil man fast jeden Bürger kannte, der mühselig sein Häuschen rübergerettet hatte“, erinnert sich Ria Uhlig. Im Jahr 2000 hat die Verwaltung sämtliche Industriebrachen erfasst, ein Jahr später das erste Stadtentwicklungskonzept erstellt. „Man darf nicht die Augen verschließen, darf nicht reagieren, sondern muss agieren“, sagt Ria Uhlig. Und: „Wenn die Verwaltung nicht den Anschub gibt, wird es keiner tun.“ Aschersleben hat sich Wirtschaft, Bildung, Stadtumbau, Haushaltskonsolidierung und Stärkung der Verwaltungskraft ins Leitbild geschrieben. Die konkret formulierten Aufgaben und Ziele kommen jedes Jahr auf den Prüfstand. Und die Verwaltung legt bei einem Tag der offenen Tür den Bürgern Rechenschaft ab.



Man kann Tomaten pflanzen oder eine Schule abreißen, um eine Stadt zukunftsfähig zu machen. Vorausgesetzt, es steckt ein langfristiger Plan dahinter. Die Herausforderungen an Kommunen sind vielfältig: demografischer Wandel und Bevölkerungsschwund, eine oft desolate Haushaltslage mit Sanierungsstau an öffentlichen Gebäuden, Leerstände in den Innenstädten, Zersiedelung und Wegfall von Arbeitsplätzen, Personalmangel in der Verwaltung und kurzlebige politische Mehrheiten in den Räten. Wie bleiben Städte trotz allem für die Menschen attraktiv? Und wie lässt sich ihre Infrastruktur für die Zukunft sichern? Beispiele aus der Praxis zeigen, dass sich der Mut zu ungewöhnlichen Ideen und Wegen auszahlt.
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Kunstprojekt „Durchfahr tgalerie“ in Aschersleben im Rahmen der IBA Stadtumbau 2010



Eine besondere Rolle im Ascherslebener Konzept spielt die Bildung. Nicht umsonst ist das Thema ebenso wie Wirtschaftsförderung und Personal direkt dem Bürgermeister unterstellt. „Bildung ist das, was wir den Menschen mitgeben können. Wir brauchen ein Bildungsangebot, in dem sich jeder nach seinen Fähigkeiten entfalten kann“, sagt Ria Uhlig. Die Zusammenarbeit mit freien Trägern sichert die Vielfalt und steigert durch Konkurrenz zugleich die Qualität. Drei repräsentative Fabrikantenvillen nahe am Gelände der Lan-



desgartenschau 2010 sind inzwischen saniert und beherbergen jetzt die Freie Christliche Grundschule, die MontessoriGrundschule und ein Bildungs- und Begegnungszentrum der Lebenshilfe. Neues Wahrzeichen für den Bildungsstandort ist der Bestehornpark: Die innerstädtische Industriebrache der Verpackungsfabrik Optima wurde zum Bildungszentrum mit berufsbildender Schule und freier Sekundarschule umgebaut. Neues Denken im historischem Umfeld – das soll die Menschen in der Stadt halten und zugleich die Konzentration auf den Kern, den Stadtumbau von außen nach innen, fördern. In Sachen Bildung ist Aschersleben Vorreiter. Der Bund will mit dem Förderprogramm „Lernen vor Ort“ auch anderswo das Bildungsmanagement vorantreiben. Zuzug sichert auch das beste Bildungsangebot nicht. Deshalb ist Abriss für Aschersleben kein Tabu, insgesamt 1.200 Wohnungen mussten bisher weichen. „Es ist schon ein merkwürdiges Gefühl, eine Schule, einen Kindergarten und eine Turnhalle abzureißen“, gibt Ria Uhlig zu. Doch Abriss an den Rändern hilft, dem Leerstand in der Innenstadt zu begegnen. An der verkehrsreichen Ortsdurchfahrt wurden bewusst Discounter und Großmärkte angesiedelt. Auf Brachen entstand das viel beachtete Kunstprojekt „Durchfahrtgalerie“. Im historischen Kern findet man hingegen die kleineren Läden und Fachgeschäfte, der Leerstand ist vergleichsweise gering. In Aschersleben gibt es nach zwei Jahrzehnten Stadtsanierung weiter verrottete Fachwerkhäuser, die schon vom bloßen Ansehen in sich zusammenzufallen scheinen. „Es ist gut, wenn ein Stadtbild nicht so fertig ist. Wir müssen auch Mut zur Lücke zeigen, damit die Generation nach uns noch etwas bauen kann“, sagt die Baudezernentin. Platz für Freidenker „Ähnliches werde durch Ähnliches geheilt“ steht an einem Haus in Köthen, ebenfalls IBA-Stadt 2010. Hier hat man sich auf einen berühmten Einwohner besonnen: Samuel Hahnemann (1755–1843), Begründer der Homöopathie. Die Köthener Perlen – Informationstafeln in Anlehnung an die Globuli, mit denen die homöopathischen Medikamente verabreicht werden – führen Besucher zur einstigen Wirkungsstätte Hahnemanns mit Museum, wo auch wieder eine homöopathische Praxis ihren Sitz hat. Gleich nebenan, im sanierten Spitalgebäude, hat seit Oktober 2009 die Europäische Bibliothek für Homöopathie ihren Sitz. „Das Gebäude war dem Ver-
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„Wir wollen in zehn Jahren DIE grüne Stadt Deutschlands sein.“



das Projekt über Ämtergrenzen hinweg vorantreiben. Angespornt durch zwei Wettbewerbe hat man hier beschlossen, nicht nur eine essbare, sondern auch eine lebendige und nachhaltige Stadt zu gestalten. „Wir wollen in zehn Jahren DIE grüne Stadt Deutschlands sein“, sagt Kosack. Erste Schritte sind gemacht. Andernach hat vor zwei Jahren eine rund 9 ha große Permakultur angelegt, eine Kombination aus ökologischem Landbau, Lernort und Sozialprojekt. Hier bildet die Perspektive gGmbH, finanziert unter anderem vom Europäischen Sozialfonds, 20 Langzeitarbeitslose aus. Hier wird gemulcht und nicht gepflügt. Hier ist Platz für Insektenhotels und seltene Nutztiere wie die Sattelschweine. Die hochwertigen Lebensmittel, die in der Permakultur angebaut werden, kommen sozialen Einrichtungen zugute und werden im „FaiRegio-Laden“ angeboten.



Bildunterschrift



Konsequent hat sich die Verwaltung bei ihrem IBA-Projekt auf ein Alleinstellungsmerkmal besonnen, was der Stadt mit InterCity-Anschluss an die Strecke Hannover -Magdeburg -  Leipzig Ärztekongresse und Homöopathie-Touristen beschert. „Die Zahl der Nutzer steigt stetig“, berichtet Sabine Radtke, Leiterin der Europäischen Bibliothek für Homöopathie. Langfristiges Ziel: Jeder homöopathische Arzt in Europa soll wenigstens kurze Zeit in Köthen studiert oder sich fortgebildet haben. Köthen war immer schon ein gutes Pflaster für Freidenker. Deshalb hat die Verwaltung ein Experiment gestartet und homöopathische Leit- und Lehrsätze auf die Stadtplanung übertragen: Die Stadt als Organismus, dem gering dosierte Arzneien verabreicht werden, die die Symptome zunächst verschlimmern. In der von Verfall und Leerstand geprägten Ludwigstraße sah das 2006 so aus: Zunächst wurde die
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Straßenbeleuchtung ausgeschaltet, dann die von Abriss bedrohten Häuser grell angestrahlt. Der dadurch verursachte Aufruhr in der Bevölkerung brachte positive Impulse: Vier Häuser blieben erhalten, das Hotel am Ende der Straße bekam den längst benötigten Gästeparkplatz. Ziel der „Coethener Methode“ ist, bisher nicht erkannte Potenziale und unausgesprochene Befindlichkeiten für die Entwicklung nutzbar zu machen. Eine Stadt zum Anbeißen „Das ist doch das mit den Tomaten?“ bekommt man zur Antwort, wenn man in der Telefonzentrale der Stadt Andernach nach dem Projekt Essbare Stadt fragt. 100 Tomatensorten, gepflanzt an der historischen Stadtmauer, ein Tomatenfest und eine Tomatenkönigin: Was auf den ersten Blick nach kleinstädtischer Eventkultur aussieht, ist ein beispielhaftes Projekt für ökologischen Stadtumbau. „Die Bürger haben das zunächst für einen Aprilscherz gehalten“, gibt Diplom-Geoökologe Lutz Kosack vom Stadtplanungsamt zu, einer aus dem kleinen Team von sechs Verwaltungsmitarbeitern, die



Andernach geht neue Wege: In den städtischen Rabatten am Rheinufer darf Grünkohl seine gekräuselten Blätter entfalten, an der Stadtmauer wachsen nach den Tomaten in diesem Jahr Bohnen. „Wir wollen die Bürger auf die Biodiversität aufmerksam machen und darauf, was direkt vor unserer Tür gerade verloren geht“, sagt Kosack. Er findet, dass nicht nur Wale und Eisbären, sondern auch Tomatensorten wie „Rheinlands Ruhm“ eine Lobby brauchen.



© Seite 46 : Stadt Aschersleben



fall preisgegeben. Wir alleine hätten es nicht retten können“, sagt Waltraud Siersleben, Pressereferentin der Stadt Köthen.



Geschlossene Kreisläufe vor Ort sind die Zukunft, sind sich die Andernacher Planer sicher. Zur grünen Stadt gehören für sie auch Hackschnitzelheizungen in Schulen und Solaranlagen auf öffentlichen Gebäuden. Die Idee soll sich auch in Andernach auf die gesamte Stadt ausbreiten, Denkverbote gibt es nicht: Warum nicht auf städtischen Brachflächen, von denen es 30 ha gibt, Energiepflanzen anbauen, die in einer Biogasanlage verwertet werden? Oder Abwässer aus Toiletten auf Dachgärten pumpen?



Deshalb gilt in Andernach nicht „Betreten verboten“, sondern „Pflücken erlaubt“. Die erste enge Altstadtstraße ist inzwischen mit Wein begrünt, auf einer Fläche neben der Kirche soll als Nächstes ein interkultureller Bürgergarten entstehen. Die Stadt hat ein Alleinstellungsmerkmal und spart zugleich Geld: eine eigene Staudenmischung ist viel pflegeleichter als die Saisonbepflanzung der Beete. Die Bürger akzeptieren inzwischen sogar gewollte Wildnis. Andernach hat näm-



lich eine Idee aus Dessau aufgegriffen und mäht um Brachflächen herum einen 2 m breiten Pflegestreifen. Ansonsten dürfen Gras und Kräuter wachsen, was nicht nur die Wildbienen freut. Die Initiative in Andernach ging von Verwaltung und Stadtspitze aus, inzwischen machen die Bürger mit. „Wir verstehen uns als Aktivierungsenergie“, sagt Lutz Kosack. Bürger sparen mit Der Verein „Mehr Demokratie“ beobachtet bundesweit genau, wie Bund, Länder und Kommunen mit den Bürgerinteressen umgehen. Laut NRW-Sprecher Thorsten Sterk ist „solingenspart.de“ ein besonders gutes und erfolgreiches Projekt für die Einbindung von Bürgern in kommunale Entscheidungsprozesse. Oberbürgermeister Norbert Feith und Stadtkämmerer Ralf Weeke sprechen von einer „in Deutschland bisher einzigartigen Resonanz auf einen Sparhaushalt“. Bundesweit binden nach Schätzung von Experten derzeit 20 bis 30 Kommunen ihre Bürger bei Haushaltsentscheidungen mit ein. Die Ausgangssituation: Solingen musste bis 2013 die jährlichen Ausgaben um 45 Millionen Euro senken, um nicht überschuldet zu werden. Die Verwaltung schnürte deshalb Anfang 2010 ein Sparpaket mit 248 Einzelmaßnahmen. „Einschnitte in dieser Größenordnung wollten Rat und Verwaltungsspitze aber nicht ohne Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger beschließen“, berichtet Lutz Peters, Pressesprecher der Stadt Solingen. Als kostengünstige und effiziente Methode habe sich ein internetgestütztes Vorschlags- und Bewertungsverfahren angeboten, das durch einen Partner, das Beratungsunternehmen zebralog, entwickelt und betreut wurde. Auf der Seite www.solingen-spart.de sieht man, wie die Auswahl von 78 Sparvorschlägen diskutiert wurde. Drei Wochen lang hatten die Internetnutzer nach einer Bürgerversammlung im Stadttheater Zeit, sich auf der Seite registrieren zu lassen, die Verwaltungsvorschläge mit Pro oder Kontra zu bewerten und eigene Kommentare und Vorschläge zu hinterlassen. Bei der Solinger Stadtverwaltung war ein Kernteam der Kämmerei mit vier Mitarbeitern ständig mit dem Projekt befasst, dazu kamen in der Beteiligungsphase vier externe Moderatoren von zebralog, die den Verlauf der Diskussion beobachteten und moderierten. „Ein Vorteil des onlinegestützten Verfahrens war, dass die Einträge in der Onlinedatenbank in
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„Die Bürger ernst nehmen heißt, sie regelmäßig teilhaben zu lassen.“



Insgesamt rund 52.000 Euro hat die Stadt in das Projekt investiert. Gut angelegtes Geld, wie sich heute zeigt. Der Oberbürgermeister konnte vermelden, dass Solingen nicht mehr akut von Überschuldung bedroht ist und das verabschiedete 43,7-Millionen-Sparpaket auch die Bezirksregierung in Düsseldorf überzeugt hat. Überraschend für die Verwaltung war laut Peters die enorme Resonanz, die sich schon in den ersten Tagen abzeichnete. „Das Interesse war – gemessen an Bürgerhaushalten anderer Städte – überdurchschnittlich.“ 3.595 Bürger, mehr als 2 % der Bevölkerung, registrierten sich und diskutierten mit. 20.000 Nutzer besuchten die Seiten ohne Anmeldung als Leser. „Wären das alles Solinger gewesen, was wir nicht wissen, hätte das Verfahren jeden zehnten Einwohner erreicht“, verdeutlichte Peters. Außerdem waren die Onlineteilnehmer sehr produktiv: Mehr als 150.000 Pro- und Kontra-Bewertungen wurden für oder gegen Sparvorschläge abgegeben. „Setzt man das ins Verhältnis zur Zahl der registrierten Teilnehmer, ergibt sich, dass jeder im Durchschnitt 42 Sparvorschläge bewertet hat. Dazu mussten sich die Menschen mindestens eine Dreiviertelstunde Zeit nehmen. Mit welchem anderen Verfahren hätte man eine derart intensive Auseinandersetzung mit einem so trockenen Thema erreicht?“, so der Pressesprecher. Dabei gab es durchaus Mehrheiten für unpopuläre Maßnahmen, z.  B. für die Aufgabe des traditionsreichen Fußballstadions des 1. FC Union Solingen, um mit dem Verkauf des Geländes 2,5 Millionen Euro zu erzielen. Unter den abgelehnten Vorschlägen waren im Wesentlichen Steuererhöhungen und die Schließung von Schwimmbädern. „Die finanzielle Lage unserer Stadt ist überaus ernst und verlangt nach Einschnitten. Wir in Solingen wollten den Menschen reinen Wein einschenken und sie auf dem Konsolidierungsweg mitnehmen. Das scheint uns auch gelungen zu sein. Ich glaube, dass die Stadt mit dem Verfahren weiten Kreisen der Bevölkerung deutlich gemacht hat, wo die Probleme Solingens liegen“, sagte Oberbürgermeister Norbert Feith. Umgekehrt zeigt das Ergebnis, dass das Internetportal auch nicht organisierten Bürgern die Chance zu einer öffentlich wahrnehmbaren Meinungsbekundung gegeben habe. „Die positiven Erfahrungen sprechen grundsätzlich für die Wiederholung des Verfah-
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Bettina Köhl (*1973) arbeitet als Redakteurin beim General-Anzeiger in Bonn. Zu ihren Schwerpunktthemen gehören Stadtplanung, Architektur und Denkmalschutz. Sie hat Politikwissenschaft studiert und ist Trägerin des Wächterpreises der Tagespresse.



rens beziehungsweise die Ausdehnung auf andere Felder der Stadtpolitik. Die Bürger ernst nehmen heißt, sie regelmäßig teilhaben zu lassen.“ Die vorgestellten Beispiele haben etwas gemeinsam: Alle Kommunen konzentrieren sich auf ein wichtiges Projekt, statt sich in vielen Themenfeldern zu verzetteln. Sie geben der jeweiligen Aufgabe ein scharfes Profil, indem sie die zu lösenden Probleme offen ansprechen, und überprüfen immer wieder kritisch die Zwischenergebnisse. Auch um eigene Fehler einzugestehen und Planungen zu korrigieren. Den notwendigen Rückhalt gibt, dass in der Regel ämterübergreifend gearbeitet wird. Außerdem ziehen Verwaltung und Politik langfristig, über Wahlperioden hinaus an einem Strang. Die Stadtplaner sind selbstbewusst, aber nicht abgehoben. Regionale Vernetzung, Zusammenarbeit mit Partnern außerhalb der Verwaltung und nicht zuletzt die intensive Beteiligung der Bürger spielen eine große Rolle.



www.iba-stadtumbau.de www.homoeopathie-koethen.de www.andernach.de www.solingen-spart.de www.kommunal-erneuerbar.de www.lernen-vor-ort.info www.mehr-demokratie.de



Wer Schwerpunkte setzt, muss an der einen oder anderen Stelle Abstriche machen. In Aschersleben z.  B. wird die Konzentration auf die Stadtmitte noch durch ein gutes Nahverkehrsangebot ausgeglichen. Sollte das irgendwann nicht mehr zu finanzieren sein, sieht es für die eingemeindeten Dörfer im weiteren Umland schlecht aus. Viel hängt auch vom Idealismus der letztlich recht kleinen Verwaltungsteams ab. Und besonders die städtebaulichen Großprojekte wären ohne die Förderprogramme von Bund, Land und EU nicht möglich. Dynamik entfalten Projekte letztlich nur bei der Umsetzung, wenn konkrete Ergebnisse sichtbar werden. Eines haben die vorgestellten Kommunen deshalb beherzigt: Wer eine Stadt zukunftsfähig machen will, fängt am besten heute an.
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Tabellenkalkulationssoftware exportiert und dort zur Auswertung weiterverarbeitet werden konnten“, so Lutz Peters.



„Wer eine Stadt zukunftsfähig machen will, fängt am besten heute an.“



BEYOND INSTITUTIONS



49



MEINUNGSBILDER Welches Bild haben Netzaktivisten, Wirtschaftsvertreter, Politiker und Kulturschaffende von staatlichen Institutionen der Stadtplanung und Stadtentwicklung? In Interviews mit Juli Zeh, Schriftstellerin und Juristin, Markus Beckedahl, netzpolitischer Aktivist sowie Gründer und Betreiber von netzpolitik.org, Katrin Göring-Eckardt, Politikerin und Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages, Dr. Ulrich Maly, Politiker und Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg sowie Götz Werner, Unternehmer und Gründer von dm-drogerie markt, zeigen sich unterschiedliche Vorstellungen, die von Alexander Jahn illustriert worden sind.



Juli zeh Stadtentwicklung findet gerade immer mehr Aufmerksamkeit. Ich vermute, dass wir aufgrund einer längeren Entwicklung seit Jahrzehnten dabei sind, eine neue Bürgeridentität herauszubilden. Der Nationalismus wurde uns aberzogen. Stattdessen haben wir eine Mischung aus abstraktem Europäertum und sehr konkreter Regionalidentität. Die Leute identifizieren sich wieder stärker mit den konkreten Herkunftsorten.
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Den Bürgern gehört genauso viel von der Stadt, wie sie sich nehmen. Wer nicht einmal bereit ist, zu einer Gemeinderatssitzung zu gehen oder sich einen ausgelegten Plan anzusehen, kann den Kommunen oder der Politik nicht vorwerfen, sie würden uns etwas wegnehmen.
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Ich bin eine große Anhängerin von wirklichen Freiräumen, also von regelfreien Räumen. Ich würde als Erstes alles aus den Städten und von öffentlichen Plätzen entfernen, was den Bürgern den Eindruck verleiht, dass sie sich in einem kontrollierten System befinden.
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MARKUS BECKEDAHL Ich habe mir aus Neugierde verschiedene Bürgerbeteiligungsmöglichkeiten für Stadtplanung mithilfe des Internets angeschaut. Einerseits habe ich festgestellt, dass es unglaublich schwierig ist, Widerstände in den alten Strukturen zu brechen, um überhaupt einmal ein bisschen mehr Bürgerbeteiligung zuzulassen. Gleichzeitig ist natürlich alles, was mit mehr Offenheit zu tun hat, mit vielen Ängsten verbunden. Meiner Meinung nach kann die Kommune gut auf die neuen Herausforderungen reagieren. Es wird ein Bewusstsein dafür entstehen, was Daseinsvorsorge ist, dass dazu auch ein Grundrecht auf Zugang zum Netz gehört. Die Verwaltung verfügt über eine ganze Menge Daten, die sie aber hinter verschlossenen Türen hält. Open Data hieße, diese Daten freizugeben, denn eigentlich gehören sie allen, weil sie über Steuergeld finanziert sind. Und man könnte eine ganze Menge damit anfangen, wenn man sie in maschinenlesbaren Formaten zur Verfügung stellen würde.



katrin göring-eckardt Es kommt nicht auf starke oder schwache, sondern auf verantwortungsbewusste Institutionen an. Im Sinne desjenigen, der sich als Dienstleister versteht und dafür sorgt, dass Menschen Zugang zu öffentlichen Gütern haben. Das heißt nicht, dass in jedem Kreis das Vollversorgungskrankenhaus stehen muss. Fantasie und Mut sind gefragt.
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Institutionen sind nur dann erfolgreich, wenn sie Vielfalt zulassen, sie für sich nutzen und – sei es die kulturelle Herkunft, die sexuelle Neigung oder die Ausbildung – in sich abbilden. Institutionen sind … selbstreferentiell: ja! fantasievoll: hoffentlich! wichtig: ja! erlässlich: nein! reformfähig: hoffentlich! verkrustet: oft! beweglich: manchmal!
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GÖTZ WERNER In Unternehmen ist die eigentliche Frage: Wie mache ich die Betroffenen zu Beteiligten? Sonst sind die Unternehmen nicht mehr tragfähig. Auf Kadavergehorsam kann man nicht setzen. Für Individuen gibt es keine Hierarchien, für Individuen gibt es nur Netzwerke mit Hubs. Wenn ich aber ein Unternehmen immer noch als eine Pyramide denke, falle ich immer wieder zurück in eine Orientierung an der Obrigkeit. Ich muss ein Unternehmen – und das ist vielen noch fremd – denken wie ein Netzwerk. Die großen Systeme sind immer einzelne Menschen. Ich muss den Menschen im System als Menschen ernst nehmen. In dem Moment, in dem ich ihn als System anspreche, ist er beleidigt. Ein Mensch, der beleidigt ist, wird meinen Ideen nicht sehr aufgeschlossen gegenübertreten.



DR. ULRICH MALY Ich glaube, dass wir mit dem mechanistischen Verständnis von Bürgerbeteiligung, bei dem der Fachmann den Plan macht und sich draußen die Begeisterung der Bürgerschaft abholt, um dann zu bauen, nicht mehr weiterkommen.



54



BEYOND INSTITUTIONS



© Seite 55 : Alexander Jahn



Es gibt eigentlich keinerlei Kultur von Change Management, sondern wir verändern Prozesse nur unter extremem äußeren Druck: Arbeitsdruck, öffentlicher Druck, Katastrophenereignisse.



© Seite 54 : Alexander Jahn



Wir haben im Grunde kein institutionelles Problem. Aber was Prozessabläufe betrifft, müssen wir sicher alle dazulernen. Selbstverständlich haben wir die Notwendigkeit, Interaktionsprozesse zwischen Verwaltung, Politik und Öffentlichkeit (Fachöffentlichkeit und Nichtfachöffentlichkeit) völlig neu zu designen. Deswegen werden sich die Akteure im Spiel nicht automatisch ändern. Aber es muss sich die Kommunikation der Akteure untereinander ändern.
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DIE STADT DER OFFENEN QUELLEN



„The 4 Freedoms of Open Source“ nach Richard Stallman



Open Source ist nicht nur ein Modewort der 2010er-Jahre. Das Offenlegen der Quellen und der Verzicht auf das Urheberrecht bei der Lösung komplexer Aufgaben ermöglichen eine neuartige Zusammenarbeit, die leistungsfähig und schnell sein kann, individuelle Lösungen ermöglicht, den Nutzern eine hohe Kontrolle gibt und deren Mitarbeit einfordert. Vor dem Hintergrund mehrerer Seminare, Praxistests und Workshops zu Open Source in der Stadtplanung beschreiben Andreas Fritzen und Martin Kohler das Modell Open Source und suchen in konkreten Beispielen nach Anschlussmöglichkeiten für die Stadtentwicklung.



Wie konnte eine Gruppe höchst unterschiedlicher Freiwilliger (Fähigkeiten, Motivation, Zeitrahmen), nur über brüchige Internetkanäle verbunden, ein Betriebssystem für Personalcomputer entwickeln, das gleichwertig ist zum Kernprodukt von Microsoft? Die Entwicklung von Betriebssystemen war bis dato eine Angelegenheit sorgfältig ausgewählter Experten, den Besten ihres Faches, deren Zusammenarbeit und Informationsfluss von einem professionellen Projektmanagement gesteuert werden musste. Etwas so Komplexes wie ein Betriebssystem zu entwickeln, ist wie eine Kathedrale zu bauen. Die Zusammenarbeit der Linuxentwickler erschien Raymond demgegenüber wie ein quasselnder Bazar, auf dem jeder mitreden darf, und keiner mehr weiß, was genau eigentlich wo passiert. Und trotzdem entstand eine Kathedrale. Die Überraschung für Raymond bestand darin, dass eine bis dahin eherne Grundannahme außer Kraft gesetzt schien: Ab einem gewissen Punkt können mehr Entwickler die Entwicklung des Produkts nicht mehr beschleunigen, weil ihre eingebrachten Ressourcen durch die Verwaltung der Zusammenarbeit wieder aufgefressen werden.



Bei Linux bestand das Problem anscheinend nicht. Anders zusammenarbeiten



Text: Martin Kohler und Andreas Fritzen



Open Source fordert nicht nur die Offenlegung aller Quelltexte, die notwendig sind, um ein Softwareprodukt wie das Computerprogramm „Firefox“ herzustellen, sondern auch die Freiheit, das Produkt zu verändern, zu verteilen und in jeder gewünschten Absicht einzusetzen. Auch wenn diese der Intention des Urhebers zuwiderläuft. Und doch ist es keine Ni-
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Linux hat bewiesen, dass in einem Open-Source-Projekt Tausende von Menschen zusammenarbeiten können und selbst kleinste Änderungen und Verbesserungen in das Produkt einfließen. Warum? Da die Quellen (also die Arbeitsdokumente der Entwickler) von jedem angesehen, verändert und wieder zurückgespielt werden können, kann sich jeder potenzielle Mitarbeiter selbst mit den von ihm benötigten Informationen versorgen. Wie eine bestimmte Funktion des Programms arbeitet, muss nicht bei dem jeweiligen Entwickler abgefragt werden, sondern kann aus den Arbeitsdokumenten direkt herausgelesen werden. Sollte eine Veränderung dieser Funktionen, z.  B. bei einem Fehler, notwendig sein, kann sie außerdem sofort geändert werden.



sche der Anarchie, sondern eine ganze Familie modellhafter Strategien zur Wissensorganisation, die besonders gut das organisationale Lernen und die Zusammenarbeit heterogener Produzentennetzwerke ermöglichen. Die Regeln von Open Source sind recht einfach: (a) Teile nicht den Kuchen, sondern das Rezept (Sourcecode). (b) Und gib jedem, der das Rezept will, die Freiheit, es nach seinen Notwendigkeiten zu verändern, solange er seine Version unter denselben Regeln weitergibt (Copyleft-Lizenz). Damit entsteht ein Entwicklungsprozess mit sehr schnellen Veränderungszyklen, der sich in weiten Teilen selbst koordinieren kann. Die Resultate solcher Entwicklungen können zuweilen ziemlich überraschend sein. „Linux is subversive. Who would have thought even five years ago (1991) that a world-class operating system could coalesce as if by magic out of part-time hacking by several thousand developers scattered all over the planet, connected only by the tenous strands of the Internet? Certainly not I.“ (Eric Steven Raymond, The Cathedral and the Bazaar, 1996) Die ungläubige Überraschung, wie sie Computerpionier Eric Steven Raymond in seinem Eingangszitat beschreibt, ist dabei trotz aller Forschung noch immer nicht ganz gewichen.



© Seite 56 – 61 : Mar tin Kohler



Open Source (Offene Quelle) als Entwicklungsstrategie hat die Art, wie Computerprogramme entstehen, revolutioniert und einen Hallraum weit über die Informationsverarbeitung hinaus eröffnet. Open Content (freier Zugang zu allen Kulturerzeugnissen wie Bilder, Texte etc. nach Vorbild der Open-Source-Lizenzen), Open Access (offener Zugang zu wissenschaftlichen Inhalten), Open Hardware (Open-SourceEntwicklung von Hardwareprodukten wie Fahrradcomputer, 3D-Scanner, aber auch Autos) oder auch die „Open City“ (Thema der 4. Internationalen Architektur Biennale Rotterdam) sind Beispiele dafür, wie das Prinzip der Offenlegung der Quellen (zur Herstellung eines Produkts) und die damit verbundenen Versprechen wie gemeinschaftliche Entwicklung, Agilität, Gemeinfreiheit und Teilhabe auf andere gesellschaftliche Bereiche übertragen wird. Nicht einmal anmaßend lautete der Untertitel des Open-Source-Jahrbuchs 2006, herausgegeben vom Fachbereich für Informatik und Gesellschaft der TU Berlin „Zwischen Softwareentwicklung und Gesellschaftsmodell“.



In Closed-Source-Projekten müssen solche Beiträge und Fragen durch die institutionalisierte Organisationsstruktur geprüft und verteilt werden, da die einzelnen Schnipsel des Sourcecodes an unterschiedlichen Stellen geschützt liegen mit gestuften Authorisierungen, wer z.  B. den Sourcecode, nur die Funktion eines Programmmoduls oder gar nichts davon sehen darf. Der Arbeitsprozess einer Softwareentwicklung organisiert sich um den Sourcecode, also die Dokumente, in denen die Funktionsweise und die Herstellung der Software vollständig und für Menschen verständlich festgehalten sind. Alles, was



zur Herstellung des benutzbaren Programms notwendig ist, sind diese Dokumente. Der radikale Schritt, das verwertbare geistige Eigentum dieser Dokumente gemeinfrei zu halten, sozusagen zu verschenken und mit entsprechenden Lizenzen davor zu schützen, je wieder Eigentum zu werden, ist kein moralischer, sondern ein organisatorischer Imperativ. Diese Maßnahme ist schlicht notwendig, um in einer so großen und so heterogenen Menge zusammenzuarbeiten. Durch diese Vereinfachung der Datenhaltung sind OpenSource-Projekte extrem transparent und können mit einer flachen oder zeitweise auch ohne Steuerung arbeiten. Sie können so unterschiedliche Beiträge wie eine einzige Zeile Sourcecode genauso aufnehmen wie die komplette Umgestaltung eines zentralen Moduls. Ebenso können externe Beiträge so integriert werden wie interne (de facto ist die Unterscheidung zwischen intern und extern durch die Offenlegung des Sourcecodes hinfällig). Die Wissensbasis des Projektes ist in den Arbeitsdokumenten allen zugänglich und verschiebt zum einen die Pflicht der Informationsversorgung vom Projektleiter zum Mitarbeiter. Des Weiteren verbessert die Mitarbeit das Gesamtverständnis des Programms und erweitert das Wissen jedes Mitarbeiters. Durch die Öffnung von Sourcecodes  /  Rezepten  /  Handlungsanweisungen vereinfacht sich die Zusammenarbeit radikal und ein Großteil der Organisation der Arbeit kann durch die freiwillig Beitragenden erledigt selbst werden. Warum so viele? Typischerweise sind an Open-Source-Projekten Tausende von Menschen beschäftigt: im Kleinen bei der Erstellung der Dokumentation oder einfach nur beim Benutzen und Fehlerfinden, im Großen durch die Umarbeitung oder Neuentwicklung wichtiger Programm-Module. Es sind viele und es sind ganz unterschiedliche Mitarbeiter mit eigenen Interessen, kreuz und quer verteilt in der Welt. Sie können oder wollen keine kontinuierliche und vorhersehbare Projektarbeitszeit beitragen, beauftragen sich selbst oder gehören vielleicht noch konkurrierenden Organisationen an. Ein kaum zu steuernder Bazar. Doch warum müssen es so viele sein? „Given a large enough beta-tester and co-developer base, almost every problem will be characterized quickly and the fix obvious to someone.“ (Eric Steven Raymond, The Cathedral and the Bazaar, 1996) Bei der Online-Enzyklopädie Wikipedia arbeitet eine Menge sehr unterschiedlicher Beitragender zusammen und stellt
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lich kann Crowdsourcing ein Element von Open-Source-Projekten sein, allerdings nicht immer und nur als Teilelement. Open-Source-Projekte stellen ein gemeinsames Produkt und die zur Herstellung und Verwendung notwendigen Anweisungen und Materialien in den Vordergrund, um das herum sich eine Korona der Zutragenden gruppiert.



alle Inhalte unter eine Open-Source-Lizenz. Während manche nur einmal kurz einen Satzfehler korrigieren, erstellen andere Autoren komplette Fachartikel und pflegen sie über Jahre hinweg. Organisationsmodell und Regelung der Zusammenarbeit lassen Wissenschaftler und Laien, Einzelpersonen und Institutionen zu einem Lexikon beitragen, welches aktuell und qualitativ hochwertig den Stand menschlichen (Allgemein-)Wissens abbildet und den Beitragenden eine Gruppenidentität als „Wikipedianer“ bereitstellt. Die OnlineEnzyklopädie hat sich als Alternative zu Brockhaus & Co. etabliert. Was diese Enzyklopädie von anderen unterscheidet, ist nicht die freie Nutzung. Auch andere Angebote sind frei im Netz zugänglich. Den Unterschied macht die Möglichkeit, die Artikel nicht nur zu lesen, sondern sie verändern zu können. Der Sourcecode eines Wikipediaartikels lässt sich mit einem Klick auf den Schirm bringen. Formulierungen, Überschriften, Verweise, Bilder und Diagramme – alles lässt sich von jedem verändern. Dadurch wird der Nutzer automatisch zum Co-Developer, der kleine Fehler, die ihm in der Benutzung auffallen, entweder selbst korrigieren oder mit einer präzisen Beschreibung auf der Diskussionsseite melden kann. Wenn man bedenkt, was das Qualitätsmanagement eines modernen Produktes kostet, ist das ein wichtiger Vorteil, der umso höher wird, je mehr Nutzer / Co-Developer die Artikel ständig nach Fehlern und Verbesserungen durchflöhen.
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Durch die Masse der Beitragenden werden auch langweilige oder kleine Arbeiten erledigt und Fehler durch „doppelte Arbeit“ bereinigt. Es ist aber nicht nur die Masse entscheidend, sondern mehr noch deren Heterogenität. Für jede Person ist eine Menge bestimmte Fehler einfach zu erkennen. Für andere einfach zu beheben. Je unterschiedlicher der Kreis derjeniger ist, die auf ein Problem schauen, desto eher wird die „richtige“ Person dabei sein, die zu dem Fehler passt. Bei einer hinreichend großen und heterogenen Gruppe werden so alle Probleme zu „flachen Phänomenen“, die schnell behoben werden können – wenn nur genug Leute daran arbeiten. Heterogenität der Nutzer heißt auch heterogene Motivationen. Warum Markus Hagelocher ohne Bezahlung den Artikel mit der Liste der Apfelsorten mit den Werken von Theodor Engelbrechts von 1889 und Willi Vottelers Verzeichnis der Apfel- und Birnensorten verglich und die daraus entstandene Liste der über 1.500 Apfelsorten noch fein säuberlich formatierte, ist schwer zu verstehen. Entscheidend ist aber: Es gab einen Wikipedianer, der für diese langwierige und kleinteilige Arbeit einen Grund hatte.



Um das Produkt, den Prozess Diese Art, in großen Gruppen zusammenzuarbeiten, wird anderenorts auch „Crowdsourcing“ genannt und tatsäch-



Am Anfang reicht meist ein plausibles Versprechen: „Mit billigen Windturbinen kann jeder Hausbesitzer unabhängig von Energielieferungen werden!“ Abe Connelly formulierte diese Idee und arbeitete anfangs alleine an einem Bauplan für eine 100-Watt-Windturbine mit vertikaler Achse für weniger als 30 Dollar, die sich zu einem Array zusammenschalten lässt. Der Chispito Wind Generator. Der Bauplan ist offen und veränderbar, die benötigten Materialien so ausgewählt, dass sie möglichst an jedem Ort der Welt beschaffbar sind und die Turbine von einer Person aufgebaut werden kann. Um diese Idee ist eine Community entstanden, die durch Kommentare auf die Entwicklung Einfluss nehmen und Verbesserungen oder Erweiterungen aus den Erkenntnissen der bisher gebauten weit über 200 Exemplare zurück in den Bauplan fließen lassen. Das Projekt entspricht den Open Source Ecology Specifications. Dieser Standard zielt darauf, Kriterien von Produkten, Dienstleistungen und ihrer Produktion zu entwickeln und zu definieren, um mit Open-Source-Technologien lokale Energieproduktion für resiliente Kommunen möglich zu machen. Auch hier hat die Arbeit Hunderter Freiwilliger Produkte entstehen lassen, die sonst nur von größeren Unternehmen gekauft werden können. Wer sich die Kommentar- und Diskussionsseiten des Chispito-Projekts durchliest, bekommt ein Bild dieser Freiwilligen. Sie vereint ein Interesse an Handwerk und Eigenbau, viele engagieren sich für eine CO2-reduzierte Zukunft und sie sind interessiert, ihre unterschiedlichen Geschicke dort anzubringen, wo sie von Nutzen sind. Dies ist eine Charakteristik, die sich in vielen Open-SourceProjekten wiederfindet. Die Beitragenden sind selbst selektierte Experten und fast immer Selbstnutzer. Das gibt ihnen neben der Motivation auch die Bereitschaft zum Kompromiss – wenn es der Sache dient – und gibt gleichzeitig dem gemeinsamen Projekt passende und relevante Mitarbeit. Ständige Veröffentlichungen und Rückmeldungen halten das Interesse aufrecht und lassen eine gemeinsame Identität entstehen. Dieses soziale Netz der Beitragenden wird neben dem



Sourcecode zum eigentlichen Wissenspool, zu dem nur die Beitragenden vollen Zugang haben. Open Source sollte also nicht verkürzt werden auf das Hervorbringen eines Produkts, einer „freien Soft- oder Hardware“. Der Arbeitsprozess um das Produkt ist ein offenes soziales Netzwerk mit kollektiver Lernfähigkeit, welches die Freiheit zu gestalten erweitert und selbst Teil des Produkts ist. Wenn nun nicht nur Softwareanwender, sondern auch Turbinenbauer ihre Programme selbst entwickeln und fortlaufend optimieren können, warum dann nicht auch Stadtbewohnerinnen und Stadtbewohner ihre urbanen Lebensräume? Anders gefragt: Darf und soll jeder seine – eigene – Stadt produzieren? Es gibt schon einige Beispiele, die mit Open-Source-Methoden arbeiten und konkrete Auswirkungen auf unsere Städte haben. Nach einem Entwurfsworkshop in Köln-Ehrenfeld und einem Handbuch für Bauleitplanung in Afrika ergeben sich Fragen bezüglich der Anwendung auf konkrete Räume.



Das „Copyleft“-Prinzip Der Kölner Stadtteil Ehrenfeld ist ein unlösbares Problem für die städtische Verwaltung, da Ehrenfeld sich „klassischen“ Planungsinstrumenten seit Jahrzehnten entzieht. Vielmehr entwickeln engagierte Anwohner, innovative Geschäftsleute und kreative Dienstleister / Künstler den mittlerweile „hippen“ Stadtteil kleinteilig und bestandsorientiert weiter. Der städtebauliche Workshop „Open Source Planning Ehrenfeld“ rief alle Interessierten auf, eine Woche lang Ideen zum Stadtteil zugänglich und frei nutzbar zu machen. Als Arbeitsort diente die Halle des „Design Quartier Ehrenfeld“, einer ehemaligen KFZ-Werkstatt, mitten im Quartier gelegen. Flugblätter, Führungen, Mittagstische und Kamingespräche thematisierten grundsätzliche Chancen und ortsspezifische Potenziale in Ehrenfeld und machten den Workshop im Stadtteil bekannt. Eine 10 m² große „Keim-Wand“ im Eingangsbereich der Halle bot Fläche für unterschiedliche Ideenäußerungen (Text, Skizze, Diagramm, Plan etc.). Die „Keime“ durften und sollten heranwachsen. Weitere Workshop-Teilnehmer konnten sie aufgreifen, weiterentwickeln, abwandeln oder als Anregung für neue „Keime“ nutzen. Überraschend klar bildeten sich in der Workshopwoche „Stammbäume“ heraus, in denen Ideen heran-, wenn nicht
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sogar ausreiften. Kontinuierlich thematisiert wurden die zentrale Straßenecke Venloer Straße / Ehrenfeldgürtel, die riesige, leer stehende Schiffsschraubenhalle in der Lichtstraße und die „Raumöffnung“ der zu großen, unzugänglichen, altindustriellen Blockflächen.



tiert, getestet, angepasst, verändert, erweitert, optimiert, aktualisiert werden.



Das Ergebnis nach einer Woche Bearbeitungszeit war keine integrierte Gesamtplanung für Ehrenfeld, sondern vielmehr sind es ausgereifte, komplexe Entwicklungsansätze für strategisch bedeutsame Orte im Quartier. Ein Feldversuch, bei dem sich das „Copyleft-Prinzip“ als selbstorganisierend, zielsicher, schnell und verbindlich erwiesen hat.



Und nun?



Die Offenlegung des Quellcodes Obwohl Afrika der Kontinent mit der weltweit schnellsten Verstädterung ist, findet die Planung dieses gesellschaftlichen Umbruches nur punktuell und rudimentär statt. Es mangelt an vielem: Verwaltungsstrukturen, Planungsrecht, Know-how, Geld und vielerorts auch politischem Verantwortungsgefühl.



„This manual can grow – just like a city“, so die beiden Autoren.



In Deutschland ist das wachsende Interesse der Bewohner und Nutzer an der Mitgestaltung „ihrer“ Stadt offensichtlich. Die klassischen Stadtplanungsinstitutionen – die Politik mehr noch als die Verwaltung – zeigen sich gezwungenermaßen bereit, ihre hoheitlichen Aufgaben im Dialog mit „Betroffenen“ zu lösen. Unter diesen Rahmenbedingungen bietet es sich an, Open Source als erfolgreiche Entwicklungs- und Planungsstrategie auf Stadtplanungsprozesse zu übertragen und anzuwenden. Wir sind gespannt auf Open-Source-Zukunftswerkstätten, Open-Source-Stadtleitbilder, Open-Source-Quartiersplanungen und vielleicht Open-Source-Bebauungspläne.



Damit der Zugang zum „Manual“ offen für alle Stakeholder wird und nicht wie viele Publikationen verschlossen hinter Bibliothekswänden steht, kann das „Manual“ über das World Wide Web frei auf alle internetfähigen Mobiltelefone übertragen werden. Es darf ohne Einschränkung ausgestellt, disku-
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Wer macht mit bei Open Source? Die Mitwirkenden einer Open Source Community bestehen aus aktiven Anwendern, Entwickler und Koordinatoren sowie den Projektverantwortlichen und Hauptentwicklern. Auf Funktionsebene sind es Bug-Fixer, Programmierer und Koordinatoren. Ihre Hauptmotive sind Eigenbedarf, Spaß, Lernprozeß, Reputation, Bezahlung, Identifikation, Altruismus.



Organisation erfolgreicher Open Source Software Projekte – Open Source fängt mit einem Community Building Prozess an. Meist bevor die erste Zeile programmiert ist. – Die Kommunikation und Koordination in Softwareprojekten basiert auf der Nutzung moderner Informations- und Kommunikationstechnologien und ermöglicht eine räumlich getrennte Entwicklung des Gemeinschaftswerks. – Die zur Weiterentwicklung der Software nötigen Arbeitsbeiträge weisen einen sequenziellen Charakter auf: Innovationen bauen auf vorhergehenden Entwicklungen auf und erfolgen nicht in radikalen Sprüngen. Zudem ist die Art der Arbeitsleistung komplementär, da mit steigender Anzahl von Lösungsansätzen Synergien zur Optimierung des Produkts entstehen. – Softwareprogrammierung lässt sich in Teilprojekte zerlegen, die unabhängig voneinander weiterentwickelt werden können (Granularität). – Softwareentwicklung kann zeitlich versetzt erfolgen. Das heißt, nachträglich programmierte Elemente oder Module können in bereits aktive Software integriert werden (Modularität).
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Die beiden Architekten Jörg Baumeister und Nikolaus Knebel leben seit Jahren in Afrika und im Nahen Osten und beschäftigen sich mit Stadtplanung unter Armutsbedingungen. Sie entwickelten ein „Short Manual for the next millions of dwellings in Africa“, das den Quellcode der Stadtplanung offenlegt. Auf einfachste Art und Weise werden Prinzipien nachhaltigen Städtebaus erklärt und visualisiert. Nach den als „Muster“ bezeichneten Forderungen wie „Mix People“, „Buy Local“ oder „Safeguard Green“ können bestehende Planungen auf ihre Nachhaltigkeit in Bezug auf Ökologie, Ökonomie und Soziales bewertet und neue, zukunftstaugliche Planungen erstellt werden. Erklärungen zu städtischen Gebäudetypen und die Anwendung von „Mustern“ und „Typologien“ anhand einer Beispielsiedlung zeigen, wie sich das Manual konkret anwenden lässt. Wie der Quellcode eines Computerprogramms versteht sich das „Manual“ nicht als Lösung, sondern als Anleitung, die benutzt werden darf von jedem, der mit nachhaltiger Stadtentwicklung in unterschiedlichster Position beschäftigt ist.
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Martin Kohler (*1975) studierte Landschaftsarchitektur in Hannover und Adelaide und ist Lehrbeauftragter und wissenschaftlicher Assistent am Arbeitsgebiet für Städtebau und Quartierentwicklung an der HafenCity Universität in Hamburg. Er ist Chefredakteur des polis Magazins und arbeitet als freier Autor und Kurator. Prof. Andreas Fritzen (*1963) lehrt an der Hochschule Bochum und im Masterstudiengang Städtebau NRW. Er studierte an der RWTH Aachen, der Carleton University Ottawa, Kanada, und der Architectural Association School of Architecture London. Er ist freiberuflich als Architekt und Stadtplaner in Köln tätig, Wettbewerbspreisrichter im In- und Ausland, Vorstandsmitglied im BDA-Köln, Mitglied im Deutschen Werkbund und in der Deutschen Akademie für Städtebau und Landesplanung.



Projektbeispiele (Auswahl) 12 Nifty Ideas to improve your City http://shareable.net/blog/12-nifty-ideas-to-improve-your-city Bamboo Bike www.bamboobike.org Occupation Cookbook http://slobodnifilozofski.org/?p=1901 Open Architecture Network http://openarchitecturenetwork.org/ Open Government Initiative http://www.whitehouse.gov/open Open Plans www.openplans.org Open Pod www.opensimsim.net Open Street Map http://www.openstreetmap.org/ Open Source Ecology www.openfarmtech.org Open Source Planning www.opensourceplanning.de Short Manual for the Next Millions of Dwellings in Africa www.100000000-dwellings.net



Quelle: Lattemann, C., Stieglitz, S. (2005): Rahmen für eine Governance in Open-Source-Projekten, Dresden.
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Das zarte Pflänzchen der Allmende Die Theorie der Gemeingüter liefert keine Patentrezepte für Stadtplaner. Aber das Werk von Elinor Ostrom erlaubt einen Spaziergang durch den Garten guter Ideen.



„As Force is always on the side of the governed, the governors have nothing to support them but opinion“ David Hume
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Text: Volker Stollorz Theorien können so hart sein wie Beton. Dann behindern sie das Denken, führen zu Blockaden in den Köpfen. Elinor Ostrom wurde damit immer wieder konfrontiert. Ihr Thema sind die Gärten der Gemeingüter, der sogenannten Allmenden, in denen Menschen sich um knappe Ressourcen wie Wasser, Wiesen und Wälder und deren gemeinsame Nutzung streiten und dabei zwar oft, aber, anders als vielfach angenommen, keineswegs immer scheitern. Das Motto von Ostroms Lebenswerk könnte man auch so formulieren: „Lasst Menschen mehr Allmenden wagen.“ Die Preisträgerin habe erkannt, befand das Nobelkomitee, das Ostrom 2009 als erster Frau den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften verlieh, dass Menschen „häufig raffinierte Mechanismen“ erfunden hätten, um „drohende Interessenkonflikte“ im Umgang mit Gemeingütern zu entschärfen, jenseits von Staat und Markt. Es gibt ihn also sehr wohl: den vernünftigen Gemeinsinn in Gruppen, der seine Wirkung auch in städtebaulichen Fragen entfalten kann. Doch er ist vielen bis heute vor allem eines: nämlich suspekt. Geht es darum, endliche Ressourcen nachhaltig zu verwalten und zu verteilen, dann erzählen Planer, Politiker und Ökonomen gerne die alte Geschichte von der „Tragödie der Gemeingüter“, die der amerikanische Mikrobiologe und Ökologe Garrett Hardin 1968 in seinem berühmten, folgenreichen Essay „The Tragedy of the Commons“ zum allgemeinen Gesetz erhob. Sein prägnantes Bild: eine Weide, auf die jeder seine Schafe zum Grasen treiben darf. Sie werde die Herdenbesitzer mit der Zeit dazu verführen, immer mehr Schafe zu halten und auf dem Markt zu verkaufen, bis auf der Weide irgendwann kein Gras mehr nachwächst. Der freie Zugang zu endlichen Ressourcen führe, so Hardin, unweigerlich zu deren Übernutzung. Individuell höchst rationales, an der Durchsetzung der eigenen Interessen orientiertes Handeln hätte demnach für das Kollektiv verheerende Folgen. Zwar weiß im Grunde jeder Einzelne, dass unkooperatives Verhalten auf Dauer allen schadet. Trotzdem will keiner der Dumme sein, der selber Maß hält, um dann hilflos mit ansehen zu müssen, wie die anderen davon profitieren, indem sie die Ressourcen eigennützig und skrupellos weiter ausbeuten



– ein Dilemma, aus dem sich die Menschen, Hardin zufolge, aus eigener Kraft nicht befreien können. „Freiheit auf der Allmende“, so das Fazit Hardins, bringt „allen Beteiligten den Ruin“. In der Tat wurde die „Tragedy of Commons“ in der Geschichte der Menschheit schon oft erlebt und erlitten: Meere werden überfischt, Wälder abgeholzt, Weideland verödet, Böden sind verseucht. Aber handelt es sich hier wirklich um einen zwingenden Automatismus? Wer heute mitten in Berlin durch den Prinzessinnengarten schlendert und sich an dieser Enklave „urbaner Landwirtschaft“ erfreut, wer sich das kreative Engagement von Bürgern um die Daseinsvorsorge in sich entvölkernden Städten anschaut oder teilnimmt am Ringen vieler Kommunen um die Rückeroberung von verwaisten städtischen Brachen, die weder für den Staat noch private Investoren attraktiv erscheinen, der kann kaum noch ermessen, welchen Kraftakt es bedeutete, den Boden für die Wiederauferstehung einer ökonomischen Theorie der Gemeingüter zu bereiten. Was sie interessant macht, ist die Tatsache, dass sie quer liegt zum Primat der modernen Privat- und Gemeineigentumstheorien – ein Bermudadreieck, in dem sich Architekten, Investoren, Stadtplaner und Behörden allzu oft verheddern. Auch Ostrom ahnte nicht, welchen Kontinent an verschütteten und verborgenen Erfahrungen sie auf ihrer „intellektuellen Reise“ durch die Gärten der Allmende entdecken würde. Mit bewundernswerter Beharrlichkeit suchte sie mit ihrem Ehemann Vincent nach den Lücken in den zubetonierten Theoriegebäuden der Wirtschafts- und Politikwissenschaften. Sie erkundete – empirisch und interdisziplinär – die Grenzfälle bei der Nutzung privater und öffentlicher Güter, fand Risse im Beton, entstaubte historische Verwirrungen. Das Ergebnis sind Blaupausen einer nachhaltigen, regionalen Ressourcenverwaltung, an denen sich auch die Stadtplanung orientieren kann. Ostroms Datenbank am „Center for the Study of Institutional Diversity“ in Tempe (US-Bundesstaat Arizona) enthält über tausend Fallstudien zur erfolgreichen kollekti-
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ven Nutzung knapper Gemeingüter („Common Pool Ressources“) – eine wahre Schatztruhe von empirischen Beispielen, die zeigen, wann Menschen sehr wohl imstande sind, miteinander zu kooperieren und Ressourcen dauerhaft zu schonen. Ostrom leitet daraus keine Patentrezepte her. Aber sie hat es geschafft, aus dieser Fülle von Beispielen eine Reihe von Bedingungen und Handlungsmustern herauszufiltern, an denen sich bemessen lässt, ob tendenziell mit Konflikten beladene Auseinandersetzungen um Gemeingüter eher gelingen oder scheitern. Zuerst kam Ostrom einem fundamentalen, in den Köpfen fest verankerten Irrtum auf die Spur. Es bestand und besteht darin, Komplexität mit Chaos gleichzusetzen. Um Chaos zu vermeiden und einer Verknappung von Gemeingütern vorzubeugen, galt es, die auf Wähler und Konsumenten reduzierten Menschen zu beherrschen. Um die verwirrenden Welten der stetig wachsenden städtischen Zusammenballungen zu ordnen, kamen einfache ökonomische Modelle in Mode. Für den Austausch privater Güter war der Markt angeblich das optimale Regelungsinstrument. Öffentliche Güter wie z.  B. die städtische Wasserversorgung glaubten die Gelehrten, einer starken, hierarchisch strukturierten Zentralgewalt anvertrauen zu müssen. Denn nur dort wähnte man sie sicher. Die Zentralgewalt sollte die Macht haben, Regeln zu setzen, um egoistisches Handeln zu zivilisieren und bei Konflikten den Interessenausgleich zu steuern.



Dienstleistungen ihrer Kommune unzufrieden waren, eher „mit ihren Füßen“ ab, wechselten gegebenenfalls in Nachbarschaften, in denen sie sich mit ihren Vorstellungen und Präferenzen besser aufgehoben fühlten. Gab es Probleme mit dem Service der Wasserlieferanten, ließen sich in den lokal vernetzten Gemeinschaften bestehende Verträge leichter korrigieren. In größeren Städten dagegen fanden die Unzufriedenen in den Hierarchien der zentralen Verwaltungsinstitutionen kaum noch Gehör. Bei Feldforschungen zur Organisation von Polizeigewalt in 80 Metropolregionen stieß Ostrom auf ein weiteres Phänomen, sie bezeichnete es als „Koproduktion öffentlicher Dienstleistungen“. Wieder übernahmen die Bürger in den kleineren Kommunen mit vielen lokalen Polizeistationen eine aktivere Rolle als in den Metropolen mit zentralisierten Polizeiorganisationen, wie sie die herrschende Theorie städtischer Reformen verlangte. Bürger meldeten lokalen Polizisten z.  B. eher verdächtige Aktivitäten in ihrer Nachbarschaft, fühlten sich selber dadurch sicherer. Ist ein solches Gemeinschaftsgefühl auf lokaler Ebene erst einmal zerstört, lässt es sich auf Befehl nicht wiederherstellen: In Städten, in denen die Behörden das bürgerliche Engagement gering schätzen oder sogar für irrelevant halten, reduzieren die Menschen ihre Bemühungen um den Erhalt der Gemeinschaft und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit erheblich. Als Resultat steigen dann längerfristig die Kosten, mit denen die Sicherheit als öffentliches Gut erhalten werden muss.



Schon mit ihrer ersten Feldstudie konnte Ostrom (in den 1970er-Jahren) beweisen, dass an dieser Logik etwas nicht stimmte. Sie fand heraus, dass kleinere und „polyzentrische“ Einheiten bei der kommunalen Organisation von Gemeingütern robuster waren als zentrale Verwaltungen. Im Süden Kaliforniens drohten infolge der wachsenden Bevölkerung die Grundwasserreserven übernutzt zu werden. Dabei waren die Interessen asymmetrisch verteilt. Die Wasserbetriebe an der Küste waren von der drohenden Verknappung stärker betroffen als die Produzenten weiter im Inland, weil das Grundwasser in der Nähe des Ozeans durch einströmendes Meerwasser eher zu versalzen drohte. Ostrom stieß auf Dutzende von unterschiedlichen Strukturen und Institutionen, mit denen die Kommunen die Entnahme von Grundwasser regelten. Mehr als 500 kleine und größere Produzenten besaßen Wasser-Entnahmerechte, teilten sich also die knapper werdende Ressource. Eine zentrale Regelung erschien vor diesem Hintergrund nahezu unmöglich. Wie also ließen sich die widerstreitenden Interessen am ehesten befrieden?



Dagegen sind Menschen sehr wohl imstande, das Steuer in einer Krisensituation aus eigener Initiative wieder herumzureißen. So geschehen bei den Hummerfischern in US-Bundesstaat Maine. In den 1920er-Jahren wären dort die Hummerbestände um Haaresbreite durch Überfischung zerstört worden. In der Krise reorganisierten sich die lokalen Fischer. Über Jahre hinweg entwickelten sie eine Reihe origineller, an die örtlichen Bedingungen angepasster Entnahmeregeln, einschließlich eines effektiven „Monitorings“ der bedrohten Hummerbestände. So einigten sich die Fischer z.  B. darauf, trächtige Weibchen am Schwanz mit einem „V“ zu markieren und wieder freizulassen, um den Nachwuchs zu sichern. Wer sich als Hummerverkäufer oder Kunde nicht an die Spielregeln hielt, fiel durch die Markierung der Tiere auf den Märkten sofort auf. Heute zählt Maine zu den weltweit erfolgreichsten Zentren der Hummerfischerei – eine Folge der von den Fischern selbst etablierten Normen, die staatliche Fangverbote oder die Preise des Marktes nicht erzwingen konnten.



Ein verschachteltes Gemisch aus großen und kleinen Organisationseinheiten, die zum Teil autonom agierten, erwies sich einer zentralen „Wasserbehörde“ als eindeutig überlegen – ein eklatanter Widerspruch zur orthodoxen Lehre. Lokal vernetzte Gemeinschaften in kleineren und mittleren Städten kamen mit den Herausforderungen des Wassermanagements viel besser zurecht als großstädtische Hierarchien. Sie konnten das Verhalten der Bürger relativ gut beeinflussen und die öffentlichen Kosten für die Versorgung mit Wasser unter Kontrolle halten. Offenbar stimmten Bürger, die mit den



Auch in anderen Regionen der Welt schufen lokale Gemeinschaften unter besonderen Umständen kooperative und verantwortliche Organisationsformen, um Gemeinressourcen nachhaltig zu bewirtschaften. Bei Feldstudien an Dutzenden von Bewässerungssystemen in Nepal konnten die Forscher zeigen, dass Reisterrassen, die von den Bauern selbstverantwortlich gemanagt wurden, weit effektiver wirtschafteten, wenn es darum ging, die Felder bei unterschiedlichen Witterungsbedingungen am Berg und im Tal zu bewässern. Sie verursachten, so Ostrom, auch geringere Kosten als all die „schi-
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Volker Stollorz (*1964 in Leverkusen) lebt als freier Wissenschaftsjournalist in Köln. Er studierte Diplom Biologie und Philosophie an der Universität Köln und schreibt seither für überregionale Zeitungen sowie Magazine über Themen an den Reibungszonen zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit.



„As Force



is always on the side of the governed, cken Bewässerungssysteme, die mit Hilfe der Asiatischen Entwicklungsbank oder der Weltbank errichtet wurden“. Eindrucksvoll hat die Querdenkerin damit unter Beweis gestellt, dass Komplexität keineswegs mit Chaos gleichzusetzen ist. Wer ihr Lebenswerk betrachtet, kann nur staunen über die robusten und vielfältigen Regelsysteme, mit denen Menschen gelernt haben, gemeinsame Ressourcen nachhaltig zu nutzen. Ihrem klaren Blick ist es zu verdanken, dass das zarte, lange übersehene Pflänzchen der Allmende auch in den Köpfen allmählich wieder gedeiht. Die Früchte eines Jahrzehnte währenden Forschungsprogramms werden in ihrer überlebenswichtigen Bedeutung sichtbar. Und es zeigt sich: Anders als es die herkömmliche Theorie erlaubt, ist Garrett Hardins „Tragödie der Gemeingüter“ keine zwingende Regel, sondern ein Spezialfall menschlichen Handelns, der keinesfalls Allgemeingültigkeit besitzt. Das heißt nicht, dass verallgemeinernde Theorien der Ökonomie zum Verhalten von Menschen in Gruppen deswegen obsolet würden. Jede Wissenschaft braucht ihre Modelle, mit denen sich komplexe sozioökologische Systeme abbilden lassen. Was aber sind nun die „robusten Spielregeln“ für die konkrete Lösung von komplexen Problemen? Elinor Ostrom rät Planer zu Vorsicht: „Was auf die jeweiligen lokalen Gegebenheiten passt und im Feld maßgeschneidert wurde, funktioniert meist besser als Ratschläge, die auf sehr allgemeinen Modellen basieren.“ Im Übrigen sei es oft gar nicht nötig, „den Menschen Regeln für ihr Verhalten bis ins Detail vorzuschreiben.“ In der neuen Wissenschaft der Allmende geht es viel mehr darum, die Bedingungen der Möglichkeit einer Kooperation auszuloten und durch Experimente vor Ort zu erweitern. Ostrom spricht von „potentiell produktiven Arrangements“. Und sie kann immerhin einige Voraussetzungen benennen, die erfüllt sein sollten, will man Gemeingüter über längere Zeiträume hinweg nachhaltig verwalten. Aus ihrer Datenbank filterte das Team um die Ostroms acht sogenannte Design-Prinzipien einer erfolgreichen Organisation von Gemeingütern heraus. Bei einer Analyse von hundert Feldstudien hatte sich gezeigt, dass zwei Drittel der als „robust“ eingestuften Systeme die meisten dieser acht Bedingungen erfüllte, während sie bei Fehlschlägen dagegen stets fehlten. Dazu gehören z.  B.: eindeutige und akzeptierte Grenzen zwischen legitimen Nutzern und Nichtnutzern; Sank-



tionen, die sich bei wiederholten Verstößen gegen die vereinbarten Regeln verschärfen; ein präzises Monitoring der Ressource und ihrer Nutzer; lokale Arenen für eine schnelle Lösung von Konflikten; ein Mindestmaß von Rechten der bürgerlichen Gemeinschaft, sich eigene Regeln zu setzen. Um Bauern z.  B. in die Lage zu versetzen, über die optimale Nutzungsdichte von Tieren auf ihren Weiden zu diskutieren, kann es schon reichen, dass sie darüber von Angesicht zu Angesicht verhandeln müssen. Auch einige andere fundamentale Regeln können die Kooperation zwischen den Handelnden erleichtern. Wer die Lebenssituation der übrigen Teilnehmer zumindest schon vom Hörensagen kennt, verhält sich kooperativer. Wichtig ist es für viele, zu wissen, dass sie eine konkrete Entscheidungssituation auch ohne hohe Kosten wieder verlassen können. Es nimmt ihnen die Angst, am Ende womöglich als Trottel dazustehen, weil sie diejenigen waren, die kooperierten, während andere sich egoistisch verhielten. Bei langfristigen Projekten ist die Bereitschaft zur gemeinsamen Lösung von Problemen größer als bei einer nur vorübergehenden Zusammenarbeit. Entscheidend ist nicht zuletzt der Umgang mit Sanktionen. Extern aufgezwungene Sanktionen senken die Bereitschaft zur Kooperation. Einigen sich die Teilnehmer hingegen gemeinsam auf ein Sanktionssystem, benötigen sie meist weniger Sanktionsmechanismen, was wiederum hilft, den Nutzen der Ressource erheblich zu steigern und die Kosten der Kontrolle von Fehlverhalten drastisch zu senken. Auf einer noch abstrakteren Ebene fand sich ein Katalog von sieben „Metaregeln“, die das Verhalten von Individuen in Entscheidungssituationen typischerweise beeinflussen. Nichts davon garantiert den Erfolg. Grundsätzlich gilt: Man muss man es den Menschen ermöglichen, Vertrauen zueinander zu entwickeln und ihnen die nötige Zeit geben, die sie brauchen, um regional passende Spielregeln für eine nachhaltige Nutzung von Fischgründen, Wäldern, Weideländern, Bewässerungssystemen auszuhandeln. Um bereits vorliegende sozio-ökonomische Systeme zunächst einmal im Hinblick auf die ihnen wirksamen Interaktionen und von ihnen erbrachten Leistungen zu studieren, werden vielschichtige Systeme „dekomponiert“. Auch hierzu schlägt die Theorie der Allmende klare Aktionen vor. In einem ersten Schritt werden die „Eigenschaften“ der jeweiligen Ressource ermittelt, etwa ein See mit Fischen, ein Wei-
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the governors have



nothing to support them



degrund oder auch eine städtische Brache. Danach werden die „Einheiten“ beschrieben, die dieses System hervorbringt, also etwa Fische, Wasser oder einen Garten. Sodann müssen die potenziellen „Nutzer“ des Systems definiert und schließlich die „Spielregeln“ festgelegt werden, mit denen die Nutzer, also etwa Fischer, Rinderzüchter oder Gärtner, ihre Ressource an einem bestimmten historischen Ort und zu einer bestimmten Zeit managen. An welchen Normen orientieren sich lernende Individuen lokal? Wie hoch ist das Vertrauen darauf, dass sich auch andere Teilnehmer kooperativ verhalten werden? Mithilfe solcher Analysen, Ostrom nennt sie „Diagnostic Ontology for Social-Ecological Sustainability“ (DOSES), könne man auch verstehen, woran und warum Systeme, so gut sie vielleicht gemeint gewesen waren, manchmal scheitern. So basierte auch die „Tragödie der Commons“ in Wahrheit auf zwei unrealistischen Annahmen: Die Weide mit den Schafen ist ein Niemandsland und kein Gemeingut. Zudem agieren die Schafzüchter in dieser Theorie anonym ohne Wissen über das Handeln der anderen. Inwiefern sich Elemente der Allmende in Prozesse einer polyzentrischen Stadtplanung integrieren ließen, wäre eine eigene Untersuchung wert. Die Publizistin Silke Helfrich setzt sich in Zusammenarbeit mit der Heinrich Böll Stiftung seit Jahren intensiv dafür ein, die Gärten der Allmende auch in Deutschlands Städten stärker erblühen zu lassen. Etwa im Rahmen von Planungsprozessen, die mehr Teilhabe ermöglichen. Für Helfrich ist etwa der Bürgerprotest um Stuttgart 21 ein Stück weit auch ein „Prozess der Wiederaneignung und Wiedergewinnung städtischer Gemeingüter“. Die Menschen wollten einen Signal setzen: „Das ist unsere Stadt und die Zukunft dieser Stadt wollen wir nicht nur mitbestimmen, sondern bestimmen.“ So belebt die Allmende die Fantasie an vielen Orten. Helfrich schwärmt von den „Transition Towns“, in denen sich Menschen in Nachhaltigkeitsinitiativen in Städten und Gemeinden engagieren. Erzählt von dem „Wächterhausmodell,“ eine Art Mietshaussyndikat in Leipzig. Oder begeistert sich für Ideen einer „Open-Source-Stadtplanung“. Die kreativsten Ideen finden sich oft an Orten, wo sich Menschen von Staat und Markt verlassen fühlen. Aber schon ein Blick durch die Brille der Allmende kann in einer Stadt originelle Lösungen zutage fördern. Wenn es in Boston im Winter während eines Blizzards heftig schneit und die Straßen nicht geräumt werden, ist es in einigen Stadtvierteln
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gängige Praxis, alte Möbelstücke auf vom Schnee befreite Flächen zu stellen, um so den eigenhändig frei geschaufelten Parkplatz zu markieren. Die Menschen in manchen Stadtteilen haben sich gemeinsam auf dieses Verfahren der vorübergehenden Aneignung geeinigt – bis der Schnee schmilzt. Ein alter Stuhl wird so zeitweise zum Gemeingut, der ein Recht auf einen Parkplatz als Ergebnis einer gemeinsamen Übereinkunft markiert. So ein Ergebnis ist weit entfernt von jeder Form der Sozialromantik, die glaubt, es reiche schon, wenn nur alle Macht vom Volke ausgeht. „Es gibt heute viele Versuche, Verantwortung zu dezentralisieren, meist mit einer rigiden Formel, bei der man Menschen Regeln an die Hand gibt und sagt: „So, die Ressource gehört jetzt euch“, erklärt Ostrom. Doch so einfach ließen sich die Probleme nicht lösen. Im Kern richtet sich die neue Theorie der Allmende ja gerade gegen jede Form von planerischen Patentrezepten. Ebenso wenig ist der gemeinschaftliche Umgang mit Gemeingütern eine Garantie für bürgerschaftliche Idylle, da Menschen stets um die beste Lösung miteinander ringen müssen und dabei Interessenkonflikte unvermeidlich sind. Und er schafft auch nicht das Drama der Allmende aus der Welt, das sich immer dann ereignet, wenn Menschen eine Art von Niemandsland ausbeuten, an dem niemand irgendwelche Rechte besitzt und wo sich die Nutzer untereinander nicht kennenlernen. Ein Beispiel dafür ist die Gier von internationalen Fischfangflotten, die Küstengewässer leer fischen und damit den lokalen Fischern die Lebensgrundlage entziehen. Solche „Roving Bandits“ sind auch neue Märkte, die überall auf der Welt entstehen und die Ausbeutung von Ressourcen in einem so hohen Tempo vorantreiben, dass lokale Institutionen und Gemeinschaften davon schlicht überwältigt werden. Umso wichtiger ist es, zu wissen: Es gibt ihn längst, den dritten Weg – ein Alternativmodell zur modernen Saga vom ewigen Elend der Egoisten, die aus Eigennutz die Umwelt zerstören. Es gibt Fischer, die ihre Gewässer auch ohne staatliche Fangquoten nicht überfischen. Es gibt die nepalesischen Reisterrassen, auf denen Bauern seit Jahrhunderten knappe Wasservorräte fair verteilen, ganz ohne Eigentumsrechte, die es Besitzern erlauben würden, Grund und Boden als Privateigentum zu veräußern. Und es hat auch Regenwälder gegeben, die nachhaltig genutzt wurden – bis korrupte Politiker und kommerzielle Holzfirmen zum Kahlschlag der wertvollen Ressource bliesen.



Die Botschaft würde demnach lauten: Menschen, die im Dilemma einer drohenden Übernutzung von Ressourcen stecken, sind nicht zwingend auf eine externe Autorität angewiesen, um sich aus der „Tragedy of the Commons“ wieder zu befreien. Was sie brauchen, sind Arenen, auf denen sie miteinander interagieren und dabei lernen können, sich gegenseitig zu vertrauen. Erhalten sie zuverlässige Daten über den Zustand der Ressource, ist ein gutes Monitoring etabliert, besteht die Gelegenheit für den Einsatz neuer Werkzeuge und die Möglichkeit, sie an die örtlichen Gegebenheiten anzupassen, dann sind Menschen zwar nicht immer, aber doch häufig in der Lage, die Tragödie der Gemeingüter in ein Geschehen zu verwandeln, das ein gutes Ende finden kann. Manchmal hilft auch einfach moderne Technik, eine Übernutzung zu verhindern, indem etwa Hochseefischer ihren Fang per Satellitentelefon an eine Zentrale melden, über die alle anderen Fischer erkennen können, wie viel Fische aus dem Meer geholt werden und ob das die Bestände gefährdet.



Literatur Hardin, Garrett (1998): Extensions of „The Tragedy of the Commons“ In: Science 1, Vol. 280, no. 5364. Helfrich, Silke (2009): Wem gehört die Welt? oekom verlag. Helfrich, Silke, Kuhlen, Rainer, Sachs, Wolfgang, Siefkes, Christian (2010): Gemeingüter – Wohlstand durch Teilen. Hrsg. v. d. Heinrich Böll Stiftung. Ostrom, Elinor: Governing the Commons: The Evolution of Institutions for Collective Action (Political Economy of Institutions and Decisions). Cambridge University Press (1990). Ostrom, Elinor (1999): Die Verfassung der Allmende. Tübingen, Mohr-Siebeck Ostrom, Elinor (2007): A diagnostic approach for going beyond panaceas. In: Proceedings of the National Academy of the Sciences, Vol. 104, Nr. 39, S. 15181–15187. Ostrom, Elinor (2008): Polycentric systems as one approach for solving collective-action problems. http://dlc.dlib.indiana.edu/dlc/bitstream/ handle/10535/4417/W08-6_Ostrom_DLC.pdf?sequence=1 Ostrom, Elinor (2009): Beyond Market and States: Polycentric Governance of Complex Economic Systems. Nobel Lecture. http://nobelprize.org/ nobel_prizes/economics/laureates/2009/ostrom_lecture.pdf



Zu lange haben Ökonomen die Fähigkeit von Menschen zu kooperativem Verhalten in komplexen Situationen unterschätzt. Worauf Ostrom ihr Zutrauen letztlich gründet, dass Menschen sich freiwillig in bestimmten lokalen Kontexten sehr wohl an Regeln halten, obwohl sie damit ihre eigene Nutzenmaximierung begrenzen? Hier wird die Nobelpreisträgerin fast schon philosophisch: „Es gibt gewichtige Belege dafür, dass die Menschen eine ererbte Fähigkeit besitzen, zu lernen, Reziprozität und soziale Regeln so zu nutzen, dass sie damit ein breites Spektrum sozialer Dilemmata überwinden können“. Höchste Zeit, dass auch Städteplaner und Architekten die Früchte solcher Erkenntnisse pflücken. Und sei es nur, damit aus Wutbürgern Menschen mit mehr Vertrauen werden, die teilhaben wollen an stimmigen Planungen der komplexen ökonomisch-ökologischen Systeme, die das Leben auf diesem Planeten zunehmend bestimmen werden. Oder, um noch einmal das Nobelpreis-Komitee zu zitieren: Die Zukunft gehört der „Organisation von Kooperation“.



Ostrom, Elinor: A Long Polycentric Journey. In: Annual Review of Political Science, Vol. 13: 1-23, 2010 http://www.annualreviews.org/ doi/pdf/10.1146/annurev.polisci.090808.123259 Amy R. Poteete, Marco A. Janssen and Elinor Ostrom (2010): Working Together: Collective Action, the Commons, and Multiple Methods in Practise. Princeton University Press (2010).
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01 Mein und Dein: ein Bündel von Eigentumsrechten Wälder, Weiden, Seen oder Küstenstreifen am Meer können Eigentum des Staates sein oder von Privatbesitzern. Manchmal handelt es sich bei solchen Gemeinressourcen aber auch um Gemeineigentum wie die mittelalterlichen Allmendewiesen oder um echtes Niemandsland wie in der Tiefsee. Sowohl der Staat, Privateigentümer, aber auch Gemeineigentümer können einen See leer fischen, den Wald abholzen oder das Grundwasser vergiften sowie die Luft für alle verpesten. Elinor Ostroms Begriff der Gemeinressourcen (Common Pool Ressources) sollte insofern nicht vermengt werden mit Gemeineigentum (Common Property Ressource). Eine heiß diskutierte Frage ist, inwiefern es sich bei dem Boden unter unseren Füßen um eine Gemeinressource im Sinne Ostroms handelt. „Der Boden ist üblicherweise eine knappe Ressource, die nicht Gemeingut ist. Gemeinschaften können aber Rechte an Grund und Boden besitzen“, erläutert die Nobelpreisträgerin diplomatisch die Gemengelage. „Ein Stück Land ist anders als etwa die Luft, die wir atmen, normalerweise eine Ressource, die umzäunt werden kann, um Menschen von der Nutzung auszuschließen.“ Es gelte daher, zu unterscheiden zwischen der „Governance“ von Ressourcensystemen und der von Eigentumsrechten. Ostrom hält sich mit dieser zentralen Unterscheidung der Gemeinressourcen von anderen öffentlichen Gütern, wie sie etwa eine Feuerwehrwache oder das Gefühl der Sicherheit in einer Stadt darstellen, eine ideologisch stark aufgeladene Debatte um die Idee der „Vereinigten Willkür“ vom Leib, die immer dann losbricht, wenn Entstehung und Reichweite von Eigentumsrechten an ursprünglichen Gemeinressourcen wie dem Boden theoretisch begründet und nicht nur vertragsrechtlich hergeleitet werden sollen. Da Flächen knapp sind, ist die Kernfrage, inwiefern Privatbesitz an Boden zusammen mit den dazugehörigen Ressourcen Wasser, Weidegründen, Bodenschätzen, Tieren und Pflanzen sowie der Luftsäule darüber begründet werden kann. Immerhin kann eine Anhäufung von Eigentum den Eigner mit der Macht ausstatten, Dritte vom Gebrauch möglicherweise lebenswichtiger Ressourcen auszuschließen oder diese aus Eigennutz übernutzen, zum Schaden aller. Ein extremes Beispiel zeigt die potenzielle Sprengkraft umfassender Eigentumsrechte: Wäre z.  B. die Verwandlung der einzigen Wasserstelle in einer Wüste in das Privateigentum durch Erstokkupation als rechtmäßiger Erwerbsakt vor-
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stellbar? Kann ein herzloser, aber rechtmäßiger Eigner einer Oase andere bedürftige Wüstenbewohner zu Recht verdursten lassen? Für einige Eigentumslehren in der Tradition Kants scheint dieser Fall entschieden: Bedürftigkeit schafft weder Eigentum noch einen Anspruch darauf. Bei Feldstudien zum nachhaltigen Gemeingüter-Management fiel Ostrom jedoch auf, dass der Charakter der Exklusivität von Eigentumsrechten an Fischgründen, Regenwäldern oder nachhaltigen Bewässerungssystemen sich in der Praxis weder einfach noch absolut definieren lässt. Eigentumsrechte im klassischen Sinne werden im Umgang mit Gemeinressourcen häufig von lokalen und vielfältigen Übereinkünften überlagert und ergänzt, die entscheiden, was Besitzer und Nutzer mit einer Gemeinressource anstellen dürfen und was nicht. Entscheidend für eine nachhaltige Nutzung sind dabei weniger formale Eigentumsregeln, sondern der konkrete, kontextabhängige Lebensvollzug der Menschen vor Ort. Um solche Phänomene zu erklären, griff Ostrom auf die Idee eines „Bündels von Eigentumsrechten“ zurück, die je nach Ressourcensystem unterschiedliche Besitzansprüche von Nutzern begründen. Sie unterscheidet fünf miteinander kombinierbare Eigentumsrechte an Gemeinressourcen: 1. Zugang Das Recht, einen bestimmten Besitz betreten zu dürfen (etwa ein Ticket für den Besuch eines öffentlichen oder privaten Parks) 2. Entnahme Das Recht, bestimmte Produkte einer Ressource zu ernten (fischen, anbauen, jagen) 3. Management Das Recht, eine Ressource zu verwandeln und die Gebrauchsmuster zu regeln 4. Ausschluss Das Recht, zu entscheiden, wer Zugangsrechte erhält, wer Produkte entnehmen und wer die Ressource managen darf 5. Veräußerung Das Recht, eines oder alle der vier Rechte an der Ressource zu verpachten oder zu verkaufen
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Blaupausen für mehr Nachhaltigkeit Elinor Ostroms „Design-Prinzipien“ erfolgreicher Allmenden



Gemeinsam vernünftiger Wie die Kooperation zwischen Handelnden wahrscheinlicher wird



1. Abgrenzbarkeit Es existieren eindeutige und lokal akzeptierte Grenzen zwischen legitimen Nutzern und Nichtnutzern. Ebenso gibt es klare Grenzen zwischen einer bestimmten Gemeinressource (z.B. einem See mit Fischen) und den sozioökologischen Systemen in ihrer Umwelt (Dörfer mit Wäldern, Wiesen inmitten von Bergen). 2. Kohärenz mit lokalen Bedingungen Die Regeln für die Aneignung und Bereitstellung der Ressource überfordern die lokalen sozialen und ökologischen Gegebenheiten nicht. Die Entnahmeregeln sind auf die Bereitstellungsregeln abgestimmt, die Kosten werden proportional zum Nutzen verteilt. 3. Gemeinschaftliche Entscheidungen Die meisten Individuen, die von einem bestimmten Regime der Ressourcennutzung betroffen sind, können an Entscheidungen teilnehmen, die Spiegelregeln des Managements festlegen oder verändern. 4. Monitoring Sind Individuen selber Nutzer oder zumindest für die Nutzung verantwortlich, beobachten und überwachen sie die Aneignung der Ressource und überwachen zeitnah ihren Zustand (z.  B. können Fischer erfahren, welche Fischer wie viele Fische aus dem See fangen). 5. Abgestufte Sanktionen Sanktionen beginnen auf niedrigem Niveau, verschärfen sich aber bei wiederholten Verstößen gegen die gemeinsam vereinbarten Regeln. 6. Konfliktlösungsmechanismen Es existieren lokale Arenen für die schnelle, günstige und direkte Lösung von Konflikten zwischen Nutzern sowie zwischen Nutzern und offiziellen Behörden. 7. Anerkennung von Rechten Die Regierung räumt lokalen Nutzern ein Mindestmaß an Rechten ein, sich eigene Regeln zu setzen. 8. Verschachtelte Institutionen Ist eine Gemeinressource eng verbunden mit einem umfassenden sozioökologischen System (z.  B. ein Gletschersee inmitten von Bergen und Wäldern), dann werden die Regeln des Regierens auf vielen ineinander verschachtelten Ebenen und nicht hierarchisch organisiert (Polycentric Goverance).



1. Kommunikation. Hilfreich sind Kommunikationen zwischen möglichst vielen Teilnehmern sowie von Angesicht zu Angesicht. Sie erlauben, die Vertrauenswürdigkeit der anderen besser einzuschätzen. 2. Die Reputation der Teilnehmer ist bekannt: Wer die Geschichte anderer Teilnehmer schon vor einer konkreten Interaktion zumindest vom Hörensagen kennt, verhält sich meist kooperativer. 3. Hoher Grenzertrag: Ist der Grenzertrag pro Kopf hoch und erkennt jeder Teilnehmer, dass sein eigener Beitrag einen Unterschied macht, steigt der Grad der Kooperation. 4. Ein- und Ausschlussmöglichkeiten: Wenn Teilnehmer eine konkrete Entscheidungssituation ohne hohe Kosten verlassen können, dann sinkt die Angst, am Ende auch noch als Trottel dazu stehen, weil man kooperiert hat, wo andere sich weiter egoistisch verhalten haben. Es hilft, wenn Kooperative einer Situation nach einer Entscheidung zumindest zukünftig verlassen könnten, wenn ihre Kooperationsbereitschaft nicht erwidert wird. 5. Längere Zeithorizonte: Wenn Teilnehmer wissen, dass durch kooperatives Verhalten über eine längere Zeit ein für alle höherer Nutzen erwartet werden kann, dann steigt die Neigung zur Kooperation eher als wenn die Zusammenarbeit nur vorübergehend anhält. 6. Es existieren abgestufte Sanktionsmöglichkeiten: Extern aufgezwungene Sanktionen senken eher die Bereitschaft zur Kooperation. Einigen sich Teilnehmer dagegen gemeinsam auf ein Sanktionssystem, benötigen sie meist weniger Sanktionsmechanismen, was wiederum den Nutzen für alle erheblich steigert.



04 Spielregeln für die Gärten der Allmende Was muss beachtet werden, um zu verstehen, welches Verhalten Menschen eher zeigen werden? 1. Charakterisiere die Akteure, die involviert sind, und die Wahl, die sie haben. 2. Bestimme die Position, die Akteure im Interaktionssystem einnehmen. Handelt es sich um „First Mover“ oder „Followers“? 3. Erfasse die Abfolge der Handlungen, die Akteure an bestimmten Knotenpunkten im Entscheidungsbaum ergreifen können. 4. Beschreibe die Menge der Informationen, die in Entscheidungssituationen für die Akteure verfügbar sind. 5. Beschreibe die Konsequenzen, die Akteure gemeinsam tragen müssen, entsprechend ihren kollektiven Handlungen. 6. Beschreibe eine Funktion, die Akteure und Aktionen gemäß den getroffenen Handlungen verortet. 7. Zuschreibung der Nutzen und Kosten entsprechend den gewählten Handlungen und Erfassen der Resultate.
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ERFINDERISCHE ÖKONOMIE Vermutlich befinden wir uns inmitten eines Epochenwandels. Die Ereignisdichte erscheint enorm. Die turbulenten Entscheidungsfelder bedingen eine erfinderische, andere Form des ökonomischen Handelns.



Text: Gustav Bergmann



Erfinderische Ökonomie – ein Paradox? Die Ökonomie ist etymologisch gesehen eine den Haushalt betreffende Gesetzesordnung. Es geht um den sparsamen Umgang mit Ressourcen, die Regelung der Hauswirtschaft. Vielleicht liegt schon in dieser Ursprungsbedeutung die Crux. Erfindung und Kreativität leben aus der Üppigkeit, dem Experiment sowie dem Versuch und sind in effizient organisierten Strukturen oft nicht erreichbar. Entwicklung von Menschen und Systemen bedeutet einen Zuwachs an Möglichkeiten.1 Stattdessen wird immer schneller immer mehr vom Selben produziert, was linearen Wachstumsprozessen entspricht. Im Zuge der Privatisierung hat sich Korruption ausgebreitet, viele Kosten wurden externalisiert oder der Servicegrad ist reduziert worden. Wer keine Ideen hat, muss wachsen. Wer sich entwickelt, erzeugt neue Möglichkeiten und erweitert sein Repertoire. In verschiedenen Sphären der Gesellschaft mangelt es an Miteinander, an Gemeinsamkeit und Identifikationsmöglichkeiten. Eine krude Ökonomisierung der Lebenswelt hat gravierend negative Auswirkungen. Effizienz und Produktivität sind keine erstrebenswerten Zielsetzungen. Es kommt immer darauf an, wofür und in welchen Bereichen mehr Effizienz erstrebt wird und welche Nebenwirkungen das hat. Effizienzdenken und -handeln bewirkt das Absterben von Kreativität, Erfindungsreichtum und Engagement für das Ganze.



© Seite 70 : Silke Stendenbach



Hier soll der Frage nachgegangen werden, ob es Möglichkeiten gibt, die Ökonomie erfinderischer zu konstituieren, damit sie wieder zur Lösung zentraler Probleme genutzt werden kann.
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Die komplexen Problemfelder, wie die Finanz- und Eurokrise, der Klimawandel und die Energiekrise, die Verschuldung und soziale Verwerfungen, bedingen eine erfinderische Ökonomie, in der es zur Entfaltung kreativer Energien kommt. Es geht darum, Sphären zu erkunden, in denen substanziell neue Ideen entwickelt werden, wo sich Kreative entfalten können und gemeinsam zur Lösung der dynamischen und zugleich komplexen Probleme beigetragen wird. Gemeint ist nicht die oberflächliche Kreativität, wo es um die Entwicklung von Scheininnovationen oder „mehr Desselben“ geht. Wir benötigen Wege zur Lösung der fundamentalen Fragen in technologischer Hinsicht, aber auch und insbesondere im



Bereich der Verhaltensänderung und Entwicklung zukunftsfähiger Lebensstile.2 Die meisten technischen wie sozialen Lösungen sind zudem schon entwickelt. Es geht mehr um die Erfindung von Wegen zur Verwirklichung. Noch genauer: Es geht darum, wie man kommunikativ erfinderisch das Bewusstsein (inklusive des Unbewussten) von Menschen erreicht sowie neue Sichtweisen und in Folge Verhaltensänderungen bewirkt. Dies erscheint mir als die anspruchsvollste Aufgabe: Wie kann man Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit, ihren verschiedenen Wahrnehmungsweisen, kognitiven Möglichkeiten, unterschiedlichen Erfahrungen, kulturellen Prägungen individuell erreichen und zur Entwicklung animieren? Die schöpferische Kraft scheint gelähmt durch die Ökonomie. Es existiert wahrscheinlich ein Widerspruch zwischen Teilhabe und Produktivität sowie zwischen Kreativität und Effizienz. In kleinen Schritten scheint wahr geworden zu sein, was Jürgen Habermas schon vor vielen Jahren als Kolonisierung der Lebenswelt thematisierte. Die These der inneren Kolonialisierung besagt, dass die Subsysteme Wirtschaft und Staat infolge des kapitalistischen Wachstums immer komplexer werden und immer tiefer in die symbolische Reproduktion der Lebenswelt eindringen.3



Management als Kontextgestaltung? Alle Unternehmen und Institutionen stellen soziale Systeme dar, die sich aus kommunikativen Handlungen der beteiligten Akteure konstituieren. Die kommunikativen Handlungen formen die Kultur des Systems. Da Menschen hochgradig kontextbezogen handeln, besteht in der Kontextgestaltung eine effektive Möglichkeit der Verhaltensbeeinflussung.4 Die Organisationsform legt fest, welche Arten von Kommunikation zulässig und gewollt sind, wer an Entscheidungen teilnehmen darf, ja sogar wer mit wem über was sprechen darf. In sehr autoritären und hierarchischen Systemen wird die laterale und spontane Kommunikation ganz untersagt, damit die Anweisungen von oben keinen Störfaktoren unterliegen. Alle arbeiten und keiner spricht. Oder unten wird gearbeitet und oben spricht man über „die da unten“. Die Systeme wachsen und arbeiten im „rasenden Stillstand“. Es entwickelt sich nichts Neues und Anderes. Das Repertoire der Möglichkeiten erweitert sich nicht. So können zwar die vorhandenen Aufgabenstellungen effizient erledigt, aber keinerlei neue
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Herausforderungen bestanden werden. Das Management der sozialen Systeme kann über die Kontextgestaltung Entwicklungsfähigkeit erzeugen.



–– Austausch (Interaction) und Mitwirkung –– Freiraum in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht –– Zugang zu Wissen, Bildung und Ressourcen



Management besteht darin, Impulse zu geben, initiativ zu sein, einen Rahmen mit Regeln gemeinsam mit den Mitwirkenden zu entwickeln und für eine kooperative und förderliche Kultur zu sorgen, um damit Lernen und Entwicklung jedes Einzelnen und des gesamten Systems zu ermöglichen. Gutes Management kann man daran erkennen, dass es kaum spürbar ist, dass es Freiräume für Selbstorganisation schafft.5



Diese Dimensionen möchte ich im Folgenden vor allem auf der Meso- (Städte und Regionen) und Mikroebene (Organisationen) überprüfen und Handlungswege andeuten.8



Wenn man ein System in Bewegung bringen will und Veränderungen einleiten möchte, wenn man Erfindungen evozieren und Entwicklung ermöglichen will, dann ist das durch die Erweiterung der Kommunikationsmöglichkeiten zu erreichen. Soziale Systeme tendieren zur Konservierung des Gewohnten, weil sie sich unentwegt aus dem Vorrat ihrer kommunikativen Handlungen speisen. Mehr vom Anderen, also die Entwicklung neuer Möglichkeiten, muss eigens bewirkt werden. Nur in stabilen Umwelten kann die effiziente Organisation fortbestehen. Doch diese trivialen Situationen finden wir immer weniger vor. Situationen struktureller Unsicherheit, also dynamische komplexe Wirklichkeiten, sind nicht berechenbar, nicht trivial, nicht prognostizierbar. In turbulenten Mitwelten müssen die Wege und Methoden – sozusagen unterwegs – gemeinsam entwickelt werden, da es keine Musterlösungen gibt und sich die Bedingungen permanent verändern. Einer höheren Komplexität kann durch kollektive Intelligenz, das Zusammenschalten freier Geister, entsprochen werden. Dialog, Selbstorganisation, Mitwirkung vieler Akteure erzeugen ein resilientes und robustes System.6 Aus diversen Studien und Untersuchungen kann man meines Erachtens einige wesentliche Elemente einer erfinderischen Kultur extrahieren:



Merkmale der erfinderischen Sphären: In Forschungen zu den Bedingungen kreativen Handelns ergeben sich übereinstimmend verschiedene Faktoren, die eine erfinderische Kultur entstehen lassen: –– Vielfalt (Diversity) von Menschen, Kompetenzen, Kulturen und Methoden –– Gleichheit von Chancen, Rechten und Status, geringe Einkommens und Vermögensunterschiede7 –– Überschaubarkeit und Nähe (Density)
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Erfinderische Regionen Es hat schon immer und an verschiedenen Orten besonders erfinderische, künstlerisch und wissenschaftlich herausragende Sphären gegeben. So gilt die Renaissance in Norditalien als ein besonderes Beispiel einer Epoche der Erfindungen. In der Region hat es besonders förderliche Bedingungen gegeben, die mit den schon genannten Dimensionen signifikant übereinstimmen. Peter Burke hat insbesondere die relative Gleichheit, den Zugang zu Bildung, die enge Vernetzung, die Friedenszeiten, das Interesse und die Förderung durch die Mächtigen sowie die relative Freizügigkeit ausführlich beschrieben.9 Heutige Regionalforscher kommen zu ähnlichen Beschreibungen bei der Beobachtung von innovativen Regionen. Im Anschluss an Paul Krugman und Robert Lucas mit ihren Forschungen zu Regionen, Standorten und Agglomerationen hat vor allem der kanadische Forscher Richard Florida10 die Diskussion zur sogenannten Creative Class angeregt. Es handelt sich hierbei um das kreative Milieu der Künstler, Erfinder, Forscher, Gründer, Unternehmer und Innovateure. Diese Akteure beschäftigen sich mit non-trivialen11, ergebnisoffenen Prozessen und Problemstellungen, entwickeln Lösungen in komplexen Umfeldern mit hoher Ungewissheit. Sie agieren in erster Linie außerhalb des „ökonomischen“ Denkens, sind aber sehr bedeutungsvoll für die zukunftsfähige Entwicklung von Regionen und für die Lösung anspruchsvoller Zukunftsfragen. In der neuen Realität der Globalisierung hatten Regionen niemals eine größere Chance, an wesentlichen Prozessen von Zukunftslösungen von Innovation, Design und Technologie teilhaben zu können. Der Wohlstand der Zukunft bildet sich dabei zunehmend weniger aus Rohstoffen und Massenproduktion, als wesentlich aus Know-how, intellektuellen Fähigkeiten und einer engen Vernetzung unterschiedlicher Sphären. Die wettbewerbsfähigen Regionen der Zukunft werden sich zu „kreativen Wissensgesellschaften“ entwickeln, die



sich durch kulturelle Offenheit und eine neue Form kreativer Innovationen (Exnovationen) auszeichnen. Der Zukunftsforscher Leo Nefiodow ist überzeugt, dass der nächste fundamentale Innovationsschub im Wesentlichen durch soziale Kompetenzen wie dem Umgang mit Menschen, Kreativität, intrinsische Motivation, Verantwortungsgefühl ausgelöst wird.12 Der Wohlstand der Zukunft hängt von der Kultur unseres Zusammenlebens ab.



Die Ebene der Institutionen und Unternehmen Auf der Unternehmensebene und in Institutionen stellen sich erfinderische Sphären ähnlich dar. Lassen Sie mich kurz die Dimensionen der erfinderischen Sphäre durchgehen und dabei die Gestaltungsmöglichkeiten andeuten. An anderer Stelle sind die systemischen Gestaltungsarten und -ebenen umfänglich erläutert worden.13



Vielfalt Vielfalt erweitert die Intelligenz des Systems, denn Unterschiede sind die Basisressource für Wissen. Gleichheit eröffnet Chancen zu kollegialer Zusammenarbeit und entspannt die Akteure vom Karrierestress, Mitwirkung verbessert die Erkenntnisse sowie Ergebnisse und erzeugt Interesse, Engagement und damit Akzeptanz von Neuerungen. Vielfalt erhöht das Spektrum der Möglichkeiten. Unternehmen, die mehr Heterogenität ermöglichen, ernten mehr Kompetenz und Responsfähigkeit. Kompetenz besteht in der Fähigkeit zur Selbstorganisation. In Unternehmen kann man Kompetenzen entwickeln, wenn dafür die geeigneten Kontexte gestaltet werden. Talente und besondere Fähigkeiten entwickeln sich dann, wenn Menschen ihre Neigungen entdecken, die Inhalte und Wege selbst wählen können, deshalb weit überdurchschnittlich intensiv üben und trainieren, schnelles Feedback bekommen („Fail, fail again, fail better“, Samuel Beckett), passende und kompetente Förderer haben und wenn sie in einem kreativen Umfeld arbeiten, das Experimente ermöglicht und kritische Sympathie äußert.14 In Organisationen, wo Leistungsdruck herrscht, die Mitarbeiter um ihren Arbeitsplatz bangen, eng kontrolliert wird und geringe Mitwirkungsmöglichkeiten bestehen, können Kompetenzen kaum entfaltet werden. Auch werden die Akteure ihr Wissen eher zurückhalten, weniger kooperieren oder gemeinsam lernen.



Vielfalt ist eine große Ressource, doch schwindet sie schnell in allen sozialen Systemen, da der Mensch ein Sympathieproblem hat: Je ähnlicher Menschen sind, desto eher stellt sich Sympathie ein. Somit werden ähnliche Akteure bevorzugt und das System tendiert zur Homogenität. Vielfalt und Andersartigkeit sind schwierig auszuhalten.



Gleichheit Unternehmen mit geringen Statusunterschieden, geringeren Einkommensunterschieden und wenigen Hierarchieebenen arbeiten erfinderischer. Die Ordnung der Verschiedenheit, eine Heterarchie, befreit vom Karrierestress und Leistungsdruck. Gutes Neues entsteht eher in einer Flow-Kultur, wo die Menschen individuell ihre Balance zwischen innovativer Herausforderung und Kompetenz finden können. Als besonders veraltet kann die heroische Elitenkultur gelten. Es wird dabei davon ausgegangen, dass nur Experten und besonders einzigartige Helden Führungsaufgaben übernehmen können. In einer komplexen Welt scheitert der einzelne Experte und Held aber schnell. Er übernimmt eine unmögliche Aufgabe, da die Probleme nur unter Mitwirkung vieler unterschiedlicher Akteure bewältigt werden können. Er muss als abgehobener Held die Distanz wieder reduzieren und andere einbeziehen, ihre Kompetenz integrieren und zugleich seine Unfehlbarkeit und überragende Fähigkeit unter Beweis stellen. Der heterogene, gleichberechtigte Schwarm kann extrem bessere Erkenntnisse entwickeln und fördert zugleich die Akzeptanz der Entscheidungen. Die hoch dotierten Helden erkennen diese Lage häufig und handeln deshalb einseitig vorteilhafte Verträge aus und offenbaren sich häufig als illoyale Söldner.



Überschaubarkeit und Nähe (Density): Größe als Problem Eines der größten Probleme resultiert aus der Größe sowie der daraus resultierenden Hierarchie und Anonymität. Je größer eine Organisation ist, desto wahrscheinlicher wird die organisierte Unverantwortlichkeit. Die Handelnden spüren wenig Resonanz auf ihr Verhalten. In Konzernen ist diese negative Entwicklung fast zwangsläufig, wenn nicht aktiv und immer wieder Maßnahmen dagegen ergriffen werden. Die Größe führt zu geringerer Mitwirkung, mehr Hierarchie und Kontrolleinrichtungen, da das System anders kaum steu-
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Gustav Bergmann (*1957) ist Wirtschaftswissenschaftler. Er leitet den Lehrstuhl für Innovations- und Kompetenzmanagement an der Universität Siegen. Er untersucht und begleitet Entwicklungsprojekte in Unternehmen und Institutionen auf der Basis der systemischen Aktionsforschung.



erbar erscheint. Der einzelne Mensch kann nur in Subkulturen von Konzernen anerkannt und respektiert werden. Entlassungen in einem kleinen mittelständischen Unternehmen werden in der Regel vom Eigentümer selbst vorgenommen. Aus der engen Beziehung resultiert Verantwortung für das Schicksal des Mitarbeiters. In großen Konzernen kann diese Art von Beziehung nicht bestehen und Menschen werden zur Verfügungsmasse. Will man selbst große Unternehmen erfinderisch, human und nachhaltig organisieren, dann funktioniert das wahrscheinlich nur mit deutlicher Eigenständigkeit, Selbstorganisation und Dezentralität der Subsysteme. Dann ist es möglich, Beziehungen aufzubauen sowie Kooperation und Kreativität sich entfalten zu lassen.



Austausch (Interaction) und Mitwirkung Das kollektive Lernen und die Verknüpfung von Kompetenzen können besonders räumlich unterstützt werden. So sind Foren des Austausches, wo beiläufig Kommunikationsanlässe entstehen, ein guter Beitrag. Cafeterien und teilweise offen gestaltete Räumlichkeiten sind einer Zellenstruktur bei Weitem vorzuziehen. Methodisch haben sich offene Workshops wie Zukunftskonferenzen, Open Space und offene Projektstrukturen bewährt, um diese intensive Mitwirkung zu ermöglichen.



Zugang Die unter dem Label Open Innovation bekannt gewordene Erneuerungsstrategie stellt eine große Möglichkeit dar, interaktiv mit verschiedenen Austauschpartnern weit über das Unternehmen hinaus Neues zu entwickeln. Die Öffnung zu anderen Kulturen, zu anderen Marktteilnehmern ist aber allein schon eine gewaltige Herausforderung. Denn die Öffnung für andere gehört nicht zu den Wesenszügen sozialer Systeme. Zu einer erfinderischen Unternehmung gehören Experimentierfelder, die die effizienten Routinestrukturen zumindest ergänzen. Also Raum, in dem Neues entstehen kann. Das gilt insbesondere auch für die Öffnung im Sinne der Open Innovation und User Driven Innovation.15 Ein partizipatives Design integriert alle Akteure innen und außerhalb, die mit ihren Interessen, Sichtweisen und Kompetenzen beitragen können, wahrlich nützliche und kreative Produkte oder Dienstleistungen entstehen zu lassen. Mitwirkung verbessert die Entwürfe und macht sie eher akzeptabel, sodass
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aus den Ideen Innovationen werden. Für eine Öffnung ist ein fundamentaler Wandel der Kultur notwendig.
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Chesbrough, H.: Open Innovation, Boston 2003. Christakis, N.A. / Fowler, J.H.: Connected, Frankfurt 2009. Dörre, K. / Lessenich, S. / Rosa, H.: Soziologie, Kapitalismus, Kritik,



republikanischen Florenz, das damals in seiner Überschaubarkeit auch



Frankfurt 2010.



einen Zugang zu den Einflussträgern ermöglichte. In Bologna existierte die



Duerr, H. P.: Warum es ums Ganze geht, München 2009.



erste Universität, in der Laien Laien unterrichteten. Künstler wie Da Vinci



Dunbar, R.: Grooming, Gossip and the Evolution of Language.



und Michelangelo arbeiteten in großen Teams und ermöglichten auch



Harvard University Press, Boston 1996.



vielen anderen Handwerkern, Erfindern und Künstlern, sich zu entfalten.



Ericsson, A. et al.: Development of Professional Expertise,
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Vgl. Florida 2005.



Cambridge 2006.
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Auf Heinz von Foerster geht die wesentliche Unterscheidung von trivialen



Florida, R.: Cities and the Creative Class, New York 2005.



und non-trivialen Systemen zurück. Triviale sind eindeutig, weniger



Foerster, H. v.: Sicht und Einsicht – Versuche zu einer operativen Erkennt-



komplex und deshalb voraussehbar. Non-triviale Systeme sind



nistheorie, Heidelberg 1999.



hochkomplex und dynamisch. (Foerster 1999)



Habermas, J.: Theorie des Kommunikativen Handelns. Band 2. Frankfurt
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Leo Nefiodow 2006.



am Main 1981.



13



Vgl. Bergmann 2001, Bergmann / Daub / Meurer 2006 und Bergmann / 



Honneger, C. / Neckel,S. / Magnin, C. (Hg.): Strukturierte Verantwortungs-



Daub 2008. 14



Vgl. besonders Anders Ericsson (2006) und Richard Sennett (2008)



losigkeit – Berichte aus der Bankenwelt, Frankfurt 2010. Layard, R.: Die glückliche Gesellschaft, Frankfurt 2005.



haben auf die breit verteilte und entwicklungsfähige Intelligenz und die



Nefiodow, L. A.: Der sechste Kondratieff: Wege zur Produktivität und Vollbe-



extrem formbaren Talente hingewiesen.



schäftigung im Zeitalter der Information – die langen Wellen der Konjunktur
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Vgl. Chesbrough 2003.



und ihre Basisinnovationen, St. Augustin 2006. Rosa, H.: Beschleunigung, Berlin 2009. Sennett, R.: The Craftsman, New York 2008.



Wenn Institutionen sich weiterentwickeln und erfinderischer agieren wollen, dann sind sie in den sechs skizzierten Bereichen zu erneuern. Leitmaxime kann der ethische Imperativ von Heinz von Foerster sein: „Handle stets so, dass die Anzahl der Möglichkeiten wächst.“ Jede Erweiterung der Handlungsspielräume für die Mitwirkenden erhöht die Kompetenz und Zukunftsfähigkeit des Systems.



Welzer, H.: Klimakriege, Frankfurt 2008. Wilkinson, R.: The Impact of Inequality, New York 2005. Wilkinson, R. / Pickett, K.: Gleichheit ist Glück – Warum gerechte Fotonachweise – Quelle Photocase © Seite 4, 70 – 75 : kallejipp; klosko; f fwd!; Lukas Dorn-Fussenegger; lailablue; eyelab; Marquis de Valmont; ritschratschklick; fr yday; Herzschlag



Gesellschaften für alle besser sind, Berlin 2009. Zimbardo, P.: The Lucifer Effect, New York 2007.
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THE STATE OF EXCEPTION Vereinbarkeit von informeller Stadtentwicklung und institutioneller Planung



welche Strukturen und Nutzungen von der Formalität ausgenommen und dementsprechend informell sind. Die informelle Stadtentwicklung ist damit nach Roy „von der formalen Ordnung der Urbanisierung ausgenommen“. Informalität heißt somit nicht, dass es „keine Planung gibt“, sondern dass ihre Regulierung außerhalb der gesetzlichen Planungsprozeduren und damit auch außerhalb der administrativen Einrichtungen stattfindet oder die Planungsergebnisse den staatlichen Verordnungen nicht entsprechen. Basil van Horen spricht bei den informellen Regeln von „de facto“-Regulierungen, während die Regulierung der formellen Planung als „de jure“ bezeichnet wird. Roy hebt sich mit ihrer Auffassung von Informalität als Modus der Stadtentwicklung deutlich von den verbreiteten Sektortheorien ab. Mit diesem Verständnis als Vorgehensweise lassen sich wesentliche Erkenntnisse über die Verflechtungen und Übergänge zwischen formellem und informellem Status einer Produktion städtischer Strukturen vereinen. So lässt sich auch die parallele Existenz von urbaner Informalität und institutioneller Planungshoheit mit dieser Lesart beschreiben. Tatsächlich muss man wohl davon ausgehen, dass weltweit die überwiegende Zahl der Städte und Stadterweiterungen informell entstehen und dass ihr Wachstum durchschnittlich etwa doppelt so schnell voranschreitet wie das der formellen Stadtgebiete. Dennoch bemerkt van Horen, werden diese Gebiete oft nicht institutionell anerkannt und tauchen bspw. in Stadtplänen nicht auf.



Um trotz der baulichen und nutzungsbezogenen Reglementierung spontane oder inkrementelle Entwicklungen im Stadtraum zu ermöglichen, wird in einigen Ländern mit dem „State of Exception“ geplant, der sich nach Ananya Roy auf informelle Modi der Stadtentwicklung beruft. Wie die hier vorgestellten Beispiele aus Kapstadt und Oakland zeigen werden, kann Informalität strategisch genutzt werden, um durch die Anerkennung von inkrementeller Entwicklung und Unregelmäßigkeiten Möglichkeitsräume und Handlungsperspektiven für Gestaltung und Improvisation zu eröffnen. Aus dem Vorgehen entstehen Fragen zur Verteilungsgerechtigkeit und der Rolle des Planers in der Stadtentwicklung.



In Zentraleuropa ist die Stadtentwicklung stark institutionell reguliert und durchsetzungsfähig. Hier tendiert man daher, ein zweigeteiltes System anzunehmen, welches aus Orten besteht, die diesen hohen Regulierungsgrad ebenfalls erreichen und jenen, bei denen dies nicht der Fall ist. Tatsächlich muss man jedoch von einer Spanne ausgehen, was den Grad der formellen Regulierung der Stadtentwicklung angeht. Im Mittelfeld liegen beispielsweise die Stadtproduktionen weiter Teile Osteuropas, Südafrikas und Lateinamerikas, in der etwa eine „Planung durch Projekte“ stattfindet. Das andere Extrem wird von sogenannten „failed States“ wie etwa Somalia gebildet, in denen eine staatliche Regulierung komplett ausbleibt und sich informelle Strukturen die Macht über den Raum und die Definition der Stadtgestaltung teilen.



Informalität: Die Planung verhängt den Ausnahmezustand Die Definitionen und Interpretationen zum Begriff der Informalität sind vielfältig. Ananya Roy bezeichnet Informalität als „State of Exception“, also als Ausnahmezustand, der durch den Souverän des Planungsapparates bestimmt wird. In der Entscheidungsgewalt und Deutungskompetenz der Planungshoheit liegt es, Formalität zu definieren und deklarieren. Damit einhergehend wird eben auch abgegrenzt,



Unter solchen – häufig marktliberalen – Rahmenbedingungen, in denen ein gesellschaftlicher Grundkonsens über Ziele für ein verlässliches Planungsverfahren keinen Bestand hat, muss man sich als Stakeholder auf Aushandlungsprozesse mit der Politik und Anwaltsplanungen stützen. Die Akteure, die in unterschiedlichen Konstellationen üblicherweise in der informellen Stadtentwicklung agieren, sind neben den politischen Machthabern: Formen der Anwaltsplanung (NGOs),



Die zentraleuropäischen Städte stehen vor der Herausforderung, sich innerhalb komplexer baulicher und regulativer Strukturen weiterzuentwickeln. Sie verfügen über ausdifferenzierte, demokratisch legitimierte Planungsinstitutionen, die einer geordneten Stadtentwicklung dienen und die Qualität der Planungsergebnisse sichern sollen. Sowohl die Gestaltung als auch die Nutzungen der Stadträume sind planungsrechtlich auf längere Zeiträume festgelegt. Änderungen sind nur möglich, sofern bereits vor Realisierung eines Vorhabens ein genauer Entwurf besteht, der dann – sozusagen im Vorgriff auf das Ergebnis – von der Kommune genehmigt wird. Sowohl im Zuge intensivierter Bürgerbeteiligungsprozesse, als auch unter Berufung auf Freiheiten zur Gestaltung des eigenen Lebensraums durch die Bewohner, steigt jedoch die Notwendigkeit ergebnisoffener Stadtentwicklungsprozesse. Die Ressourcen bürgerinitiierter Projekte sind meist begrenzt und die Planung muss gekoppelt an die Realisierung schrittweise, abhängig von Materialverfügbarkeit und Einsatzbereitschaft erfolgen. Die Frage besteht also, wie man gesetzliche Rahmen schafft, innerhalb derer Nutzungs- und Gestaltungsexperimente im Stadtraum möglich sind?
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Text: Nadine Appelhans



privatwirtschaftliche Entwickler, Stakeholderinitiativen (Anwohner, Freiraumnutzer) und unter Umständen auch illegale Operateure (Grundstücksmafia, Spekulanten). In Anbetracht des fehlenden Grundkonsenses in informellen Stadtentwicklungsprozessen stellt sich daher immer wieder die Frage, wie in diesen Konstellationen Verteilungsgerechtigkeit in der Stadtentwicklung hergestellt werden kann. Der Ausnahmezustand als Planungsinstrument Roy verweist im Zusammenhang mit der Frage nach Verteilungsgerechtigkeit in der Stadtentwicklung darauf, dass die Grundidee des „Right to the City“ nach David Harvey anerkannt werden soll und schlägt eine „strategische Nutzung des Ausnahmezustands“ vor. Die strategische Nutzung des Ausnahmezustands kann somit als Instrument der Stadtentwicklung dienen. Sie schlägt selbst zwei Varianten vor, die hier anhand von Praxisbeispielen dargestellt werden sollen. Die erste Variante zur strategischen Nutzung des Ausnahmezustandes bezeichnet Roy als die Einführung „regulativer Ausnahmen“. Es geht hierbei um das temporäre und räumlich begrenzte Aussetzen formeller Regulationen, um bestehende informelle bauliche Strukturen anzuerkennen und Formalisierungsprozesse einzuleiten. Diese regulativen Ausnahmen werden beispielsweise in Kapstadt eingesetzt. Aufgrund der langjährigen Apartheidherrschaft ist dort die ökonomische und ethnische Segregation bis heute stark in der Stadtgestalt manifestiert. Die konventionellen Planungsregularien waren ausschließlich auf die industrielle Bauwirtschaft angepasst. Sie schlossen daher nach dem politischen Wandel zur Demokratie von 1994 die Lebensrealität der nun in die Städte strömenden schwarzen Bevölkerungsmehrheit von der formellen Planung aus. Ein nach konventionellem Baurecht errichtetes Wohnhaus liegt auch heute noch weit außerhalb der ökonomischen Möglichkeiten vieler Zugezogener. Nick Graham beschreibt, wie nach einem Gerichtsurteil im Jahr 2000 daher die Gemeinden verpflichtet wurden, sich den aus dieser Situation heraus entstandenen informellen Siedlungen nicht nur im Zuge von Ersatzplanungen anzunehmen, sondern die Lebensumstände innerhalb der Siedlungen zu verbessern. So wurde in den „Cape Town Zoning Scheme Regulations“ im Jahr 2004 erstmals das Planungsrecht revidiert und darin zwei verschiedene „residential zones“ für die Landnutzung in Kapstadt eingeführt. Es gibt in der Version von 2007 nun zum einen die „Single Residential Zones“ (SR1), die für „konventionellen“ Wohnungsbau gelten. Um die unterschiedlichen sozio-ökonomischen Lebensbedingungen der Bevölkerung anzuerkennen, wurde zusätzlich jedoch die „Incremental Housing Zone“ (SR2) eingeführt. Sie umfasst als Hauptnutzungen Wohnnutzungen, Versorgungseinrichtungen, private
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Erschließung, urbane Landwirtschaft, Freiraum und zusätzliche, an Bedingungen geknüpfte wohnkompatible Nutzungen. Sämtliche zuvor als informell klassifizierte Gebiete und Strukturen wurden in diese SR2-Klassifizierung überführt. Damit ist den meist ökonomisch benachteiligten Bewohnern die Möglichkeit eröffnet, legal Aufbauarbeiten an ihren Wohnungen durchzuführen, die zu einer Verstetigung ihrer Bleibe führen soll. Durch das Abschaffen des informellen Status besteht die Möglichkeit zum legalen Verbleib der Bewohner und eine relative Sicherheit für kleine Investitionen, deren Aufwand im Verhältnis zum Einkommen der Bewohner recht hoch und damit riskant ist. Für diesen fortschreitenden Ausbau werden Entwicklungsvorschriften formuliert, welche die Grundflächenzahl, die Geschosshöhen, Baulinien und Stellplätze betreffen. Es wird dabei unterschieden in geplante Siedlungen, die einen Degradationsprozess hinter sich haben, und die Gebiete, die als Spontansiedlung noch keinerlei formeller Regulierung unterlagen. Die Stadtverwaltung behält in den SR2-Gebieten die Entscheidungshoheit darüber, zu welchen Maßnahmen die Bewohner oder Eigentümer von Unterkünften verpflichtet werden können. Begründet werden müssen diese Maßnahmen mit Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, gesundheitlichen Gründen oder wegen Feuergefahr, wobei ein Verstoß gegen die Auflagen als Vergehen gegen das Planungsrecht gerichtlich geahndet werden kann. Die Stadt möchte durch die Sicherung des im Selbstbau entstandenen Wohnungsbestandes und die Anordnung von Aufwertungsmaßnahmen, die Qualität der ökonomisch benachteiligten Wohngebiete schrittweise steigern. Innerhalb der SR2-Zonen soll die lokale Beschäftigung unterstützt werden, indem zusätzliche Hütten, Kleinstgeschäfte, Heimarbeit, Bed & Breakfast, KiTas, informeller Handel sowie soziale, bildungsbezogene und religiöse Aktivitäten bedingt erlaubt sind. Aufgrund dessen, dass diese Aktivitäten zunächst ohne zusätzliche Genehmigung und Abgaben grundsätzlich erlaubt sind, ist die Schwelle für die Bewohner, ökonomische Aktivitäten aufzunehmen, sehr gering. Der Ausnahmezustand wird in Kapstadt durch einen temporären Verzicht auf das Durchsetzen von konventionellen baulichen und planerischen Standards genutzt. Dabei sollen bestehende Strukturen und Eigeninitiative gefördert werden, um langfristig die Anpassung der baulichen Strukturen an bestehende Allgemeinkriterien herbeizuführen. Hierdurch werden Handlungsperspektiven eröffnet, die der Aktivierung von Gestaltungspotenzialen der Bevölkerung im städtischen Raum dienen. Die Rolle der Stadtverwaltung liegt dabei in der Prozessbegleitung und der Sicherstellung, dass es nicht zu baulichen Degradationsprozessen kommt. Um in diesem Fall kein dauerhaftes Zweiklassenrecht zu etablieren, bildet die Überführung der inkrementellen SR2-Entwicklungsgebiete in den konventionellen formellen SR1-Status einen wichtigen Abschlusspunkt der Entwicklung.
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Die zweite Möglichkeit zur strategischen Nutzung von Informalität ist nach Ananya Roy, „Ausnahmen von der Regelmäßigkeit“ zu gewährleisten. Hier sollen regelmäßige Kosten, die etwa durch Formalisierung entstehen und in Diskrepanz zum unregelmäßigen (bspw. informellen) Einkommen stehen, ausgesetzt werden. Wie Alex Salazar in verschiedenen Ausführungen schildert, hat im Fall von Uptown Oakland die Stadt gegenüber einer privaten Projektentwicklungsgesellschaft eine Verhandlungsrolle über die Einrichtung solcher Trägerstrukturen übernommen. Anlass zur Formierung der NGO „Coalition for Workforce Housing“ (CWH), die diese Initiative zunächst koordinierte, gab der damalige Bürgermeister Jerry Brown, der in einem Interview erklärte, dass der 10K-Entwicklungsplan für Oaklands Innenstadt (der vorsah, 10.000 zusätzliche Bewohner in die Innenstadt zu siedeln) die einzige Alternative zur „slumification“ des Uptown-Viertels durch „affordable housing“ sei. So wurden auf dem Gebiet von „Uptown“ allein 1.040 Wohneinheiten geplant, mit Raum für 2.200 zusätzliche Bewohner. Aufgrund des damals boomenden Immobilienmarktes, der zunehmenden unbegründeten Zwangsräumungen im Zuge von Sanierungen und drohender Gentrifizierung wurde von der CWH ein alternatives Entwicklungskonzept für das Kerngebiet der 10K-Planungen vorgelegt. Das alternative Konzept arbeitete mit der Plangrundlage des privaten Projektentwicklers, beinhaltete aber Planungen für zwei Blocks mit Mischnutzungen. Hier wurden Sozialwohnungsbauten mit entsprechenden sozialen Einrichtungen und Angeboten vorgesehen. Zentral war der Vorschlag, lokale Non-Profit-Organisationen für die Entwicklung und das Management und somit als Trägerstrukturen für die sozialen Einrichtungen zu gewinnen. Da die Stadt weiterhin Eigentümerin eines der Grundstücke war, wurde sie von der CWH über öffentlichen Druck zu Verhandlungen mit dem privaten Entwickler über den alternativen Entwurf gebracht. 210 Wohneinheiten sind nun für Bewohner mit 30 – 50 % des durchschnittlichen Einkommens reserviert, die hier zudem auf sie zugeschnittene Dienstleistungen in Anspruch nehmen können. Interessant ist, was in Oakland hinsichtlich der Rolle der Stadt in der Anerkennung prekärer Lebenssituationen erreicht wird, die eine ökonomische Regelmäßigkeit nicht kennen. Aufgrund ihrer finanziellen Unstetigkeit wäre diese Bevölkerungsgruppe ohne die Revision des Verfahrens als Bewohner des Projektvorhabens nicht infrage gekommen. Betrachtet man das Ganze als eine Neuentwicklung, beinhaltet es nun Wohn- und Aufenthaltsgelegenheiten für Geringstverdienende, die in der ursprünglich homogen ausgelegten Planung für die Mittelschicht durch relativ hohe



Eintritts- und Unterhaltskosten keinen Zugang gehabt hätten. Das Projekt schafft „Ausnahmen von der Regelmäßigkeit“, da soziale Fragen baulich und planerisch aufgenommen und dafür alternative Trägerstrukturen vorgeschlagen wurden. Es geht somit nicht um Bestandsschutz, sondern um eine festgelegte breitere Zugänglichkeit zu einer Neuentwicklung und die Öffnung des Nutzungsspektrums.



Literatur City of Cape Town, Directorate: Strategy & Planning, Department of Planning & Building Development Management (November 2007): City of Cape Town Zoning Scheme Regulations – A Component of the Policy-Driven Land Use Management System, Fourth Draft. Graham, Nick (2010): Informal settlement upgrading in Cape Town: Challenges, constraints and contradictions within local government. In: Huchzermeyer, Marie (Hg.): Informal settlements. A perpetual



Die institutionelle Planung: Prozessbegleiter und Anwaltschaft Die Rollen für die institutionelle Planung, die sich im Umgang mit dem Ausnahmezustand als Planungsinstrument in den Praxisbeispielen ergeben, lassen sich als Prozessbegleiter und Anwaltschaft beschreiben.



challenge? Reprint. Lansdowne: UCT Press. van Horen, Basil (2000): Informal Settlement Upgrading. Bridging the Gap between the De Facto and De Jure. In: Journal of Planning Education and Research, H. 19, S. 389–400. Roy, Ananya (2005): Urban Informality – Towards an Epistomology of Planning. In: Journal of the American Planning Association, Jg. 71, H. 2, S. 147–158.



Der Einsatz inkrementeller Instrumente ordnet in Kapstadt die vormals informellen und somit außerhalb der institutionellen Handhabe stehenden Planungen als Entwicklungsraum unter ihre Entscheidungshoheit. Die Prozessbegleitung kann dort aktiv stattfinden und geht über eine Duldungshaltung der Verwaltung hinaus. Der verstetigten Praxis der selbst organisierten Stadtproduktion wird nun eine rechtliche Basis geboten, die auch den Formalisierungsprozess mit einschließt und regelt. Die Stadtverwaltung erhält große Ermessensspielräume, was die Duldung baustruktureller Konstellationen angeht. Grundlage zum Umgang mit dieser Rolle ist der Verlass auf funktionierende Kontrollmechanismen, wie eine unabhängige Rechtsprechung und ein unterstützendes Selbstverständnis der Planung. Aufgrund möglicher Sicherheitsbedenken, ästhetischer Differenzen oder Verschiebung inhaltlicher Prioritätensetzung erfordert das Zulassen von solchen temporär deregulierten Räumen auch politische und gesellschaftliche Bereitschaft, diese zu gewähren.



Roy, Ananya; AlSayyad, Nezar (Hg.) (2004): Urban informality. Transnational perspectives from the Middle East, Latin America and South Asia. Lanham: Lexington Books (Transnational perspectives on space and place). Salazar, Alex (2006): Designing a Socially Just Downtown. Mayor Brown‘s plan for a new downtown in Oakland was stymied by a resurgence of grass roots housing advocacy. In: Shelter force, H. 145. Salazar, Alex (2008): Architecture and Social Change: The Struggle for Affordable Housing in Oakland‘s Uptown Project. In: Bell, Bryan; Wakeford, Katie (Hg.): Expanding architecture. Design as activism. New York, NY: Metropolis Books, S. 176–183. Smit, Warren (2010): Understanding the complexities of informal settlements: Insights from Cape Town. In: Huchzermeyer, Marie (Hg.): Informal settlements. A perpetual challenge? Reprint. Lansdowne: UCT Press, S. 103–125.



Der Planungsfall aus Oakland macht unterdessen deutlich, dass die institutionelle Planung (unter öffentlichem Druck) in der Lage ist, Anwaltschaften in der Stadtentwicklung selbst zu übernehmen. Sie begeben sich dabei auf ein traditionell von Aktivisten und NGOs besetztes Feld. Dies macht unter gewissen Voraussetzungen durchaus Sinn, dabei darf die Anwaltschaft jedoch nicht dazu dienen, partizipative Planung auf Stadtebene zu umgehen und selektive Interessen auf öffentlichen Druck nachträglich in Vorhaben zu integrieren. Vielmehr muss es in der Anwendung darum gehen, dass Trägerstrukturen für Ausnahmen und Experimente in der Stadtentwicklung, die keinen Zugang zu struktureller Förderung haben, planerisch unterstützt werden.



Nadine Appelhans (*1981) studierte Stadtplanung in Hamburg und Valladolid, Spanien. Sie schloss ihr Studium mit einer Arbeit über Strategien für den Low-Income-Siedlungsneubau in Südafrika ab. Im Rahmen ihrer Promotion am Arbeitsgebiet „Internationale Stadtforschung“ der HafenCity Universität beschäftigt sie sich mit Urbanisierungsprozessen und Stadtplanung in Äthiopien.
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Beyond Diet 

Ich kann Dir versichern, dass die. Resultate die MÃ¼he .... vielleicht am Morgen, wÃ¤hrend Du Deine Haare bÃ¼rstest, im Auto auf dem Weg zur. Arbeit, am ...... haltbar sind und billiger sind als echtes Fett, aber die Forschung hat bewiesen, dass.
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Bethel vorOrt - Bodelschwinghsche Stiftungen Bethel 

20.09.2011 - wohnungslose Menschen. AuÃŸerdem erhalten Kinder, Jugendliche und Familien differen- zierte Hilfen zur Erziehung. Im stationÃ¤ren Hospiz in ...
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stakeholderorientierte fuhrung groser stiftungen ein 

Finally, stakeholderorientierte fuhrung groser stiftungen ein kausalanalytischer erklarungsansatz der Pdf in electronic format take uphardly any space.
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ESPSO recognized institutions and mentors 

Policlínica San José ... Victor Verwaal ... of New South Wales Department of Surgery, Hepatobiliary and Surgical Oncolog
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NUR MONTAG 1.!! 

18.09.2017 - ThÃ¼ringen / Jena. GÃ¶nnen Sie sich eine rundum gelungene. Auszeit im Saaletal. Zu jeder Jahreszeit erwartet Sie hier ein Mix aus innovativer.
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2 Karottensalat Montag 

14 Hauptallergene: A = Ei B = ErdnÃ¼sse C = Fisch D = Gluten E = Krebstiere F = Lupine G = Kuhmilch H = SchalenfrÃ¼chte. I = Schwefel & Sulfit J = Sellerie K= ...










 


[image: alt]





reliable beyond limits 

RELIABLE BEYOND LIMITS. PAÍS: España. AÑO: 2009. MODELO COMPRESOR: 4HP-4-LT. GAS: Aire. NÚMERO DE ETAPAS: 4. NÚMERO DE C
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Beyond the Phishing 2019 

STATE OF THE. PHISH. INFORME DE 2019. INFORME ANUAL proofpoint.com/security-awareness. Security Awareness Training. Por
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RELIABLE BEYOND LIMITS 

PAÍS: Arabia Saudí. AÑO: 2011. MODELO COMPRESOR: 4HA-6-TER-LT. GAS: Aire. NÚMERO DE ETAPAS: 4. NÚMERO DE CILINDROS: 6. T
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Beyond Imagination English 
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07 Islamic Art & Beyond 

Ich schlage daher folgende Regel vor, um zu entscheiden, ob etwas als. Ornament bezeichnet werden kann: Ornament ist jener Teil eines Kunstwerkes, der dort ...
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Financial Institutions 

Alfonso Cárcamo. Pilar López-Aranguren. Directora de Compliance España,. Portugal ... BANCO SANTANDER. Luis Ussía. Regio
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ESPSO recognized institutions and mentors 

Aarhus University Hospital. Aarhus. Denmark ... Dokuz Eylül School University of Medicine. Izmir ... University of New S
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reliable beyond limits 

flip-flop, arrancador suave para eliminar picos de intensidad en el arranque, así como transmisión de potencia por acopl
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decorstone - Beyond Tiles 

*Peldaño Especial. 22x85 P120. PZ/CJ 6 – KG/CJ 24. *Ángulo. 22X22 P75. PZ/CJ 10 - KG/CJ 10,00. *Ángulo Especial. 22X22 P
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